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Editorial

Editorial

Sehr geehrte Leserinnen und Leser,

zu Beginn der zuriickliegenden Forder-
phase stand die Unabhéngige Patienten-
beratung Deutschland (UPD) vor einer
grofRen Aufgabe: Der Schritt vom Modell-
versuch zur Regelversorgung musste
auch auf der operativen Ebene vollzogen
werden. Die UPD musste sich gewisser-
mafen vom Prototyp zur Serienreife
entwickeln, um dem Anspruch an ein An-
gebot der Regelversorgung geman

§ 65 b SGB V gerecht werden zu kon-
nen.

Hinter uns liegen funf Jahre Regelbetrieb
und die UPD hat eine Entwicklung voll-
zogen, die man mit der Uberschrift ,Pro-
fessionalisierung* betiteln konnte. Dabei
ging es um die Weiterentwicklung einer
hochkomplexen, personenbezogenen
Dienstleistung, fur die es noch keine
Lehrbuicher und Methodenwerke gibt. Die
UPD hat wéhrend dieser Zeit Methoden
entwickelt, Standards definiert und dabei
auch die Frage nach der Effizienz der
Beratung niemals auf3er Acht gelassen.

Der vorliegende Bericht fasst die vielen
Arbeitsbereiche und Handlungsfelder zu-
sammen, die uns in den letzten fiinf Jah-
ren beschaftigt haben. Und er erlautert,
welche Effekte und Wirkungen wir aus-
machen konnten. Am Ende der Férder-
phase méchten wir uns der Frage der
Wirksamkeit stellen. Was konnten wir fiir
die Patientinnen und Patienten errei-
chen? Das ist die Frage, die uns riickbli-
ckend beschaftigt und um die es in unse-
rem gesetzlichen Auftrag ging.

Die Forderung unseres Beratungsver-
bunds endet am 31. Dezember 2015. Im
Rahmen eines europaweiten Vergabe-

verfahrens wurde der Zuschlag fir die
Wahrnehmung des gesetzlichen Auftrags
des § 65 b SGB V einem anderen Bieter
erteilt. Naturlich bedauern wir diese Ent-
scheidung, mdéchten uns aber fur das bis-
lang in unsere Arbeit gesetzte Vertrauen
bedanken.

Auch wenn die regionalen Beratungs-
stellen der UPD zum Jahresende 2015
schlieBen und der Beratungsauftrag kiinf-
tig von einem anderen Anbieter wahrge-
nommen wird: Wir glauben, dass wir mit
unserer unabhangigen Patientenbera-
tung etwas bewegen konnten. Davon
handelt dieser Abschlussbericht.

Mit freundlichen GriRen

Stephanie Jahn leitete
als Geschaftsfiihrerin
der UPD gGmbH zuletzt
die Bundesgeschafts-
stelle in Berlin



Warum muss ich das selbst bezahlen?

Kénnen Sje mir helfen,

diesen Antrag auszufillen?

Was ist eigentlich eine Festbetragsregelung?

Gibt es auch gilinstigeren Zahnersatz? l

. Warum werden meine Tabletten nicht mehr bezahlt?

Darfich meine Schwerbehinderung verschweigen? ‘
Wer hilft mir jetzt noch weiter? ,




l Was bedeutet dieser Bescheid?
Warum bekomme ich keine Einsicht in meine Patientenakte?

War das vielleicht ein Behandlungsfehler? ,
Was ist GOA? ,

Wie wechselt man die Kasse? l
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1. Komplexe Gesundheitsversorgung —
Die Ausgangslage

Wir alle begeben uns friher oder
spater in das System der ge-
sundheitlichen Versorgung in
Deutschland. Vielleicht lauft alles
glatt und wir werden schnell
wieder gesund. Manchmal aber
auch nicht. Dann sind wir in un-
serem jetzigen Gesundheitssys-
tem stark gefordert und benoti-
gen dabei eine Vielzahl an
Ressourcen, Wissen, Fahigkeiten
und Fertigkeiten.

Bereits im Jahr 1996 stellte die
Weltgesundheitsorganisation auf
der ersten Internationalen Konfe-
renz zur Gesundheitsforderung in
Ottawa die Forderung auf, den
souveran handelnden Menschen,
der die ihn betreffenden Verhaltnis-
se und Angelegenheiten mitbe-
stimmt, in das Zentrum aller Ge-
sundheitsbemiihungen zu stellen.

»Vorzeigepatienten“

Nach dem Idealbild treffen moderne
und miindige Patienten Therapie-
entscheidungen auf der Basis des
besten verfligbaren Wissens ge-
meinsam mit ihrer Arztin oder ihrem
Arzt. Sie ibernehmen Verantwor-
tung fiir die eigene Gesundheit und
nehmen eine aktive Rolle im Be-
handlungsgeschehen ein. Den ein-
zelnen Akteuren der gesundheitli-
chen Versorgung begegnen sie auf
Augenhohe. Sie kennen ihre An-
spruche und Rechte als Patient und
koénnen sie auch einfordern und
durchsetzen.

Hiurden

Leider sieht die Realitat oft anders
aus. In den Beratungsgesprachen
der vergangenen funf Jahre zeigte
sich, dass nach wie vor viele Pati-
entinnen und Patienten mit den An-
forderungen des Systems Uber-
fordert sind. Sie mussen:

»  Therapieentscheidungen
fallen,

» Informationen bewerten,

birokratische Hirden Uber-
winden,

» geeignete Arzte oder Kran-
kenhauser auswahlen,

Therapievorgaben befolgen,
Nebenwirkungen bewerten,

maoglicherweise auch finanziel-
le Belastungen tragen und

»  nicht zuletzt auch die psychi-
sche und emotionale Bewalti-
gung meistern.

Auf ihren Versorgungspfaden sto-
Ben Nutzerinnen und Nutzer des
Gesundheitswesens auf Probleme,
Widerstande und Interessenkonflik-
te, die sie nicht bewerten und ein-
schatzen kénnen. Sie werden mit
einer Vielzahl von Leistungserbrin-
gern und Kostentragern konfron-
tiert, die unterschiedliche Interes-
sen verfolgen. Viele Patientinnen
und Patienten sind daher auf der
Suche nach unabhangigen Informa-
tionen, Rat und Unterstitzung.

Komplexitat

Die Gesamtlast dieser Anforderun-
gen steigt nicht selten mit dem
Schweregrad, der Dauer und der
Zahl der Erkrankungen. Angesichts
der Veranderungen des Krank-
heitsspektrums und der Zunahme
von Multimorbiditat steigt auch die
Komplexitat der Versorgung. So ist
es auch nicht verwunderlich, dass
sich immer mehr Patientinnen und
Patienten mit unserem zunehmend
komplexen System uberfordert fiih-
len. Die Erkenntnisse zur Gesund-
heitskompetenz in der deutschen
Bevoélkerung zeigen au3erdem,
dass viele Menschen Probleme
haben, gesundheitsrelevante In-
formationen zu verstehen, zu ver-
arbeiten und umzusetzen.

Patientenorientierung, die die prin-
zipielle Selbstbestimmtheit und
Mundigkeit von Patientinnen und
Patienten respektiert und den Be-
handlungserfolg in Abhangigkeit
von ihrer aktiven Einbeziehung de-
finiert, setzt ein hohes Maf3 an In-
formiertheit und gesundheitsbezo-
gener Bildung auf Seiten der Nutzer
des Gesundheitssystems voraus.
Dies setzt eine niedrigschwellige
Beratungs- und Informationsstruk-
tur voraus.
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Die Antwort lautet
unabhangige Patienten-
beratung

Schon in den 1980er Jahren gab es
Ansétze, eine autonome, nicht inte-
ressengeleitete Unterstltzung und
Beratung von Patientinnen und Pa-
tienten zu entwickeln. 2001 griff die
Politik die Forderung nach einer
unabhéangigen Struktur der Patien-
tenberatung auf: Mit der Einfiihrung
des § 65 b SGB V im Jahr 2001
wurden die gesetzlichen Rahmen-
bedingungen fir eine neutrale und
unabhéngige Patientenberatung in
gesundheitlichen und gesundheits-
rechtlichen Fragen geschaffen —
zun&chst im Rahmen eines Modell-
versuchs.

Mit der Anderung des § 65 b

SGB V zum 1. Januar 2011 sollte
der GKV-Spitzenverband (GKV-SV)
ab Inkrafttreten flr einen Zeitraum
von weiteren fiinf Jahren den Re-
gelbetrieb einer Einrichtung férdern,
die Verbraucher und Patienten in
gesundheitlichen und gesundheits-
rechtlichen Fragen bundesweit qua-
litatsgesichert und kostenfrei bera-
ten sollte. Ziel dieser Férderung
aus Mitteln der gesetzlichen Kran-
kenversicherung war es, die Patien-
tenorientierung zu stéarken und
Problemlagen im Gesundheitssys-

tem aufzuzeigen. In der sogenann-
ten Leistungsbeschreibung wurden
die fur die Forderphase maRgebli-
chen Aufgaben und Ziele des Vor-
habens fur die Ausschreibung vom
GKV-SV unter beratender Beteili-
gung des Beirats nach § 65 b

SGB V festlegt (Leistungsbeschrei-
bung siehe Anhang).

Zur Realisierung dieser Zielsetzung
hatten drei groRe gemeinnitzige
Organisationen mit langjahriger Er-
fahrung auf dem Gebiet der Ver-
braucher- und Patientenberatung
die Unabhéngige Patientenbera-
tung Deutschland als gemeinniitzi-
ge GmbH 2006 ins Leben gerufen:

» der Sozialverband VdK

»  der Verbraucherzentrale
Bundesverband

» der Verbund unabhangige
Patientenberatung.

Die UPD gGmbH bildete gemein-
sam mit ihren Gesellschaftern und
regionalen Tragerorganisationen
den Verbund der Unabhangigen
Patientenberatung Deutschland
(UPD). Im Jahr 2010 bewarben sich
die drei Gesellschafter mit der be-
reits in der Forderphase seit 2006
etablierten Verbund-Struktur und
erhielten den Zuschlag fur die
Durchfuihrung der unabhangigen
und neutralen Verbraucher- und

Patientenberatung fiir den Regelbe-
trieb von 2011 bis 2015. In dem so-
genannten Realisierungskonzept
formulierten die drei Gesellschafter
der UPD gGmbH ihr Angebot auf
die Leistungsbeschreibung.

Auf der Seite der
Patienten

Die UPD verstand sich als Lotse,
Wegweiser und Berater in einem
Gesundheitswesen, das durch viele
Akteure unterschiedlichen Aufga-
ben und teilweise unterschiedlichen
Zielen und Interessen gepragt ist.
Ratsuchende erhielten — wie schon
in den vorangegangenen Forder-
phasen - Informationen, Beratung
und Unterstiitzung — frei von den
Interessen der Krankenkassen, der
Leistungserbringer, der Industrie
und anderen Akteuren.

Dadurch wurden Ratsuchende in
die Lage versetzt, leichter sachge-
rechte Entscheidungen treffen zu
koénnen, in Konfliktsituationen wur-
den sie unterstiitzt und in ihrer Po-
sition als eigenverantwortliche Teil-
nehmerinnen und Teilnehmer im
Gesundheitswesen gestarkt.

§ 65 b SGB V: Forderung von Einrichtungen zur
Verbraucher- und Patientenberatung

(1) Der Spitzenverband Bund der Krankenkassen for-

dert Einrichtungen, die Verbraucherinnen und Ver-
braucher sowie Patientinnen und Patienten in ge-
sundheitlichen und gesundheitsrechtlichen Fragen

qualitatsgesichert und kostenfrei informieren und be-

raten, mit dem Ziel, die Patientenorientierung im Ge-

sundheitswesen zu starken und Problemlagen im Ge-

sundheitssystem aufzuzeigen. Der Spitzenverband

Bund der Krankenkassen darf auf den Inhalt oder den

Umfang der Beratungstatigkeit keinen Einfluss neh-

men. Die Férderung einer Einrichtung zur Verbraucher-
und Patientenberatung setzt deren Nachweis {iber ihre
Neutralitdat und Unabhéangigkeit voraus. [...]

11



Komplexe Gesundheitsversorgung — Die Ausgangslage

,Wenn es darum geht, neue

und wirklich notwendige
Strukturen im Versorgungs-

system zu etablieren, war der

Aufbau derunabhdngigen Patienten-
beratung wirklich eine der erfreulichsten,
erfolgreichsten und am meisten zielge-
richteten Entwicklungen im deutschen
Gesundheitswesen.“

Rolf Rosenbrock
Vorsitzender des Paritdatischen Gesamtverbands

12



Ziele und Konzeption des Beratungsangebotes

2. Ziele und Konzeption des

Beratungsangebotes

Der Spitzenverband Bund der
Krankenkassen (GKV-SV) fordert
gemaR § 65 b SGB V Einrichtun-
gen, die Verbraucher und Patien-
ten in gesundheitlichen und ge-
sundheitsrechtlichen Fragen
qualitatsgesichert und kostenfrei
informieren und beraten. Ziel
dieser Forderung aus Mitteln der
gesetzlichen Krankenversiche-
rung ist es, die Patientenorientie-
rung im Gesundheitswesen zu
starken und Problemlagen im
Gesundheitssystem aufzuzeigen.

Zur Realisierung dieses Ziels hat
der GKV-SV im Herbst 2010 erneut
die Durchfiihrung der unabhéngi-
gen Patienten- und Verbraucherbe-
ratung ausgeschrieben und die
UPD gGmbH in Tragerschaft des
Sozialverbands VdK, der Verbrau-
cherzentrale Bundesverband und
des Verbund unabhéngige Patien-
tenberatung Ende Januar 2011
damit beauftragt. Die UPD gGmbH
bildete gemeinsam mit regionalen
Organisationen fiir die Tragerschaft
der regionalen und uberregionalen
Beratungsangebote den Verbund
der Unabhangigen Patientenbera-
tung Deutschland UPD (UPD-
Verbund).

Ziele der
Patientenberatung

Der Auftrag war laut der Leistungs-
beschreibung, ein qualitativ hoch-
wertiges, thematisch breit aufge-
stelltes Informations- und
Beratungsangebot bereit zu stellen.
Dieses sollte sich an den Bedurf-
nissen der Ratsuchenden orientie-
ren und

»  fir Ratsuchende kostenfrei
und leicht zugénglich sein,

» regionale Beratungsstellen
(RBS) mit nutzerfreundlichen
Offnungszeiten an mindestens
vier Wochentagen sowie uber-
regionale Beratungsangebote
gewahrleisten,

Nutzerinnen und Nutzer — ins-
besondere sozial Benachteilig-
te — im selbstbewussten Um-
gang mit dem Gesundheits-
Gesundheitswesen starken,

fur die Patientinnen und Pati-
enten eine Lotsen- oder Ver-
weisfunktion im Gesundheits-
wesen Ubernehmen und
Ratsuchende in Einzelfallen
und bei fehlenden Verweisop-
tionen begleiten,

Kooperationsbeziehungen mit
allen relevanten Akteuren des
Gesundheitswesens aufbau-
en,

sich mit bereits bestehenden
Initiativen der Patientenbera-
tung und Patientenunterstt-
zung weiter vernetzen, insbe-
sondere mit den Beratungs-
angeboten der Selbsthilfe, um
Doppelstrukturen zu vermei-
den,

fachliche Unabhangigkeit ins-
besondere von Interessen der
Leistungserbringer und Kos-
tentrédger nachweisen,

gemeinsame Qualitatsstan-
dards fiir die Patientenbera-
tung und fir eine kontinuierli-
che Qualifizierung der
Mitwirkenden festlegen sowie
fur ein Ubergreifendes Quali-
tats- und Wissensmanage-
ment Sorge tragen,

einer dauerhaften internen
Qualitatssicherung und Pro-
zessoptimierung unterliegen
und zusatzlich durch eine vom
Fordermittelgeber aus For-
dermitteln finanzierte externe
Evaluation begleiten,

als souveréne Organisation im
Gesundheitswesen agieren
und sich in das Versorgungs-
geschehen integrieren sowie

Erkenntnisse aus der Bera-
tungstatigkeit in die Organisa-
tion der Versorgungsablaufe
zuruckflieBen lassen.

Erweiterte Aufgaben

Die letztgenannte Aufgabe sollte
auch durch eine Ausweitung des
gesetzlichen Auftrags geman

§ 65 b SGB V umgesetzt werden:
Die UPD sollte von 2011 an nicht
nur Patientinnen und Patienten be-
raten. Im Rahmen einer regelmagi-
gen Berichterstattung an den Be-
auftragten der Bundesregierung fur
die Belange der Patientinnen und
Patienten sollte sie fortan tber
Schwerpunkte der Beratungstatig-
keit und Hinweise auf Problemla-
gen im Gesundheitswesen berich-
ten. Die Ausschreibung sah zur
Riickmelde- oder Seismographen-
funktion einen jahrlichen schriftli-
chen Bericht zu den Problemlagen
im Gesundheitssystem sowie weite-
re Zwischenberichte zum jeweiligen
Halbjahr vor. Mit dieser Anforde-
rung war der Grundstein fur den
,Monitor Patientenberatung® gelegt
worden.

Eine weitere Anderung gegeniiber
der vorherigen Forderphase im
Rahmen eines Modellprojektes be-
traf die mehrsprachige und kultur-
sensible Beratung. Gab es zuvor
bereits Teilprojekte zur Erprobung
einer mehrsprachigen Beratung, so
wurden Ratsuchende seit 2011 zu-
néchst von vier, spater von finf
Standorten aus deutschlandweit
mehrsprachig und kultursensibel
beraten.

Der Verband der privaten Kranken-
versicherung e.V. hatte sich ge-
genuber dem GKV-SV verpflichtet,
dem Zuwendungsempféanger fur
dieses zusétzliche Angebot zu-
néchst fir drei Jahre einen zusétz-
lichen Betrag zur Verfiigung zu stel-
len. Die Forderung wurde im Jahr
2013 um zwei weitere Jahre ver-
langert.
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Ziele und Konzeption des Beratungsangebotes

Leistungsspektrum und
Zielgruppen

Das Angebot der Bewerbergemein-
schaft aus Sozialverband VdK,
Verbraucherzentrale Bundesver-
band und Verbund unabhéangige
Patientenberatung fiir den GKV-SV
zielte auf die Weiterentwicklung
und fortlaufende Professionalisie-
rung eines eigenstandigen und
nach auf3en wahrnehmbaren Infor-
mations- und Beratungsangebotes
und die Starkung der gesundheitli-
chen Kompetenz von Nutzern ab.

Es richtete sich an alle Menschen,
die Unterstiitzung bei Fragen und
Problemen in Zusammenhang mit
ihrer gesundheitlichen Versorgung
bendtigten, unabhangig davon, ob
sie gesetzlich, privat oder nicht ver-

sichert waren. Das Leistungsspekt-
rum umfasste individuelle Informa-
tion, Beratung sowie in Einzelféllen
auch die Begleitung und berick-
sichtigte psychosoziale, rechtliche
und medizinische Aspekte der Ge-
sundheit. Patientinnen und Patien-
ten und deren Angehorige sollten
zu sachgerechten und informierten
Entscheidungen befahigt, in Kon-
fliktsituationen unterstiitzt und in ih-
rer Stellung als souverane Akteure
im Gesundheitswesen gestarkt
werden.

Kapitel 4 beschreibt ausfiihrlich die
Ziele und Entwicklungen des ange-
botenen Informations- und Bera-
tungsangebotes. Es schildert die
Herausforderungen bei der Umset-
zung des Angebotes und stellt die
Ergebnisse im Detail dar.

Férderrahmen

Forderzeitraum:
27.01.2011 bis 31.12.2015

Fordermittelgeber:
—  GKV-Spitzenverband nach gesetzlichem Auftrag

Ein Teil des Informations- und Be-
ratungsangebotes wurde vom PKV-
Verband finanziert. Es zielte auf die
Verbesserung der Gesundheits-
kompetenz vulnerabler Zielgruppen
ab, indem muttersprachliche Bera-
tung in turkischer und russischer
Sprache sowie Fortbildungen zur
Kultursensibilitat der Beraterinnen
und Berater durchgefihrt wurden.
Diese Zielgruppen wurden dariiber
hinaus durch ein umfassendes
MaRnahmenpaket besser Uber Mul-
tiplikatoren in ihrer Lebenswelt er-
reicht.

Der Teil des muttersprachlichen,
kultursensiblen Beratungsangebo-
tes wird aufgrund der Férderung
durch den PKV-Verband im Rah-
men des vorliegenden Abschluss-
berichtes an den GKV-SV nicht na-
her beschrieben.

— Verband der privaten Krankenversicherung durch freiwillige Beteiligung
fiir die Finanzierung des muttersprachlichen Beratungsangebotes

Fordermittel:
GKV-Spitzenverband:

— 2011:5.081.000 € zzgl. Budget fiir die externe Evaluation
— Folgejahre: jahrliche Steigerung analog § 18 Abs. 1 SGB IV

PKV-Verband:
— 2011:364.000 €
—  Folgejahre: jahrliche Steigerung analog § 18 Abs. 1 SGB IV
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Expertise — Konzeption der wissenschaftlichen Begleitforschung und des Beirats

3. Expertise — Konzeption der wissen-
schaftlichen Begleitforschung und

des Beirats

Die Leistungsbeschreibung sah
vor, dass der GKV-Spitzenver-
bandes (GKV-SV) aus den ge-
setzlichen Fordermitteln eine ex-
terne Evaluation beauftragen
sowie einen beratenden, wissen-
schaftlichen Beirat einrichten
sollte.

Im Rahmen der externen Evaluati-
on sollten Qualitatsmerkmale der
Beratungstatigkeit Uberpriift wer-
den, die fur die Professionalitat der
Einrichtung stehen und von allen
Beratungsstellen eingehalten wer-
den sollten. Dazu gehdrten:

» sachliche Richtigkeit,

»  Evidenzbasiertheit medizini-
scher Auskunfte,

nicht-direktive,
weltanschaulich neutrale,

empathische und

v v.v vy

verstandliche Beratung und
Vermittlung von Informationen.

Der GKV-SV beauftragte in Ab-
stimmung mit dem wissenschaftli-
chen Beirat das IGES Institut fur die
Dauer der Forderungslaufzeit von
funf Jahren, um die Einhaltung der
Qualitédtsmerkmale zu prifen. In
Abstimmung zwischen externer
wissenschaftlicher Begleitung, For-
dermittelgeber und Beirat wurde ein
Evaluationskonzept festgelegt, wel-
ches regelmafige Nutzerbefragun-
gen und Hidden-Client Untersu-
chungen vorsah.

Die externe, wissen-
schaftliche Begleitung

Zum 01.04.2011 wurde das IGES
Institut durch den Férdermittelgeber
mit der externen Evaluation beauf-
tragt. Einen Zwischenbericht erstell-
te das Institut im Jahr 2013. Im Jahr
2015 folgte der Abschlussbericht.
Die Evaluation umfasste ein breites
Spektrum unterschiedlicher Quali-
tatskriterien:

»  Erreichbarkeit des Beratungs-
angebotes

» Neutralitét der Beratung

Relevanz und Angemessen-
heit der Ubermittelten Informa-
tionen im Hinblick auf die indi-
viduelle Situation des
Ratsuchenden

» Angemessenheit von Verwei-
sen an andere Institutionen

» Inhaltliche Richtigkeit (Voll-
standigkeit und Korrektheit der
erteilten Informationen)

» Kommunikative Kompetenz
der Berater, insbesondere hin-
sichtlich Freundlichkeit, Ver-
standlichkeit und Empathie

»  Zuverlassigkeit gemachter Zu-
sagen.

Weitere Bereiche der Evaluation
zielten auf die Uberpriifung und
Bewertung der Lotsenfunktion und
der Netzwerkaktivitaten der UPD.
Daruber hinaus priifte das IGES
Institut die Steuerungseffektivitat
der Bundesgeschaftsstelle (BuGS),
die eine Vielzahl heterogener Steu-
erungsaufgaben zu erfillen hatte.
Hier ging es zum Beispiel um die
Umsetzung von fachlichen und or-
ganisatorischen Vorgaben in den
allen regionalen Beratungsstellen
(RBS).

AulRRerdem evaluierte das IGES
Institut den Internetauftritt der UPD
hinsichtlich der Verstandlichkeit,
Relevanz und Korrektheit der In-
formationen.

Im Rahmen weiterer Arbeitsschwer-
punkte unterstitzte die externe
wissenschaftliche Begleitung die
UPD bei der Entwicklung der Kon-
taktdokumentation sowie bei der
Erstellung von Berichten an den
Patientenbeauftragten der Bundes-
regierung.

Der Beirat zur UPD

Nach § 65 b SGB V tagte der be-
gleitende Beirat mindestens zwei-
mal jahrlich zun&chst unter Leitung
des GKV-SV. Seit der Gesetzesno-
velle zum 8§ 65 b SGB V im Jahr
2014 tagte der Beirat unter der Lei-
tung des Beauftragten der Bundes-
regierung fir die Belange der Pati-
entinnen und Patienten. Zu den
Mitgliedern z&hlen laut Gesetz:

»  Vertreterinnen oder Vertreter
der Wissenschaften und Pati-
entenorganisationen

»  zwei Vertreterinnen oder Ver-
treter des Bundesministeriums
fur Gesundheit

» eine Vertreterin oder ein Ver-
treter des Bundesministeriums
der Justiz und fir Verbrau-
cherschutz

» eine Vertreterin oder ein Ver-
treter des Verbandes der pri-
vaten Krankenversicherung

Als wissenschaftliche Vertreterin-
nen und Vertreter waren zuletzt

»  Prof. Dr. Ulrich Bauer, Univer-
sitat Bielefeld,

»  Prof. Marie-Luise Dierks, MH
Hannover,

»  Prof. Dr. Robert Francke, Uni-
versitat Bremen,

»  Prof. Dr. David Klemperer,
Universitat Regensburg,

»  Prof. Dr. Rolf Rosenbrock,
Vorsitzender des Paritatischen
Wohlfahrtsverbandes — Ge-
samtverband e.V. und

»  Prof. Dr. Jirgen Windeler,
IQWIG Kdin

im Beirat vertreten. Als Vertreter
der Patientenorganisationen waren
Prof. Dr. Rainmund Geene und
Herr Dr. Martin Danner weitere Mit-
glieder des Beirats.
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4. Strukturen, Prozesse, Ergebnisse
4.1. Der UPD-Beratungsverbund

Ziel der Forderung einer unab-
hangigen Patientenberatung war
und ist es, die Patientenorientie-
rung zu starken und Problemla-
gen im Gesundheitssystem auf-
zuzeigen.

Zur Realisierung dieser Zielsetzung
hatten drei groe Organisationen
mit langjahriger Erfahrung auf die-
sem Gebiet die Unabhangige Pati-
entenberatung Deutschland als
gemeinnitzige GmbH ins Leben
gerufen. Die Gesellschafter waren:

»  der Sozialverband VdK
Deutschland (VdK e.V.)

»  der Verbraucherzentrale Bun-
desverband (vzbv e.V.)

» der Verbund unabhéngige Pa-
tientenberatung (VuP e.V.)

Gemeinsam mit den regionalen
Tragern der 21 UPD-
Beratungsstellen (RBS) sowie drei
Uberregionalen Kompetenzstellen
(KOS) bildete die UPD gGmbH den
Verbund der Unabhangigen Patien-
tenberatung Deutschland. Die Tra-
ger der RBS und KOS waren bis
auf eine Ausnahme (die Universitéat
Dresden als Trager der KOS Arz-
neimittelberatung) gemeinnitzige
Institutionen aus dem Mitglieder-
kreis der Gesellschafter bzw. Zu-
sammenschlisse solcher Organisa-
tionen (siehe Abbildung 1).

Gesteuert wurde der UPD-Verbund
durch die Bundesgeschéftsstelle
(BuGS) der Unabhéangigen Patien-
tenberatung Deutschland gGmbH
in Berlin.

Einheitliches
Erscheinungsbild

Von den Akteuren des Verbundes
traten nur die BuGS und die RBS
und KOS nach auf3en als die Ein-
richtungen in Erscheinung, die das
operative ,Kerngeschaft” des UPD-
Verbundes, namlich die Beratung
und Information der Verbraucher
und Patienten, gewahrleisteten. Sie
bildeten damit die wahrnehmbare
einheitliche und eigenstandige Ein-
richtung der Verbraucher- und Pati-
entenberatung. Die wurde unter-
stitzt durch ein einheitliches
Erscheinungsbild, das sich etwa im
gemeinsamen Namen, Logo und
Corporate Design sowie in der
bundesweit einheitlichen Telefon-
nummer und im umfassenden In-
ternetauftritt manifestierte.

Gesellschafter

VdK

Sozialverband Vdk Deutschland e. V.

\74:\%

Verbraucherzentrale Bundesverband e. V.

VUP

Verbund unabhdangige Patientenberatung e. V.

UPD gemeinniitzige GmbH
Bundesgeschaftsstelle

28 gemeinniitzige Trager
(z.T. Doppeltragerschaft)

21 regionale Beratungsstellen

Abbildung 1: Der UPD-Verbund im Uberblick
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41.1. Zusammenarbeit der Akteure im UPD-Verbund

Die UPD gGmbH als Bundesge-
schéftsstelle (BuGS) in Berlin
war die zentrale Verbundsteue-
rungs- und Organisationseinheit
flr das Angebot der Verbrau-
cher- und Patientenberatung und
steuerte die Trager der regiona-
len Beratungsstellen (RBS) und
Kompetenzstellen (KOS).

Der Gesellschaftsvertrag als Steue-
rungsinstrument gewahrte der Ge-
schéftsfihrung der BuGS weite
Geschaftsfiihrungsbefugnisse. So
konnte die Geschéaftsfihrung ohne
Zustimmung der Gesellschafter De-
fizite bei den Tragern der RBS und
bei der von ihnen zu gewahrleis-
tenden Beratungstatigkeit sanktio-
nieren und sogar — ebenfalls ohne
Zustimmung der Gesellschafter —
die vertraglichen Vereinbarungen
mit den Tragern kundigen.

Sanktionsmaoglichkeiten
der UPD gGmbH

Die Trager wurden durch Bewilli-
gungsvereinbarungen mit Sankti-
onsmdoglichkeiten auf die Einhal-
tung der Vereinbarungen aus der
Fordervereinbarung, des finalen
Bieterkonzepts, des UPD-Leitbilds,
des Finanzhandbuches sowie auf
die Voraussetzungen fur die Tra-
gerschaft und die Sicherstellung ih-
rer Trageraufgaben verpflichtet. Als
Sanktionsméglichkeiten sahen die
Bewilligungsvereinbarungen den
Abschluss von Zielvereinbarungen,
die Kirzung bzw. die Riickforde-
rung von Zuschussen oder gar die
Méoglichkeit zur Kiindigung der Be-
willigungsvereinbarung vor.

Voraussetzungen und
Aufgaben der Trager

Die Trager der RBS und KOS wa-
ren in funktionierenden vereins-
oder gesellschaftsrechtlichen Struk-
turen organisiert und mit vertre-
tungsberechtigten Organen ausge-
stattet. Sie mussten Uber eine
glltige Satzung verfligen, die als
Zweck die Foérderung der Verbrau-
cher- bzw. Patientenberatung ent-
halten sollte.

Die Trager fungierten als Arbeitge-
ber der Beraterinnen und Berater.

Den Tragern oblagen die arbeits-
rechtliche Weisungsbefugnis und
das Direktionsrecht. Bezogen auf
die Informations- und Beratungsta-
tigkeit erfolgte ihre Arbeit in enger
Kooperation mit der BuGS. Die
operative Steuerung der Beraterin-
nen und Berater durch die UPD
gGmbH wurde Uber die mit dem
jeweiligen Trager abgeschlossene
Bewilligungsvereinbarung gewahr-
leistet. Darin verpflichteten sich die
Trager unter anderem dazu, die
hohen Anforderungen an die Bera-
tungsqualitat und an die Bera-
tungsstrukturen umzusetzen, indem
sie durch geeignete MaRnahmen
ihre Beraterinnen und Berater nach
dem Inhalt ihrer Vereinbarungen
mit der UPD gGmbH anwiesen.

AuRerdem nahmen die Trager Auf-
gaben regionaler Vernetzung und
Offentlichkeitsarbeit wahr und wa-
ren Ansprechpartner vor Ort. Nicht
zuletzt stellten sie die fir die Bera-
tungsangebote notwendige Infra-
struktur zur Verfugung. Dies galt fur
die Raumlichkeiten und die Kom-
munikationsinfrastruktur bis zur
technischen Ausstattung und den
Materialien, die fur die Sicherstel-
lung des Beratungsbetriebs erfor-
derlich waren.

Die Beratung

Die Beraterinnen und Berater fuhr-
ten die eigentliche Patientenbera-
tung durch, indem sie die Ratsu-
chenden qualitatsgesichert,
unabhé&ngig und neutral informier-
ten und berieten. AuRerdem doku-
mentierten sie die Beratungskon-
takte anhand eines von der UPD
gGmbH vorgegebenen digitalen Er-
fassungs- und Dokumentationssys-
tems (Kontaktdokumentation) und
lieferten so die entscheidenden
Grundlagen, auf Basis derer die
UPD gGmbH ihre Verpflichtung,
Problemlagen im Gesundheitswe-
sen aufzuzeigen, erfillen konnte.
Zur Unterstitzung ihrer inhaltlichen
Fachkompetenz nutzte die UPD
zudem drei KOS zu den Themen
Arzneimittel, Zahngesundheit und
Hilfsmittel. Die Aufgaben und Aus-
gestaltungen der RBS und KOS
werden in den nachfolgenden Kapi-
teln detaillierter beschrieben.

Das Tragermodell

Die Trager der RBS und KOS wa-
ren regional bereits gut verankert,
kannten die relevanten Ansprech-
partner und Akteure aus dem Ge-
sundheitswesen, der Politik, Ver-
waltung und andere Akteure. Durch
diese Vernetzung unterstitzten sie
die Beraterinnen und Berater zum
einen dabei, den Bekanntheitsgrad
der UPD zu erh6hen. Zum anderen
genossen die Trager durch ihre
langjahrige Erfahrung und Prasenz
bereits das Vertrauen vieler Ratsu-
chender, sodass sich diese Einstel-
lung auch positiv auf das Image der
UPD auswirkte. Beraterinnen und
Berater der UPD hatten au3erdem
die Mdglichkeit, Ratsuchende an
geeignete Beratungsangebote der
Trager weiterzuverweisen und um-
gekehrt.

Durch das Tragermodell erhielten
die Beratenden auch in beratungs-
fremden Aufgaben wesentliche Un-
terstiitzung durch ihre Tréager. Bei
eigenen Veranstaltungen der RBS
vor Ort, z.B. erstmalige Eroffnung
neuer Standorte bzw. nach Umzug
oder bei der Erweiterung des Bera-
tungsangebotes (z.B. Angebot der
muttersprachlichen Beratung), un-
terstiitzte der Trager die Beraterin-
nen und Berater bei der Vorberei-
tung und Durchfiihrung der
Veranstaltungen. Darliber hinaus
leisteten die Trager wesentliche
Aufgaben zur Bereitstellung der Inf-
rastruktur (z.B. Raumlichkeiten, IT-
Ausstattung) und gingen die not-
wendigen vertraglichen Verpflich-
tungen wie Miet-, Versorgungs- und
Wartungsvertrage ein. Das dezent-
rale Modell verband eine zuverlas-
sige regionale Prasenz mit hoher
Effizienz durch die Verankerung
und Unterstilitzung der Trager.

Nicht unerheblich war auBerdem,
dass die Trager, basierend auf dem
Finanzhandbuch der UPD gGmbH,
auch die erforderlichen finanztech-
nischen Abwicklungen (Finanzpla-
ne und Verwendungsnachweise)
mit der UPD gGmbH wirtschaftlich
und fach- und sachgerecht betrie-
ben.
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Tabelle 1: Regionale Beratungsstellen und Kompetenzstellen nach Trégerschaft

RBS / KOS

Tragerschaft

RBS Berlin
RBS Bielefeld
RBS Dortmund

RBS Erfurt

RBS Gie3en

RBS Gottingen
RBS Hamburg
RBS Hannover
RBS Karlsruhe

RBS Kiel

RBS Koln

RBS Landshut
RBS Leipzig

RBS Ludwigshafen
RBS Magdeburg
RBS Miinchen
RBS Niirnberg
RBS Potsdam

RBS Rostock

RBS Saarbriicken

RBS Stuttgart

Sozialverband VdK Berlin-Brandenburg e.V. in Kooperation mit Verbraucherzentrale Berlin
Gesundheitsladen Bielefeld e.V.

Der Paritatische Forderverein fiir soziale Arbeit Ennepe-Ruhr/Hagen e.V.
Verbraucherzentrale Thiiringen e.V.

Sozialverband VdK Hessen-Thiiringen e.V. in Kooperation mit Unabhdngige Patientenbera-
tung Hessen e.V.

Gesundheitszentrum Gottingen e.V.
Patienten-Initiative Hamburg e.V.

SoVD Landesverband Niedersachsen e.V.
Verbraucherzentrale Baden-Wiirttemberg e.V.
Verbraucherzentrale Schleswig-Holstein e.V.

gesundheitsladen koln e.V. in Kooperation mit Sozialverband VdK Nordrhein-
Westfahlen e.V.

Sozialverband VdK Bayern e.V.

Verbraucherzentrale Sachsen e.V. in Kooperation mit Sozialverband VdK Sachsen e.V.
Verbraucherzentrale Rheinland-Pfalz e.V.

WOHL und WEHE e.V. in Kooperation mit Verbraucherzentrale Sachsen-Anhalt e.V.
Gesundheitsladen Miinchen e.V.

Forderverein Unabhadngige Patientenberatung Niirnberg e.V.

Verbraucherzentrale Brandenburg e.V. in Kooperation mit SoVD Berlin Brandenburg e.V.
Verbraucherzentrale Mecklenburg-Vorpommern e.V.

Verbraucherzentrale des Saarlandes e.V. in Kooperation mit Sozialverband VdK Saar-
land e.V.

Sozialverband VdK Baden-Wiirttemberg e.V.

KOS Arzneimittelbe-
ratung

KOS Hilfsmittel

KOS Zahngesund-
heit

TUDIAS gGmbH

Landesgeschdftsstelle des Sozialverbands VdK Berlin-Brandenburg e.V.

Gesundheitsladen Koln e.V.
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4.1.2. Die Bundesgeschéaftsstelle — Aufgaben und personelle Ausstattung

Die Aufgaben der Bundege-
schéftsstelle (BuGS) umfassten
insbesondere die Sicherstellung
der Informations- und Bera-
tungsarbeit, die Durchfiihrung
von Qualifizierungsmaflnahmen
fur die Beraterinnen und Berater,
die Bereitstellung eines Wis-
sensmanagements, die Forde-
rung von Wissens- und Erfah-
rungsaustausch, die Offentlich-
keitsarbeit, die Vernetzung und
Kooperation mit anderen rele-
vanten Institutionen auf Bundes-
ebene, die Sicherstellung der
Einhaltung gesetzlicher und ver-
traglicher Regelungen sowie das
Finanzcontrolling und Berichts-
wesen.

Die Personalentwicklung in der
Bundesgeschaftsstelle berechnet
nach Vollzeitaquivalenten zeigte im
Zeitverlauf von 2011 bis 2014 einen
stetigen Wachstum, was in den An-
fangsjahren mit der Neu- bzw.
Erstbesetzung von Stellen und spéa-
ter mit dem steigenden Aufgaben-
volumen zusammenhing (siehe Ab-
bildung 2). Im Jahr 2015 sank das
Vollzeitaquivalent aufgrund von
Kindigungen wegen des endenden
Forderzeitraums auf 13,97.

18
16

14

[3*]

1 2011 — 2012

Geschaftsfihrung der
Bundesgeschéaftsstelle

Aufgaben der Geschaftsfiihrung
waren die Alleinvertretung der UPD
gGmbH, die Steuerung des Ver-
bundes, die Leitung der BUuGS so-
wie der Abschluss und die Uberwa-
chung der Einhaltung der Vertrage
mit den Tragern der regionalen Be-
ratungsstellen (RBS) und uberregi-
onalen Kompetenzsstellen (KOS)
oder externer Auftragnehmer des
Verbundes.

Die Geschaftsfuhrung war in zwei
Ressorts aufgeteilt. Die erste Ge-
schéftsfuhrung berichtete an die
Gesellschafter der UPD gGmbH
und war vor allem fur die Bereiche
Strategie, Verbundsteuerung und
Vernetzung zustandig. Direkt an die
erste Geschaftsfilhrung berichtete
die zweite Geschéftsfuihrung, die
vor allem fur die Sicherstellung ei-
nes reibungslosen GmbH-Betriebs,
die Personalorganisation und die
verbundweite Finanzplanung,
-steuerung und -priifung verantwor-
tete. Dabei wurde sie von einer ihr
unmittelbar zugeordneten Stabs-
stelle fur Finanzen und Controlling
unterstitzt.

Stabsstelle fir Finanzen
und Controlling

Die Stabsstelle beriet die Ge-
schéftsfuhrung bei der Sicherstel-
lung des zweckgebundenen, spar-
samen und wirtschaftlichen
Ressourceneinsatzes und die Ein-
haltung der vertraglichen und ge-
setzlichen Forderrichtlinien. Als
operative Ansprechpartnerin fur die
Fordermittelgeber, nahm die Stabs-
stelle erforderliche Berichts- und
Auskunftspflichten wahr und stellte
die Einhaltung vertraglicher Pflich-
ten und Fristen durch die BuGS
und den Tragern der RBS sicher.

Als koordinierende Schnittstelle
zwischen den Fordermittelgebern
und den Tragern der RBS unter-
stitzte sie bei der Einhaltung der
Fordervorgaben, bereitete diese
sowie relevante Ergebnisse von Fi-
nanzprufungen auf und kommuni-
zierte sie verbundweit. Sie fungierte
als zentrale Ansprechpartnerin in
Finanz- und Abrechnungsfragen fir
die Trager, Berater/innen und die
Mitarbeiter/innen der BuGS.

Die Stabsstelle unterstiitzte die Ge-
schaftsfuhrung in der jahrlichen ver-

i o I

Personalentwicklung
der Beschéftigten der
Bundesgeschaftsstelle
in Vollzeitdquivalen-
ten im Jahresverlauf
(jeweils zum Stichtag
31. Dezember)

Abbildung 2: Personalentwicklung der Beschéftigten in der Bundesgeschéftsstelle in Vollzeitdquivalenten im Jahresverlauf
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bundweiten Finanz- und Budget-
planung. Sie Uberwachte und steu-
erte die zentralen Budgets durch
laufende Plan-Ist-Analysen und un-
terstiitzte bei der Ausgabenpla-
nung.

In Zusammenarbeit mit externen
Dienstleistern nahm die Stabsstelle
auch Aufgaben des externen
Rechnungswesens wahr, die sich
aus den Bilanzierungs- und Rech-
nungslegungsfristen einer Kapital-
gesellschaft ergaben. Hierzu gehor-
ten die fristgerechte und
ordnungsgemaRe Abwicklung der
Finanzbuchfuihrung und Erstellung
des Jahresabschlusses. Weiterhin
Ubte die Stabsstelle Tatigkeiten des
allgemeinen Rechnungswesens der
BuGS aus (z.B. Rechnungsbearbei-
tung, Banking).

Justiziariat

Unterstitzt wurde die rechts- und
vertragskonforme Steuerung des
Verbundes durch das Justiziariat,
das ebenfalls unmittelbar der Ge-
schéftsfuhrung zugeordnet war.
Das Justiziariat beriet die Ge-
schéaftsfiihrung zu allen rechtlichen
Fragen, die sich aus ihrer Steue-
rungs- und Leitungsfunktion erga-
ben. AuRRerdem gehdrten Fragen
zur Organisation und Leitung des
GmbH-Betriebs einschlief3lich ar-
beits- und sozialversicherungs-
rechtlicher Fragen im Zusammen-
hang mit dem Personal-
management der BuGS dazu.

So unterstitzte es die BuGS beim
Abschluss von Vertragen sowie bei
der Kontrolle ihrer Einhaltung. Dies
betraf zum einen Vertrage mit Akt-
euren des Verbundes. Bei Vertra-
gen mit den Tréagern der RBS stand
dabei die Einhaltung der forderver-
traglichen Regelungen im Vorder-
grund. Zum anderen ging es um
den Abschluss und die Uberpriifung
von Vertrdgen mit Dienstleistern.
Dabei lag ein besonderes Augen-
merk auf der fordervertragskonfor-
men Vergabe der Auftrdge und auf
der rechtssicheren Verschaffung
von Nutzungsrechten an den mit
Fordermitteln geschaffenen Ergeb-
nissen des Verbundes. Durch die
Gestaltung von Vertrégen mit Ko-
operationspartnern auf Basis des
Leitfadens Netzwerkarbeit trug das
Justiziariat auBerdem zur Versteti-

gung von Kooperationsbeziehun-
gen des Verbundes bei.

Daneben trug das Justiziariat ent-
scheidend zur rechtskonformen
Ausgestaltung der Beratungs-
prozesse und -strukturen sowie der
Dokumentation der Beratungsan-
fragen bei. In besonderem Mal3e
betraf dies die rechtlichen Anforde-
rungen nach dem Rechtsdienstleis-
tungsgesetz und nach den Daten-
schutzgesetzen. Dazu definierte
das Justiziariat die erforderlichen
Maf3nahmen, stellte Leitlinien dazu
auf und unterstutzte die Geschafts-
fuhrung bei der Umsetzung im Ver-
bund. Dem Justiziariat oblag — ge-
meinsam mit dem qualitativen
Controlling — auch die Uberpriifung
deren Einhaltung und die laufende
Anpassung an sich andernde recht-
liche Rahmenbedingungen.

Steuerung der telefoni-
schen Beratung

Die Steuerung der telefonischen
Beratung war der Geschéftsfiihrung
zugeordnet. Unterstitzt wurde sie
dabei durch eine ihr unmittelbar zu-
geordnete Stelle. Der Stelleninha-
ber beriet die Geschéftsfuhrung in
allen Fragen der Telefoniesteue-
rung, insbesondere in Fragen der
Einsatzplanung. Darliber hinaus
Uibernahm er die operative Steue-
rung des Einsatzes, die kontinuier-
liche Evaluation der telefonischen
Beratungsleistung und war An-
sprechpartner fur den Dienstleister
in allen operativen und technischen
Fragen der Telefoniesteuerung.

Referat Qualitatsent-
wicklung und Qualifizie-
rung

Kontinuierliche Qualitatssicherung
und verbundweite Qualifizierung
waren wichtige Bausteine fiir eine
erfolgreiche Weiterentwicklung der
unabhéngigen Patientenberatung.
Neben der verbundweiten verbind-
lichen Umsetzung der im Realisie-
rungskonzept, im Beratungskon-
zept und im Wiki niedergelegten
Qualitatsstandards ging es um die
Weiterentwicklung, inhaltliche Be-
treuung und Auswertung der Kon-
taktdokumentation fur die regelma-
Bige Berichterstattung. Zudem
wurden hier das verbundweite Fort-

und Weiterbildungsprogramm kon-
zipiert und organisiert.

Das Referat leitete auch das ver-
bundweite Audit-Verfahren sowie
die der Qualitatssicherung zuge-
ordneten Arbeitskreise und unter-
stutzte — gemeinsam mit der Ge-
schéaftsfuhrung — die externe
wissenschaftliche Begleitforschung.
Zugeordnet waren ihm zudem das
verbundweite Beschwerdema-
nagement und das Monitoring tber
die Beratungsleistung der RBS so-
wie die Erstellung interner Analysen
zum Beratungsgeschehen.

Das zum Referat Qualitatsentwick-
lung und Qualifizierung gehérende
Wissens- und Kompetenzfeldma-
nagement (WMT) nahm die fachli-
che Verantwortung fiir das gesund-
heitlich-medizinische, rechtliche
und psychosoziale Kompetenzfeld
wahr und fungierte als Ansprech-
partner fur die Beraterinnen und
Berater zur Klarung von Fachfra-
gen. Vorrangig war das WMT zu-
standig fur die Sicherung, Bereit-
stellung und gezielte Weiterent-
wicklung des Wissensbestandes,
auBerdem fir eine effiziente Nut-
zung des Informations- und Wis-
sensmanagements im Gesamtver-
bund und fur die Durchfiihrung der
Fortbildungen. Zentrale Ziele waren
die Sicherstellung einer einheitli-
chen und hohen Beratungsqualitat
sowie die Verringerung der bera-
tungsbegleitenden Tatigkeiten und
die Vermeidung von Doppelrecher-
chen.

Referat Information und
Kommunikation

Aufgabe des Referats Information
und Kommunikation war vor allem
eine Erhdhung des Bekanntheits-
grades der UPD, die (informations-)
technische Betreuung und Umset-
zung des Wissensmanagements
sowie der Kontaktdokumentation,
der storungsfreie Betrieb sowie die
Wartung der IT-Landschaft des
UPD-Verbundes. Dazu umfasste
das Referat die Arbeitsbereiche
Presse- und Offentlichkeitsarbeit,
IT-Projektmanagement fir Intranet
und Website, Webredaktion sowie
die IT-Administration der BuGS und
in Teilen auch des UPD-
Verbundes.
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Die Presse- und Offentlichkeitsar-
beit umfasste die Bereiche Strate-
gie und Steuerung (u.a. Konzepti-
on, Planung, Kampagnen, Beratung
der Geschéftsfuhrung), Presse- und
Netzwerkarbeit mit deutschen so-
wie muttersprachlichen Medien in
Turkisch und Russisch (u.a. Kon-
taktpflege, Platzierung von Pres-
semitteilungen, Bearbeiten von
Presseanfragen), Soziale Medien
(u.a. Aufbau und Pflege der Auftrit-
te, regelmaflige Ansprache und
Monitoring von Reaktionen der
Communities) sowie Werbung (Mai-
lings, Print- und Online-Anzeigen,

Streuartikel) und Informationsmate-
rialien.

Die Betreuung der Website umfass-
te die inhaltliche und technische
Redaktion sowie das IT-
Projektmanagement bei groReren,
projekthaften Arbeiten wie z.B. bei
der Erstellung der Kontaktdoku-
mentation oder bei der Neu- bzw.
Weiterentwicklung der Website.
Aufgabe der Webredaktion war au-
Berdem die Betreuung und techni-
sche Weiterentwicklung der Online-
Beratung.

Im Referat ebenfalls angesiedelt
war die technische Steuerung

Geschiftsfiihrung |

samtlicher IT-Projekte im internet-
basierten Intranet, dem sogenann-
ten Extranet. Das Extranet ermdg-
lichte den Mitarbeiterinnen und
Mitarbeitern des UPD-Verbunds
Zugriff auf eine Reihe von Pro-
grammen (z. B. Kontaktdokumenta-
tion, Kalender, E-Mail, Forum), auf
Vorlagen/Formulare, auf Informati-
onen (z. B. Wiki Wissensmanage-
ment, Handblicher, Leitfaden, Do-
kumentenmanagement) sowie eine
Plattform fiir den offenen Aus-
tausch mit allen Verbundbeteiligten
sowie den geschitzten Austausch
in Arbeitsgruppen.

Strategie, Verbundsteuerung,
Vernetzung

Geschiftsfiihrung Il

Organisation, Finanzen,
operative Steuerung

Referatsleitung Referatsleitung
Qualititsentw. & Qualifizierung Information & Kommunikation
Stabsstelle Finanzen & -
Komp./Wissensmanagment . . . " Assistenz GF |
ualitétscontrollin Assistenz 1&K
Gesundheit/Medizin Q 8 Controlling
Knmp./}l\fissensl:n‘in:gment Assistenz QQ [T-Projektmanagement und Assistenz GF Il Stabsstelle Justiziariat
Sozial-/Medizinrecht Webredaktion
Komp./Wissensmanagment Stabsstelle . BET.S
- : - -Steuerun
psychosoziales Zielgruppenarbeit IT-Projektmanagement g

Wissensmanagment

Rechercheunterstiitzung IT-Administration/Support

Muttersprachliche
Offentlichkeitsarbeit

Abbildung 3: Organigramm der Bundesgeschéftsstelle der UPD
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4.1.3. Die Beratungsstellen — Aufgaben, personelle Ausstattung und Lage

Die Leistungsbeschreibung im
Rahmen der Ausschreibung so-
wie das Angebot der Bieterge-
meinschaft sahen regional in
Deutschland verteilte Beratungs-
stellen (RBS) vor, um sowohl
Kenntnisse der gesundheitlichen
Versorgungsstrukturen vor Ort in
die Beratung einflieBen zu lassen
als auch regionale Netzwerke zu
betreiben. Die Uberlegungen der
UPD fihrten zu insgesamt 21
RBS lber ganz Deutschland ver-
teilt und drei zusatzlichen, tber-
regionalen Kompetenzstellen
(KOS).

Bei den 21 RBS handelte es sich
um die auch schon in der zweiten
Modellphase betriebenen Einrich-
tungen. Jedes Bundesland erhielt je
nach GréRe bis zu drei Beratungs-
stellen (siehe Abbildung 4).

Die Auswabhlkriterien fiir die Stadte
bestanden neben der gleichmagi-
gen deutschlandweiten Verteilung
darin, dass es sich um dicht besie-
delte Gebiete mit guter Verkehrs-
anbindung durch den 6ffentlichen
Personennahverkehr handeln
musste. Auch sollten die RBS spe-
ziellen Zielgruppen zuganglich sein.
Da Doppelstrukturen vermieden
werden sollten, gab es in Bremen
keine UPD-Beratungsstelle.

Aufgaben der regiona-
len Beratungsstellen

Die Aufgaben der RBS bestanden
in erster Linie in der qualitativ
hochwertigen, unabh&ngigen und
kostenlosen Beratung von Ratsu-
chenden in Deutschland zu Fragen
rund um Gesundheit und Versor-
gungsangebote. Ein weiterer
Schwerpunkt war die anonyme Do-
kumentation jedes Beratungsge-
spraches als Grundlage fiur das Be-
richtswesen.

Die Beraterinnen und Berater
kommunizierten mit den Ratsu-
chenden telefonisch, personlich,
postalisch bzw. per Fax und inter-
netgestutzt.

Dariliber hinaus bernahmen sie die
regionale Presse- und Offentlich-
keitsarbeit, die regionale Koopera-
tions- und Netzwerkarbeit und lie-

3en ihre Kenntnisse der regionalen
gesundheitlichen Versorgungs-
strukturen in die Beratung einflie-
Ren.

Das breite Themenspektrum um-
fasste Fragen zu rechtlichen und
medizinischen Themen sowie zu
psychosozialen Problemen im Um-
gang mit Krankheiten. Haufige
Themen waren:

>  Patientenrechte

»  Leistungen der Kranken-
kassen

»  Konflikte mit Arzten oder
Kassen

»  Vorgehen bei vermutlichen
Behandlungsfehlern

»  Untersuchungen und Behand-
lungen

»  Leben und Alltag mit einer
Krankheit

Arznei-, Heil- und Hilfsmittel

Patientenverfiigung, Vorsor-
gevollmacht, Betreuungsver-
figung

Dabei leisteten die Beraterinnen
und Berater, wie in der Leistungs-
beschreibung vorgegeben, Hilfe-
stellung bei der Klarung von Prob-
lemen und Konflikten, stéarkten
Ratsuchende in ihrer Entschei-
dungsfindung oder halfen — auch
mit individuellen Verweisen — bei
der Orientierung im Gesundheits-
wesen.

Kompetenzstellen

Es gab drei ergéanzende, tUberregi-
onale KOS, die dem Angebot ent-
sprechend fachspezifische Bera-
tungen zu den Themen Arznei-
mittel, Zahngesundheit und Hilfs-
mittel bereithielten.

Die KOS Arzneimittel beriet telefo-
nisch und online sowohl Ratsu-
chende als auch UPD-Beraterinnen
und Berater in Hintergrundgespra-
chen.

Die KOS Zahngesundheit sowie die
KOS Hilfsmittel waren hingegen
hauptséachlich fir telefonisch Hin-
tergrundberatungen fir UPD-
Beraterinnen und Berater konzi-
piert. Nach Absprache tGibernahm
die KOS Zahngesundheit auch die
direkte Beratung von Ratsuchen-
den. So beriet die KOS Zahn-
gesundheit in gut 50 Prozent der
Beratungen weiterverwiesene oder
vormals beratene Betroffene oder
Angehdorige direkt.
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Abbildung 4: Standorte der 21 Be-
ratungsstellen in Deutschland
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Personalausstattung

Die Leistungsbeschreibung gab
vor, dass die personellen Mittel der
RBS zur Sicherstellung des Bera-
tungsbetriebes im Rahmen der Off-
nungszeiten sowie fiir Vertretungs-
situationen ausreichen mussten.
Dies wurde durch die Besetzung
von mindestens drei Mitarbeitern je
Beratungsstelle mit jeweils minimal
0,5 und insgesamt maximal 2,5
Vollzeitaquivalenten umgesetzt.
Darlber hinaus gab es weitere Be-
raterinnen und Berater, die bei per-
sonellen Engpéassen kurzfristig ein-
springen konnten.

Die Personalentwicklung in den
RBS stieg von 54,6 Vollzeitaquiva-
lenten (VZA) in 2011 auf 61,67 VZA
in 2013 (siehe Abbildung 5). In
2014 wurde die Erhebung der Per-
sonalentwicklung dahingehend um-
gestellt, dass die Beraterinnen und
Berater nicht mit einberechnet wur-
den, die zum Stichtag aufgrund
langerer Krankschreibung, Eltern-
zeit, Mutterschutz oder der Pflege
Angehoriger abwesend waren. Die
Werte sind vor diesem Hintergrund
nicht mit den &lteren Werten ver-
gleichbar. Auch von 2014 auf 2015
konnte eine Personalsteigerung auf
zuletzt 63,39 VZA erreicht werden.

Jede RBS wurde mit Patientenbe-
raterinnen und Patientenberatern
der drei Kompetenzfelder

»  Gesundheitsrecht,

70
60
50
40
30
20

10

2011 e— 012

»  Gesundheit / Medizin und

»  Psychosozial

interdisziplinar besetzt. Alle Bera-
tenden hatten einen fur ihr Kompe-
tenzfeld einschléagigen Hochschul-
abschluss, und verfugten oftmals
auch Uber passende Berufsab-
schliisse im Bereich der gesund-
heitlichen Versorgung sowie ent-
sprechende Berufserfahrungen. In
der Stellenbesetzung wurde auf3er-
dem eine Geschlechterdiversitat
und interkulturelle Erfahrung be-
rucksichtigt.

Zu Beginn des Forderzeitraums ar-
beiteten 72 Beraterinnen und Bera-
ter fur die UPD. Zum Stichtag am
30. Juni 2015 waren 90 Beraterin-
nen und Berater fur die UPD im
Einsatz, davon zuletzt 7 Beraterin-
nen und Berater in den drei KOS
des UPD-Verbundes. Die Beraten-
den waren uberwiegend in Teilzeit
beschéftigt.

Ausstattung und
Zugang

Neben der telefonischen und
schriftlichen Erreichbarkeit legte die
Leistungsbeschreibung Wert auf
einen barrierefreien, personlichen
Zugang zu den RBS zu festen Off-
nungszeiten. Dieser sollte den Rat-
suchenden zeitlich bedarfsgerecht
an mindestens vier Tagen der Wo-
che maglich sein. Im Einklang mit
diesen Vorgaben gab es regelma-

2013 2014 2015 mm®

Rige Offnungszeiten fiir Ratsu-
chende an.

Jede RBS war 16 Stunden in der
Woche fur Beratung geoffnet. Diese
Zeiten waren gleichmafig auf zwei
Vor- und Nachmittage an vier Ta-
gen in der Woche verteilt. Dazu
kamen weitere vier Wochenstunden
fur Beratung nach vorheriger Ter-
minvereinbarung. Die AuRenbera-
tung fand einerseits auf Einzelver-
einbarung, in der Regel jedoch zu
wiederkehrend-festen Zeiten an
ebensolchen Orten wie anderen
etablierten Beratungsstellen des
Tragers statt.

Die Barrierefreiheit der RBS selbst
als auch ihre Erreichbarkeit mit ei-
ner zumutbaren Entfernung von
maximal 800m zu 6ffentlichen Ver-
kehrsmitteln wurden sichergestellt.
Die RBS lagen zentral im Ort, be-
sal3en Parkmdglichkeiten und wa-
ren somit niedrigschwellig zugang-
lich. Eine gut sichtbare
Beschilderung am Gebéaude ver-
wies auf die Beratungsstelle.

Zu den Offnungszeiten war jede
RBS mit mindestens zwei Berate-
rinnen und Beratern besetzt. Die
Raumlichkeiten jeder RBS gewahr-
leisteten jedem Mitarbeiter einen
eigenen Arbeitsplatz mit Telefon-
sowie Internetanschluss und Zu-
gang zu kompetenzfeldspezifischen
Beratungsmaterial sowie mindes-
tens zwei Raumen fiir ungestoérte
personliche Beratung.

o I

Personalentwicklung

aller Beraterinnen und
Beraterin Vollzeitaqui-
valenten im Zeitverlauf

Quelle:
UPD-Monitoring 2011 -
2015

* Erhebung dahingehend
umgestellt, dass die
Beraterinnen und
Berater, die zum Stichtag
aufgrund langerer Krank-
schreibung, Elternzeit,
Mutterschutz und Pflege
Angehdrigerabwesend
waren, nicht mit erfass
wurden. Werte sind nicht
mit Vorjahreswerten
vergleichbar.

Abbildung 5: Personalentwicklung der Beraterinnen und Beratern in Vollzeitaquivalenten nach GKV- und PKV-finanzierten Mit-

teln im Jahresverlauf
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4.2. Patienten ohne Kompromisse verpflichtet —
Die unabhangige Beratung

Die Férderung einer Einrichtung
zur Verbraucher- und Patienten-
beratung setzte gemaR § 65 b
SGB V deren Nachweis Uber ihre
Neutralitat und Unabhangigkeit
voraus, denn Beratung ist Ver-
trauenssache: Gute Ratschlage
und Unterstiitzungsangebote
bleiben wirkungslos, wenn die
Beraterinnen und Berater nicht
das Vertrauen der Ratsuchenden
geniel3en.

»  Interessenkonflikte und Zwei-
fel an der Aufrichtigkeit der
Beratung kénnen diese Ver-
trauensbasis geféahrlich
schwachen.

» Deshalb ist die ideelle und ma-
terielle Unabhangigkeit eines
Beratungsangebots Grund-
voraussetzung fur eine gelin-
gende Beratungsarbeit.

» Die UPD realisierte in den zu-
rickliegenden Jahren ein Mo-
dell gelebter Unabhangigkeit
und Neutralitat — und erarbei-
tete sich damit das Vertrauen
der Ratsuchenden.

Kein Einfluss von
Dritten

Unabhangige Beratung darf nicht
durch sekundére Interessen von
Kostentragern, Leistungserbrin-
gern, der Industrie oder der Inte-
ressen der Tragerorganisation oder
Kooperationspartnern Gberlagert
werden — so sah es die Leistungs-
beschreibung vor.

Die UPD ist diesem gesetzlichen
Unabhangigkeitsgebot ohne Kom-
promisse gefolgt. Und sie hat Rat-
suchenden eine sachlich-objektive
Aufklarung, Information und Bera-
tung geboten, die nicht durch Dritte
bestimmt wurde - ganz gleich, ob
es um finanzielle, ideelle oder or-
ganisatorische Partikularinteressen
von einzelnen Akteuren des Ge-
sundheitswesens ging. Das Motto
lautete: Die UPD ergreift nur Partei
fur die Patientinnen und Patienten
und stellt deren Interessen in den
Mittelpunkt der Beratung.

Zivilgesellschaftliche
Verankerung

Wichtigste Grundlage fur diese Un-
abhangigkeit war die zivilgesell-

schaftliche Verankerung der drei
UPD-Gesellschafter und der Trager
im UPD-Verbund. Sie gehéren
selbst oder mit ihren wesentlichen
Mitgliedern zu den nach § 140 f
und g SGB V ausgewiesenen mali3-
geblichen Organisationen zur
Wahrnehmung der Interessen der
Patientinnen und Patienten und
sind nach § 1 Nr. 6 Patientenbetei-
ligungsverordnung als unabhéngig
und neutral ausgewiesen.

Keine kommerziellen
Interessen

Auch entscheidend fur die Unab-
héngigkeit: Die UPD verfolgte kei-
nerlei kommerzielle Interessen —
ebenso wenig ihre Gesellschafter
und die Tréager. Eine Uberlagerung
des Beratungshandelns durch
kommerzielle Interessen konnte
somit ausgeschlossen werden. Die
Trager waren nicht von Zuwendun-
gen oder Auftrdgen von Akteuren
des Gesundheitswesens abhangig.
Zudem waren die im UPD-Verbund
zusammengeschlossenen Organi-
sationen nicht selbst Anbieter von
Versorgungsleistungen.
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Unabhé&ngige Berater

Nicht zuletzt ist Unabhangigkeit ei-
ne Frage des Selbstverstandnisses
der Beraterinnen und Berater. Um
im Sinne der Ratsuchenden agie-
ren zu kdnnen, bedarf es einer in-
neren Grundhaltung, die moglichst
frei ist von weltanschaulichen Den-
krichtungen, fachlichen Schulen
und subjektiven Wertvorstellungen
genauso wie personlichen Interes-
sen und Meinungen.

Die Beratenden der UPD waren
zudem ideell und materiell unab-
héngig von Leistungsanbietern und
Kostentragern des Gesundheits-
wesens, parteipolitischen Interes-
sen, Religionsgemeinschaften und
Weltanschauungen. Dabei wurde

auch ausgeschlossen, dass es im
Rahmen von Nebentatigkeiten zu
Interessenkonflikten kommt.

Bestes
Beratungswissen

Grundlage der UPD-Beratung wa-
ren ausschlieBlich wissenschaftlich
geprufte Informationen. Die Basis
dafir: Die best verfiighare medizi-
nische Evidenz sowie genaue
Kenntnis der gesetzlichen Grundla-
gen und der aktuellen Rechtspre-
chung. Diese fachlichen Grundla-
gen, verlassliche Quellen fir die
Recherche und die entsprechende
Beratungshaltung wurden den Be-
raterinnen und Beratern in eigens
entwickelten Schulungen vermittelt.

Im Interesse der
Patienten

All diese Rahmenbedingungen ha-
ben zusammen mit einer gelebten
Organisationskultur den Rahmen
fur ein wirklich unabhéngiges Bera-
tungsangebot geschaffen. Das
wurde letztendlich mit dem Ver-
trauen der Patientinnen und Patien-
ten belohnt. Denn Vertrauen lasst
sich nicht allein durch Strukturen,
Mafnahmenpakete und Verspre-
chen gewinnen. Der Aufbau dieses
sensiblen Guts braucht vielmehr
Zeit und war das Ergebnis einer
durchgéangig aufrichtigen Bera-
tungspraxis — einzig und allein im
Interesse der Patientinnen und Pa-
tienten.
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Den Patienten
verpflichtet

Alle Gesellschafter gehéren selbst
oder mit ihren wesentlichen
Mitgliedern zu den nach § 140f
und g SGB V ausgewiesenen
mafBgeblichen Organisationen zur
Wahrnehmung der Interessen der
Patientinnen und Patienten.

Zivil-
gesellschaftliche
Verankerung

Kein
Leistungs-
erbringer

Abstand
zum System

Die im UPD-Verbund
zusammengeschlossenen
Organisationen sind selbst nicht
als Anbieter von Leistungen der
gesundheitlichen
Versorgung tatig.

Durch und durch
gemeinniitzig

Die UPD ist als gemeinniitzig
anerkannt und verfolgt keinerlei
kommerzielle Interessen. Das gilt
auch fiir ihre Gesellschafter und

alle Tragerorganisationen im UPD-

Verbund.

Keine
kommerziellen
Interessen

Unabhéangigkeit

Unabhangige
Berater

Keine
Verwicklungen

Auf Ebene der Beraterinnen und
Berater ist sichergestellt, dass es
zu keinen Interessenkonflikten im

Rahmen von Nebentatigkeiten
kommt.

Keine
Geschafte

Die UPD, ihre Gesellschafter
und Trdgerorganisationen
sind nicht abhdngig von
Zuwendungen durch
Leistungserbringer und
Kostentrdger des
Gesundheitswesens.

Keine
finanziellen
Abhangigkeiten

Neutrale
Beratung

Sachlich, aktuell,
evidenzbasiert

Grundlage der Beratung sind
ausschlieflich Informationen
auf Basis der bestverfligbaren
Evidenz, gesetzlicher
Grundlagen sowie der
aktuellen Rechtsprechung.

Abbildung 6: Unabhéngigkeit des UPD-Verbundes und der Beratung
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3 Fragen an ...
Prof. Dr. David Klemperer

Fakultat fiir angewandte Sozial- und
Gesundheitswissenschaften an der
Technischen Hochschule Regensburg

Wann ist Beratung unabhdingig?

Unabhédngige Beratung setzt voraus, dass das Beratungshandeln im Interesse der Patienten erfolgt und nicht
durch die Eigeninteressen einzelner Akteure, wie Krankenkassen, Arzteschaft oder Industrie iiberlagert wird.

Unter welchen Bedingungen wiirde man von einem Interessenkonflikt sprechen?

Das Ziel von Beratung der UPD ist die Vermittlung von Informationen, in vielen Fallen auch zur Lésung von
Konflikten mit Krankenkassen oder Arzten. Dies ist das primére Interesse der Beratung. Beraterinnen, die z.B.
in einem Dienstverhiltnis zu den Krankenkassen oder zur Arzteschaft stehen, werden stets auch die Eigenin-
teressen ihres Arbeitgebers mitdenken und vielleicht auch mitfiihlen, zumeist ohne dies selbst zu wahrzu-

nehmen. Hier besteht ein nennenswertes Risiko, dass sich diese Situation auf die Inhalte Ergebnisse der Bera-

tung auswirken. Dieses Nebeneinander von Interessen, die miteinander in einem Spannungsfeld stehen und
sich auf die Urteilsfahigkeit auswirken, machen einen Interessenkonflikt aus.

Wann wird die Unabhdngigkeit durch einen Interessenkonflikt gefdhrdet?

Fiir die Unabhéangigkeit spielt es keine Rolle, ob sich die Eigeninteressen als sekundére Interessen tatsdchlich

auf die Beratung auswirken oder nicht. Liegt ein Interessenkonflikt vor, kann nicht mehr von unabhangiger Be-

ratung gesprochen werden. Notwendige Bedingung fiir Unabhéangigkeit ist daher eine Organisationsform, die
gewdhrleistet, eigenstdndige Ziele ohne jegliche Riicksicht auf die Eigeninteressen anderer Akteure verfolgen
zu kénnen.
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4.3. Bewaltigung von Herausforderungen —

Die Meilensteine der Forderphase

Bis zum 24. Januar 2011 war kei-
neswegs klar, inwiefern die UPD
gGmbH auch kunftig den Zu-
schlag fur die Forderung geman
§ 65 b SGB V vom GKV-
Spitzenverband (GKV-SV) erhal-
ten wirde. Der zeitliche Bruch
zwischen dem Ende der Modell-
phase zum 31. Dezember 2010
und dem Beginn der Regelver-
sorgung hat die Strukturstabilitat
der UPD nachhaltig geschwécht
und eine liickenlose fachliche
Weiterentwicklung des Bera-
tungsverbunds erschwert.

Die Férderung der UPD gGmbH
und des UPD-Verbunds im Rah-
men der zweiten Modellphase en-
dete am 31. Dezember 2010. Bis
zu diesem Zeitpunkt war noch nicht
Uber den kinftigen Fordermittel-
nehmer entschieden worden. Rund
10 Prozent der Beraterinnen und
Berater und Uber die Halfte der Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter in der
Bundesgeschaftsstelle (BuGS) hat-
ten die UPD vor dem Hintergrund
unklarer beruflicher Perspektiven
im Laufe des zweiten Halbjahres
2010 verlassen.

Der Giberwiegende Anteil der regio-
nalen Beratungsstellen (RBS) hat-
ten ihre Mietvertrage aufgrund der
Beendigung der Foérderung und der
damit verbundenen Finanzierung
im Vorfeld kiindigen und raumen
mussen. Sieben Trager hatten die
R&aumlichkeiten aus eigenen Mitteln
vorerst weiter finanzieren und durch
das ehrenamtliche Engagement

oder ebenfalls durch den Trager fi-
nanzierte Beratende weiterhin Be-
ratung anbieten kdnnen, um fur den
Fall des erneuten Zuschlags den
Betrieb schnell wieder aufnehmen
zu konnen.

Start des
Beratungsbetriebs

Mit der Erteilung des Zuschlags
durch den GKV-SV am 24. Januar
2011 wurden umgehend alle Vor-
kehrungen getroffen, um den Bera-
tungsbetrieb in allen RBS schnellst-
maoglich wieder aufnehmen zu
kénnen. Hierzu wurden in kirzester
Zeit Bewilligungsvereinbarungen
mit den Tragern der 21 RBS sowie
den Kompetenzstellen (KOS) ab-
geschlossen.

Bei der Aufnahme des Beratungs-
betriebs stand zunachst die Sicher-
stellung des bundesweiten Bera-
tungstelefons (BBT) im Mittelpunkt.
Bereits ab Februar 2011 war der
UPD-Verbund fiir Ratsuchende
Uber die zentrale Rufnummer

0800 0117722 wieder erreichbar.

Das dezentrale Tragermodell hatte
sich bei der ziigigen Inbetriebnah-
me des Beratungsangebots als &u-
RBerst hilfreich erwiesen. Die de-
zentralen Trager konnten trotz
dezimierter Personalressourcen der
BuGS in Rekordzeit Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter rekrutie-

ren oder aufgrund von Ubergangs-
finanzierung oder ehrenamtlichem
Engagement der Beraterinnen und

Berater ad hoc bereitstellen: So
begannen 17 RBS im Februar
2011, die vier weiteren RBS nah-
men zum Marz 2011 nach Umzi-
gen in neue Raumlichkeiten ihren
Betrieb wieder auf. 15 RBS konnten
sofort mit Beraterinnen und Bera-
tern fur alle Kompetenzfelder be-
setzt werden.

Am 16. Mai 2011 war der ,Vollbe-
trieb” erreicht. Die Wiedererdffnung
der RBS wurde von allen Tragern
intensiv fur die Offentlichkeitsarbeit
genutzt.

Wiederaufbau der
Bundesgeschaftsstelle

Das erste Halbjahr 2011 stand nicht
nur in den RBS unter den Vorzei-
chen des ,Wiederaufbaus®. Die
Tatsache, dass die BuGS die Halfte
der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
verloren hatte und die Aufgaben
sowie die Anzahl der geplanten
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im
Rahmen des zuriickliegenden
Vergabeverfahrens zugleich deut-
lich erhéht worden waren, fuhrte im
ersten Halbjahr 2011 zu einer be-
sonders anspruchsvollen Situation:
Durch den bestehenden Zeitdruck
musste der Beratungsbetrieb
,hochgefahren” werden, wahrend
die BUGS als zentrale Steuerungs-
einheit noch mit einer Notbeset-
zung arbeitete.
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Die Position der Geschéftsfuhrung
der UPD gGmbH war durch die
Gesellschafter fir den moglichen
Fall der Abwicklung oder der Wie-
derinbetriebnahme der Beratung
durch einen Interimsgeschaftsfih-
rer besetzt worden. Zum April konn-
te die Interimsgeschéftsfihrung
durch eine neue Geschéftsfiihrung
abgeldst werden.

Trotz Notbesetzung mit zunachst
funf Gberwiegend in Teilzeit Be-
schaftigten entstand auf Seiten der
BuGS in den unterschiedlichsten
Bereichen erheblicher Handlungs-
und Regelungsbedarf. Im laufenden
Betrieb mussten Entscheidungen
getroffen werden, bevor die Refera-
te besetzt und die inhaltliche Arbeit
im Verbund tberhaupt aufgenom-
men werden konnten.

Gleichzeitig war die BuGS mit dem
Abschluss der Modellphase be-
schaftigt, Vertrage mussten ausge-
schrieben und aktualisiert, Koope-
rationsvertrage neu abgeschlossen,
vakante Stellen besetzt, die Ar-
beitsorganisation vorangetrieben
und kritische Fragen wie das Risiko
einer potentiellen Umsatzsteuer-
pflicht geprift werden. Vor allem
aber ging es darum, das Realisie-
rungskonzept und zahlreiche Ab-
sprachen aus den Angebotsver-
handlungen zu operationalisieren
und moglichst zeitnah zu realisie-
ren.

Steuerungsaufgaben zu
Forderungsbeginn

Der nachfolgende Auszug aus dem
Aufgabenportfolio zum Abschluss
der alten und Beginn der neuen
Forderung verdeutlicht den Uberge-
ordneten Handlungs- und Rege-
lungsbedarf in der BuGS.

Die zughdtrige, nachfolgende Abbil-
dung fasst eine Auswahl wichtiger
Meilensteine des ersten Jahres zu-
sammen. Dabei sind solche Mei-
lensteine, die sich nicht direkt aus
den vertraglichen Verpflichtungen
des UPD-Verbundes ergeben, die
jedoch fir die interne Verbundent-
wicklung und Aufgabenerfiillung re-
levant waren, griin markiert.

»  Die BuGS konnte mit allen
Tragern der RBS und KOS
Bewilligungsvereinbarungen
abschliel3en und regionale
Budgets bereitstellen.

»  Der Start der Beratungstatig-
keit erfolgte innerhalb von nur
zweieinhalb Wochen nach Zu-
schlagserteilung.

»  Der (Wieder-)Aufbau des voll-
umfénglichen Beratungsbe-
triebs konnte innerhalb von
dreieinhalb Monaten nach Zu-
schlagserteilung abgeschlos-
sen werden.

»  Die BuGS und mit ihr die zent-
rale Steuerung konnte ausge-
baut werden. Ein Grof3teil der
Personalstellen in der BUGS
war besetzt worden. Die stra-
tegische und operative Steue-

rung des Verbundes durch die
BuGS war somit sichergestellt.

Die durch die Erweiterung der
BuGS erforderlichen Anpas-
sungen der Infrastruktur wie
die Anmietung zusétzlicher
Buros, die Erweiterung der Te-
lefonanlage, die Beschaffung
zusatzlicher Buromobel und
die Planung der IT-Infra-
struktur (Hard-/ Software)
wurden vorgenommen.

Die im Realisierungskonzept
formulierten strukturellen An-
passungen der zentralen
Steuerung wurden vertrags-
gemal umgesetzt und die be-
schriebenen Durchgriffs- bzw.
Sanktionsméglichkeiten ver-
ankert.

Fir die Mitarbeit der Berate-
rinnen und Berater in Arbeits-
kreisen und Fachredaktionen
wurde ein sozialversiche-
rungspflichtiges Vergitungs-
modell entwickelt und imple-
mentiert. FUr den Abschluss
von Honorarvertragen wurde
eine Richtlinie erarbeitet, die
sicherstellte, dass anforde-
rungsgeman keine sozialver-
sicherungspflichtigen Arbeits-
verhaltnisse auf Honorarbasis
vergltet werden konnten.

Die Kléarung zur Umsatzsteu-
erpflicht der Férdermittel konn-
te in Absprachen mit dem
GKV-SV und dem Patienten-
beauftragten der Bundesregie-
rung entscheidend vorange-
bracht werden.

Ausweitung der BBT-
Zeiten: Donnerstags

Start BBT bis 20.00 Uhr
und 17 RBS Regulirer
L Start KOS Beratungshetrieb Start der Beratung Start Konzeption und
Startder Interkulturelle auf Tlrkisch und Umsetzung
Regelversorgung L Offnung Russisch Beratungsdokumentation

v

Start
KOS Zahn

Einfiihrung neues

Vergiitungsmodell fiir Datenschutz: informierte
Fachredaktionen und Einwilligung fiir
Arbeitskreise Ratsuchende in die
(SV-pflichtig) | Fall des Monats: E-Mail-Kommunikation
Prozess fiir Erstellung
und Abstimmung

Monitoring fiir
die RBS

KOS Hilfsmittel
KOS Arzneimittel

Abbildung 7: Ausgewahlte Meilensteine 2011
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»  Angesichts gewachsener An-
forderungen in den Bereichen
der zentralen Steuerung, des
Vertragsmanagements und ei-
nes steigenden Beratungsbe-
darfs in den unterschiedlichs-
ten Rechtsgebieten (Vergabe-
recht, Umsatzsteuerrecht, Ar-
beitsrecht, Gesellschafts- und
Zivilrecht) wurde ein Justiziari-
at geschaffen, das auch die
Abwicklung von Vergabepro-
zessen steuern und deren
Einhaltung sicherstellen sollte.

» MalRnahmen der Qualitatsent-
wicklung und -sicherung
wurden wieder eingefiihrt: Die
Einarbeitung neuer Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter wurde
organisiert, erste Fortbildun-
gen durchgefuhrt und das An-
gebot der Supervision wieder
zur Verfugung gestellt.

»  Gemeinsam mit der Begleit-
forschung und Beraterinnen
und Beratern aus den RBS
wurde die grundlegende
Uberarbeitung der bestehen-
den Kontaktdokumentation vo-
rangetrieben, die zum 1. April
2012 konzipiert, technisch
umgesetzt und den Testbe-
trieb bestanden haben sollte.

» Im Bereich der Kooperations-
und Netzwerkarbeit wurden
Gesprache mit méglichen
Partnern auf Bundesebene ge-
fuhrt: Der Fokus wurde auf
solche Kooperationen gelegt,
die einen unmittelbaren opera-
tiven Bezug aufweisen oder
fur beide Seiten einen hohen

Nutzwert haben (z.B. KID,
Weisse Liste). Bei der Bewer-
tung und Priorisierung mogli-
cher Kooperationspartner
wurde zudem die institutionelle
Verortung der UPD im Ge-
sundheitswesen berticksich-
tigt.

» Die Kompetenzstelle fur inter-
kulturelle Offnung aus Mitteln
des PKV-Verbands wurde mit
der Besetzung der Leitungs-
stelle installiert. Die Auswei-
tung des Leistungsangebots
um muttersprachliche Bera-
tung in russischer und turki-
scher Sprache wurde umge-
setzt.

» Das Beratungsangebot wurde
innerhalb des ersten Jahres
ausgeweitet und um die Bera-
tung auf Tirkisch und Rus-
sisch erganzt.

» Das Internet und Extranet der
UPD wurden punktuell weiter-
entwickelt und regelmaRig ge-
pflegt. Eine grundlegende
Neukonzeption wurde beauf-
tragt, die weitere Planung je-
doch bis nach der Fertigstel-
lung der neuen Beratungs-
dokumentation zuruckgestellt.

Abschluss der
Modellphase

Neben den zahlreichen laufenden
Aufgaben im Bereich Finanzcontrol-
ling wurden im Rahmen der Fi-
nanzprifung fir das 2. Quartal
2010 die Fordermittel der ehemali-
gen Spitzenverbéande der Kranken-

Vorgaben zu politischen
Aussagen in der Presse- und
Offentlichkeitsarbeit

Start der neuen
Beratungsdokumentation
als Grundlage fiir das
Berichtswesen

kassen (SpiK) und dem GKV-SV
endabgerechnet. Rickforderungen
wurden mit den Tragern geklart und
in einer rund 40-seitigen Stellung-
nahme zum Prufbericht abschlie-
Bend geklart.

Angesichts der Startphase und ei-
ner klaren Priorisierung der Ent-
wicklung eines neuen Dokumenta-
tionssystems im Jahr 2011 konnten
einzelne Entwicklungsaufgaben im
ersten Jahr noch nicht realisiert
werden. Diese wurden nach dem
Startjahr weiter verfolgt.

Meilensteine 2012 bis
2015

Weitere wichtige Meilensteine im
Verlauf des funfjahrigen Forderzeit-
raums waren unter anderem:

»  Start der neuen Kontaktdoku-
mentation zum 1. April 2012
sowie regelmaRige, halbjahrli-
che Aktualisierungen der Kon-
taktdokumentation, u.a. an
geanderte gesetzliche Vorga-
ben und neue Akteure als
Grundlage der Problemlagen-
berichterstattung.

»  Monitor Patientenberatung
2013 sowie jahrliche Berichte
und halbjahrige Zwischenbe-
richte an den Patientenbeauf-
tragten; Grundlage waren die
Daten und Auswertungen der
neuen Kontaktdokumentation.

v

Start Kooperationsprojekt Einfiihrung eines
mit dem IQWiG zur
Evidenzbasierung der
Beratung

zentralen, jahres-
bezogenen Fortbhil-
dungsprogramms

2012

Bericht "Ein Jahr
Regelversorgung” an den

Vertretungspool fiir
die BBT-Beratung

Patientenbeauftragten

Vorgaben zum Umgang
mit Spenden

Leitfaden fiir regionale und
liberregionale Presse- und
Offentlichkeitsarbeit

Abbildung 8: Ausgewahlte Meilensteine 2012
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»  Erarbeitung und Umsetzung
eines Konzeptes zum neuen
UPD-Extranet zum 15. April
2014, das neben dem Wis-
sensmanagement auch die
Kontaktdokumentation, ein Fo-
rum als Austausch fur die Be-
raterinnen und Berater sowie
den Zugang zu Mails und Ka-
lender enthielt. Das Wissens-
management wurde in der
Folgezeit fortlaufend um neue
und Uberarbeitete Beratungs-
informationen erganzt.

»  Erarbeitung und Umsetzung
eines Konzeptes zur neuen
Website und Relaunch des
neu gestalteten Webauftritts
zum 1. Juli 2014.

Es gab dartiber hinaus zahlreiche
weitere Meilensteine, die deutlich
weniger AulRenwirkung zeigten, vor
allem weil es sich um interne Maf3-
nahmen zur Prozess- und Quali-
tatsentwicklung handelte. Dies wa-
ren vor allem die Erarbeitung und
Etablierung von Leitfaden und
Standards sowie die Erstellung von
Vorgaben zu politischen Aussagen
in der Presse- und Offentlichkeits-
arbeit fur die RBS, mit denen die
Regelung der Fordervereinbarung
erflllt werden sollte, nach der die

politische Bewertung nicht vom
Vorgabeninhalt umfasst war.

Die Rickmeldungen der Ratsu-
chenden, die Ergebnisse der inter-
nen Qualitétssicherung und auch
die Ergebnisse der externen Evalu-
ation durch die wissenschatftliche
Begleitforschung zeigen uberein-
stimmend, dass in diesen Berei-
chen ebenfalls hervorragende Ar-
beit geleistet wurde.

Eine weitere Kategorie waren Er-
eignisse im zuriickliegenden For-
derzeitraum, die weder in der Leis-
tungsbeschreibung noch in den
urspriinglichen Planungen des
UPD-Verbundes vorgesehen wa-
ren. In diesem Kontext wére vor al-
lem der Wechsel der Geschéftsfiih-
rung der UPD gGmbH zu
erwahnen, der aufgrund des ge-
sundheitsbedingten Ausscheidens
der ersten Geschaftsfiihrung not-
wendig wurde.

Dass der UPD-Verbund auch vor
dem Hintergrund dieser erschwer-
ten Voraussetzungen seine Aufga-
ben nahtlos weiter erfiillt und Pro-
jekte weiterhin erfolgreich
vorangetrieben und abgeschlossen
hat, sagt viel Uiber die Starken des
Verbundes und den inneren Zu-
sammenhalt aus.

Eine umfassende und detaillierte
Listung aller Meilensteine im For-
derzeitraum 2011 bis 2015 ist nicht
maoglich. Einen Eindruck von der
Fille und der Vielschichtigkeit der
Aufgaben vermitteln die Abbildun-
gen zu den wesentlichen Meilen-
steinen (siehe Abbildung 7bis Ab-
bildung 11).

Im Zentrum stehen dabei vor allem
solche Malnahmen und Meilen-
steine, die sich aus vertraglichen
Verpflichtungen ergaben (rot mar-
kiert). Was der Zeitstrahl nicht mit
abbildet, ist die Tatsache, dass es
sich bei vielen dieser Malinahmen
um andauernde Prozesse handelte
oder um Projekte, die tber einen
langeren Zeitraum umgesetzt wur-
den. Dass hier nur die Endpunkte
(und in einigen wenigen Féllen die
Startpunkte) abgebildet sind, ist der
Ubersichtlichkeit geschuldet.

Ebenfalls nicht abgebildet sind da-
bei die zahlreichen Aktivitaten im
Hintergrund, die von Abstim-
mungsmafinahmen, Koordinie-
rungstatigkeiten, Qualitatssicherung
bis hin zur internen Kommunikation
neuer Standards und Leitlinien
reichten.

Start der medizini- 1

hen Hint d-
schen Hintergrun Umsetzung der
beratung

Anforderungen nach

L dem Rechtsdienst-
Pilothericht "Monitor | leistungsgesetz 1. Monitor
Patientenberatung” T Patientenberatung

Abschluss der
deutschlandweiten
Ausschreibung fir

Neue MaRnahmen
fiir die Einarbeitung
neuer Berater/innen
(Hospitation )

Zwischenbericht externe
Evaluation (IGES):
Hohes Niveau der
Beratungsqualitit

Start Trager-AG

und Berater-AG Internetrelaunch

2013 Entscheidung fiir

Confluence als zentrale
Anwendung fiir das
Intranet

Evaluationsbericht
der tiirkisch- und Projektstart
russischsprachigen Conlfluence/ Wiki
Beratung -

L

Kostenfreie 0800
MNummer fiir den
Arzneimittel-

beratungsdienst

Abnahme Neukonzeption
Webseite und Intranet

Verlingerung der
tiirkisch- und
russischsprachigen
Beratung durch den
PKV-Verband

Migration Intranet,
Umstellung der
technischen

Ll

Start Presseteam
fiir iiberregionale Infrastruktur des
Pressearbeit Intranets

Abbildung 9: Ausgewahlte Meilensteine 2013
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héufte — diese Konstellationen stellt
der Zeitstrahl grafisch dar.

se Prozesse parallel liefen und sich
die Umsetzung wichtiger Meilen-
steine oft zu bestimmten Stichtagen

Zu beachten ist in diesem Kontext
aullerdem die Tatsache, dass Uber
den gesamten Forderzeitraum die-

7
Einfilhrung webbasierter \
Fortbildung als Ergénzung
zu Prisenzveranstaltungen| Verbundweiter Startdes
\_ Wiki: Neukonzeption der
= Beratungsinformationen

7

im Frage-Antwort-Format

Start Erarbeitung

Beratungskonzept:

Redaktionsleitfadenfiir das
Wissensmanagement

Abschluss der
Uberarbeitung

\,

Start Rechercheteam fiir
Hintergrundrecherchen

Start Umsetzung
des internen Audits
fiir Ergebnisqualitit

2. Monitor
Patientenberatung

Zentrales Wiki-Team fiir
die Erstellung von
Wissensdokumenten

Vertretung der 1.
Geschiftsfithrung durch
2. GF der UPD gGmbH
(Bundesgeschiftsstelle)

MNeuer Internetauftritt
www.patientenberatung.de

2. Geschiaftsfithrung fiir
die UPD gGmbH
(Bundesgeschiftsstelle)

Neustart der
Online-Beratung (datenschutz-
konforme Umsetzung)

Verabschiedung des
Spendenkodex durch
die Gesellschafter

=

Einfithrung der
konsolidierten
Datenschutzrichtlinie

Monatsberichte: RBS-bezogene
Auswertung der Beratungs-
zahlen und -themen fiir Triger
und RBS

Abbildung 10: Ausgewahlte Meilensteine 2014

Abschluss des internen

Recherche evidenz-basierter Audits Ergebnisqualitit

Leitfiden und Prozesse fiir die [
Gesundheitsinformation

3. Monitor
Patientenberatung

—r

Erstmals Auswertungen
auf Linderebene fiir die
regionale OA der Triger

Wechsel Geschiftsfithrung
der UPD gGmbH L
(Bundesgeschiftsstelle)

Abschlussbericht der
externen Evaluation
durch das IGES: Sehr
gute Beratungsqualitit

7

Neues Format: Uberarbeitung
der monatlichen Berichte an
RBS/Triger

Fertigstellung des
Curriculum
Patientenberatung

Fertigstellung
Redaktionsleitfaden
Wissensmanagement

Integration von
gesundheitsinformation.de
auf patientenberatung.de

Finale Vergabeentscheidung
Start der Abwicklung

Prozessoptimierung: Einflihrung
Ticketsystem fiir Wissens-
management, Recherche und IT-

Projektmanagement

Abbildung 11: Ausgewahlte Meilensteine 2015
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4.4. Beratungsverstandnis, Beratungsprozess und
Beratungsinhalte

4.4.1. Gemeinsam an Lésungen arbeiten — Wie wir Beratung verstehen

Ratsuchende sollen in ihrer Ent-
scheidungsfahigkeit in Gesund-
heitsfragen und bei der Wahr-
nehmung ihrer Rechte gestarkt
werden. Information und Bera-
tung sind so zu strukturieren,
dass sie zu einer Orientierung
der Ratsuchenden und Klarung
ihrer Anliegen fuhren. So formu-
liert es die Ausschreibung.

Unser Beratungsversténdnis und
das erforderliche methodische
Riistzeug sind im UPD - Bera-
tungskonzept erlautert. Wir verste-
hen Beratung als professionelle
kommunikative Beziehung, in der
fur die Problemstellung der Ratsu-
chenden Antworten und Losungs-
wege erarbeitet werden.

Nach unserem Verstandnis starkt
Patientenberatung die Gesund-
heitskompetenz der Ratsuchenden,
vermittelt gesundheitsrelevante In-
formationen und gibt dartber hin-
aus Orientierungs-, Entschei-
dungs-, Planungs- und letztendlich
Handlungshilfe. Damit ist Patien-

tenberatung nicht nur Weitergabe
von Informationen, sondern viel-
mehr ein helfender Kommunikati-
onsprozess, bei dem unter Beriick-
sichtigung der vorhandenen
Ressourcen eigene Lésungen akti-
viert werden.

Ziel dieses Prozesses ist es, Rat-
suchende in unserem komplexen
Gesundheitssystem zu sachgerech-
ten und informierten Entscheidun-
gen zu befahigen, ihre Handlungs-
und Bewaltigungskompetenz zu
starken und sie in Konfliktsituatio-
nen zu unterstitzen.

Theorie- und
methodengestuitzt

Um ihrer Zielsetzung gerecht wer-
den zu kénnen, hat die UPD in den
vergangenen Jahren eine Vielzahl
unterschiedlicher Beratungstheo-
rien und -methoden aus der Psy-
chotherapie und der Sozialen Arbeit
zu einem klientenzentrierten und in-
terdisziplinaren Methodenwerk der

Patientenberatung zusammenge-
fuhrt. Grundlage dieses Beratungs-
ansatzes war eine professionelle
Grundhaltung, die sich durch Em-
pathie, Wertschatzung, Offenheit
und Respekt gegeniiber den Rat-
suchenden auszeichnete.

Lebenswelten, Poten-
ziale und Lésungen

Im Zentrum des beraterischen
Handelns standen Empowerment
und die individuelle Starkung der
Gesundheitskompetenz. Die Bera-
tung orientierte sich dabei an den
individuellen Bedurfnissen, Vorstel-
lungen und Mdglichkeiten der Rat-
suchenden. Im Sinne von Lebens-
welt- und Ressourcenorientierung
war die Beratung gekennzeichnet
durch Sensibilitat gegeniber Erfah-
rungen und bisherigen Lésungs-
und Bewaltigungsmustern der Rat-
suchenden. Die Patientinnen und
Patienten wurden dabei als aktive
Personen in den Beratungsprozess
einbezogen.
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3 Fragen an ...

Prof. Dr. Doris Schaeffer

Fakultat fir Gesundheitswissenschaften an der
Universitat Bielefeld

Was macht Beratung eigentlich aus?

In der modernen Gesellschaft haben sich Beratungsangebote zu den
unterschiedlichsten Fragestellungen und Problemlagen etabliert.
Anlass fiir die Inanspruchnahme ist fiir die Ratsuchenden meist
eine nicht mehr iberschaubare und eigenstdndig l6sbare Problem- oder
Krisensituation. Beratung als professionelle Interventionsform unter-
stiitzt Ratsuchende dann bei der Entwicklung von Lésungs- und Bewalti-
gungsstrategien.

Was unterscheidet Beratung von Information?

Vielerorts halt sich immer noch die Vorstellung, dass Beratung nichts anderes ist als
Informationsvermittlung. Das wére jedoch zu kurz gegriffen. Wahrend Information in
erster Linie auf Wissensweitergabe abzielt, geht Beratung sehr viel weiter und fokus-
siert auf individuelle Lésungsstrategien und Bewaltigungskonzepte. Information ist
dabei nur ein Teil von Beratung, die Problemkonstellationen entflechten und Auswege
sichtbar werden lassen soll.

Warum reicht es nicht aus, Patienten zu informieren?

Die Studienlage zeigt, dass viele Patienten grofie Schwierigkeiten haben, gesundheits-

relevante Informationen zu verstehen, zu verarbeiten und vor allem umzusetzen. Bera-
tung kann dabei helfen, Informationen auf den eigenen Lebenskontext zu ibertragen
und in handlungsrelevantes Wissen zu tiberfiihren und damit auch

die Informationskompetenz zu starken.
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4.4.2. Schritt fur Schritt zur Lésung — Der UPD-Beratungsprozess

Die Anwendung und Weiterent-
wicklung strukturierender und
qualitatssichernder Prozess-
standards war eine zentrale For-
derung der Leistungsbeschrei-
bung. Diese Forderung setzte die
UPD unter anderem durch die
Etabllierung eines klar definier-
ten Beratungsprozesses um.

Beratung ist eine Form der indivi-
duellen Zuwendung, bei der jedes
Gesprach anders verlauft, direkt
zugeschnitten auf die Bedurfnisse
der Ratsuchenden. Trotzdem
braucht professionelle Beratung
Leitplanken, die nicht nur den Bera-
tenden, sondern auch den Ratsu-
chenden Orientierung geben.

Ein auf Informationsvermittiung
verengtes Beratungsverstandnis
scheitert haufig schon an den kom-
plexen Anliegen, die Patientinnen
und Patienten vorbringen. Die Er-
fahrung zeigt: Meist stellen sie kei-
ne klar formulierte Frage, sondern
schildern umfangreich eine Prob-
lemsituation. Auch fur erfahrene
Berater ist die eigentliche Frage-
stellung dann nicht immer gleich zu
erkennen.

Die Beratung der UPD hatte auf
diese und weitere Herausforderun-
gen bereits in der vorherigen For-
derphase mit einem systema-
tischen Prozess reagiert, der die
idealtypischen Phasen einer Pati-
entenberatung beschreibt. Mithilfe
dieses Prozesses wurden Orientie-

rungspunkte fur die Beratung ge-
schaffen, die eine einheitliche und
methodisch fundierte Vorgehens-
weise sicherstellten. Gleichzeitig
wurde Sorge getragen, dass die
Ratsuchenden eine auf ihre Be-
dirfnisse zugeschnittene Unterstiit-
zung erhielten. Dieser Prozess
diente auch in der Forderphase bis
2015 als Grundlage des berateri-
schen Handelns.

Phase 1:
Auftragsklarung

Ob eine Beratung gelingen kann,
entscheidet sich oft schon in den
ersten Minuten eines Gesprachs.
Viele Probleme im Beratungsver-
lauf resultieren daraus, dass keine
klaren Abmachungen getroffen
wurden. Eine unklare Auftragsfor-
mulierung kann zu einem Ergebnis
fuhren, das dem Anliegen der Rat-
suchenden nicht entspricht.

Die Auftragsklarung war deshalb
ein Kernelement des Beratungs-
prozesses, das auch im Qualifizie-
rungsprogramm der UPD eine
wichtige Rolle spielte. Sie half, die
Komplexitat der vorgetragenen
Sachverhalte zu reduzieren, lenkte
die Aufmerksamkeit der Ratsu-
chenden auf ihr Ziel, setzte Gren-
zen in der Beratung und korrigierte
falsche Erwartungen. Im Regelfall
endete sie mit einer klar beschrie-
benen Fragestellung und einer

Vereinbarung Uber den Beratungs-
auftrag.

Phase 2: Information
und Strukturierung

Auf die Phase der Auftragsklarung
folgte die Informations- und Struktu-
rierungsphase. In dieser Phase
wurde versucht, durch Wissens-
vermittlung, Strukturierung und
Perspektivwechsel das in der Auf-
tragsklarung formulierte Anliegen
und Ziel der Beratung zu beantwor-
ten. Bei diesem Prozessschritt wur-
den nicht nur Informationen weite-
geben. Je nach Kompetenz der
Ratsuchenden wurde abstraktes
Wissen auf die konkrete Situation
der Ratsuchenden Ubertragen. Da-
zu konnte es notwendig sein, In-
formationen zu Ubersetzen, das Fur
und Wider verschiedener Optionen
darzustellen, fallbezogen zu deuten
und die Auswirkungen zu benen-
nen.

In vielen Fallen lief? sich das Bera-
tungsgesprach nach einer gegliick-
ten Informations- und Strukturie-
rungsphase erfolgreich abschlie-
Ben. Ratsuchende waren dann in
der Lage, den nachsten Schritt zur
Klarung des Anliegens selbststan-
dig zu gehen. War dies nicht még-
lich, schloss sich die Phase der
Problemlésungs- und Bewélti-
gungsunterstiitzung an.
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Abbildung 12: Der Beratungsprozess in der UPD

Phase 3: Probleml6-
sung und Bewaltigung

In dieser Stufe des Beratungspro-
zesses kamen neben der Informati-
onsvermittlung weitere beraterische
Interventionen zur Kompetenzfor-
derung und zur emotionalen Unter-
stutzung zum Einsatz. Ausgehend
von der Lebens- und Erfahrungs-
welt der Ratsuchenden wurden
mogliche Lésungsoptionen erarbei-
tet, Folgen geklart und die notwen-
digen Handlungsschritte aufgezeigt.

Zur Entwicklung von Lésungsan-
sétzen wurden Unterlagen gesich-
tet und besprochen, die Sichtweise
Dritter reflektiert und Hypothesen

zum Sachverhalt aufgestellt. Sofern
Diskrepanzen zwischen den erar-
beiteten Losungsoptionen und den
Ressourcen der Ratsuchenden of-
fenkundig waren, erfolgte zudem
eine individuell abgestimmte Unter-
stutzung mit dem Ziel, die Ratsu-
chenden zu eigenstandigem Han-
deln zu beféhigen.

Phase 4: Weitergehende
Unterstutzung

In Einzelféallen waren Ratsuchende
nicht in der Lage, ihre Anliegen
selbst zu vertreten und durchzuset-
zen. Hier konnte es notwendig sein,
in ihrem Namen zu handeln, um sie
bei der Durchsetzung ihrer Anlie-

gen bzw. ihrer Anspriiche zu unter-
stiitzen. Diese Form der Unterstit-
zung sollte der leistungsbeschrei-
bung entsprechend und angesichts
begrenzter Personalressourcen
aber nur in Ausnahmeféllen geleis-
tet werden — etwa wenn die zu-
sténdigen Ansprechpartner der
Ratsuchenden eine Reaktion ver-
sagten oder im Falle von Diskrimi-
nierung oder missbrauchlichem
Verhalten. Voraussetzung dafur
war immer ein ausdricklich formu-
lierter Auftrag der Ratsuchenden,
fur die dann jederzeit Transparenz
Uber das Handeln der Beraterinnen
und Berater gewahrleistet war.
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4.4.3. Gefragt auf allen Kanalen — Angebot, Leistung und Nachfrage

Ratsuchende sollten Information
und Beratung Uber den personli-
chen, telefonischen, postali-
schen und internetbasierten
Kontakt erhalten. GroRen Wert
legte die Leistungsbeschreibung
zudem auf ein bundesweites Be-
ratungstelefon (BBT).

So filhrten zwischen 2011 und
2015 viele Wege zur UPD: Ratsu-
chende konnten bei der UPD unter-
schiedliche Beratungsformen nut-
zen und sich telefonisch, in der
Beratungsstelle vor Ort, online oder
ganz konventionell per Post oder
Fax an die Beraterinnen und Bera-
ter wenden (siehe Abbildung 13).
Uber diese Kanéle hat die UPD im
Forderzeitraum 395.711 Bera-
tungsgesprache mit Patientinnen,
Patienten oder deren Angehérigen
gefihrt (siehe Abbildung 14). Bis
auf 2015 steigerten sich die doku-
mentierten Beratungskontakte da-
bei von Jahr zu Jahr.

Von allen Kanélen war das Telefon
das wichtigste Medium, um Ratsu-
chende und Beratende zusammen
zu bringen. So gab es zum einen
die regionalen Telefonnummern der
Beratungsstellen (RBS) und zum
anderen die bundesweit einheitliche
Rufnummer 0800 0117722 des

bundesweiten Beratungstelefons
(BBT).

Das BBT war werktags in der Zeit
von 10:00 bis 18:00 Uhr und don-
nerstags zusétzlich bis 20:00 Uhr
besetzt. Die Nutzung des BBT war
fur die Ratsuchenden aus dem
deutschen Festnetz kostenfrei.
Auch das Internet gewann zuneh-
mend an Bedeutung. Von den vie-
len, unterschiedlichen Beratungs-
formen konnten am Ende die
mediengestitzten Kommunikations-
formen das personliche Gespréach
von Angesicht zu Angesicht in vie-
len Fallen jedoch nicht ersetzen.

Telefon

Fast 80 Prozent der Beratungen in
der UPD erfolgten telefonisch. Das
Telefon schafft einen sehr niedrig-
schwelligen Zugang. Es tUberbriickt
raumliche Entfernung und stellt in-
nerhalb kirzester Zeit eine Verbin-
dung zu den Beraterinnen und Be-
ratern her. Es ermdglicht Nahe und
erhélt gleichzeitig Distanz. Rein
theoretisch kann der Kontakt durch
die Ratsuchenden jederzeit durch
Auflegen unterbrochen werden.
Das schafft Sicherheit und hilft da-
bei, Probleme offen anzusprechen.
Das Telefon hat jedoch auch Nach-

Nachfrage ist nicht gleich Bedarf

teile: Telefonische Beratung ist un-
verbindlich und der Wegfall der
Korpersprache, Mimik und Gestik
erschwert die Beratungskommuni-
kation.

Die meisten Ratsuchenden wéhlten
die kostenfreie Rufnummer des
BBT und wurden von dort aus in ei-
ne der RBS geroutet, die das BBT
Uber ein virtuelles Callcenter ge-
meinsam bedienten. Fast ebenso
viele Anrufer wéhlten die regionalen
Rufnummern der RBS und wende-
ten sich auf diese Weise direkt an
eine Beratungsstelle in ihrer Regi-
on. Insbesondere &ltere Menschen
und schwer erreichbare Zielgrup-
pen bevorzugten die regionalen
Rufnummern oder den personli-
chen Kontakt in den Beratungsstel-
len.

Beratungsstellen

In rund 13 Prozent aller Beratungen
suchten Ratsuchende eine RBS vor
Ort auf. Die Beratung von Ange-
sicht zu Angesicht ist fur die Ratsu-
chenden mit gré3erem Aufwand
verbunden als ein Anruf. Dennoch
bietet sie eine Reihe von Vorteilen,
die die Ratsuchenden in der zu-
rickliegenden Forderphase zu
schatzen wussten.

Im bundesweiten Durchschnitt lieBen sich rund 13 Prozent der Ratsuchenden vor Ort in einer Bera-
tungsstelle beraten. Bei der Bewertung der nutzerseitigen Medienwahl ist jedoch der Einzugsbe-
reich der einzelnen Zugangswege zu beriicksichtigen.
So war der Bedarf nach personlicher Beratung vor Ort deutlich hoher. Das zeigte eine UPD-
Auswertung, die nur solche Regionen einbezog, in denen sich eine Beratungsstelle in der Ndhe be-
fand. Hier hatten Ratsuchende tatsdachlich die Wahl — und suchten dann in rund einem Drittel der
Fille eine regionale Beratungsstelle auf. Und auch auf die Wahl der telefonischen Ansprache hatte
eine Beratungsstelle in der Nahe einen Einfluss: In mehr als 35 Prozent riefen Ratsuchende die Be-
ratungsstelle vor Ort unter ihrer regionalen Rufnummer an — das bundesweite Beratungstelefon
wurde von diesen Ratsuchen deutlich seltener genutzt.
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Die raumliche Koprasenz von Bera-
terinnen, Beratern und Ratsuchen-
den schafft Nahe und ein hohes
MaR an Verbindlichkeit. Soziale
Begleitinformationen erleichtern es,
das Gegenuber einzuschatzen.

Noch wichtiger: Die personliche Be-
ratung ermdglicht auch die gemein-
same Einsicht, Erorterung und Be-
arbeitung schriftlicher Unterlagen.
AulRerdem ist sie die Beratungs-
form, die gerade von sogenannten
vulnerablen Zielgruppen vermehrt
genutzt wird. Damit sind Zielgrup-
pen wie alte Menschen, Menschen
mit Migrationshintergrund oder ge-
ringem Bildungsgrad gemeint.
Meist sind diese Gruppen in der
Beratung unterrepréasentiert und
haben Schwierigkeiten, medienge-
stiitzte Beratung in Anspruch zu
nehmen. Diesem Angebot, welches
mindestens 16 Stunden pro Woche
zur Verfugung stand kam also eine
besondere Bedeutung zu.

Bundesweites
Beratungstelefon

3,0% Andere

3,3% Online-Beratung

Beratungsstelle
vor Ort

Regionales

o Beratungstelefon

Online-Beratung

Eine dritte Beratungsform bildet die
Online-Beratung. Im Gesamtdurch-
schnitt wurde sie in 3,3 Prozent der
Beratungskontakte verwendet. Im
Jahr 2015 lag diese Form der Bera-
tung bei fast 5 Prozent.

Die Online-Beratung ist &hnlich
niedrigschwellig wie das Telefon
und flr die Ratsuchenden mit ver-
gleichsweise geringem Zeit- und
Kostenaufwand verbunden. Dank
der zeitversetzten Kommunikation
kénnen Anfragen rund um die Uhr
und auf Wunsch auch anonym ver-
sendet werden. Die textgebundene
Online-Beratung und die Schrift-
form bringen eine Reihe weiterer
Vorteile mit sich: Schreiben kann
dabei helfen, Gedanken zu ordnen.
Das Geschriebene kann erneut ge-
sichtet, Uberpruft und Uberarbeitet
werden.

Trotz aller Vorteile hat die Online-
Beratung einige Schwachen: Riick-
fragen und Dialoge sind angesichts
der zeitversetzten Kommunikation

Beratungs-
formen

oft schwergéngig und aufwandig.
Zudem fallen im Rahmen der soge-
nannten Kanalreduktion sémtliche
non-verbale Signale weg.

Das erschwerte auch die Online-
Beratung in der UPD, was durch
eine auf die Besonderheiten der
Online-Kommunikation zugeschnit-
tene Schulung der Beraterinnen
und Berater abgefangen wurde.

Durchlassige Grenzen

Neben den aufgezéhlten Bera-
tungsformen gab es noch weitere
wie etwa die schriftliche Beratung
per Brief oder Fax oder die Grup-
penberatung. In diesem Spektrum
hatte jede Beratungsform ihre Vor-
ziige und Schwéchen. Der richtige
Zugangsweg hing nicht zuletzt von
den Vorlieben der Ratsuchenden,
aber auch vom jeweiligen Kommu-
nikationsanlass ab. Haufig wahlten
Ratsuchende intuitiv das richtige
Medium aus. In der UPD waren die
einzelnen Beratungsformen jedoch
durchlassig, ein Wechsel war also
jederzeit moglich.

o I

Nutzung der
unterschiedlichen
Beratungsformen

Quelle: Neue
Kontaktdokumentation,
01.04.2012 bis
Ende 2015

Abbildung 13: Nutzung der unterschiedlichen Beratungsformen der UPD
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~ 400.000

In der Zeit zwischen 2011 und 2015
hat die UPD ca. 400.000 Beratungsge-
sprache mit Patientinnen, Patienten
oder deren Angehorigen gefiihrt.
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Anzahl der
Beratungskontakte
mit Patientinnen und
Patienten oder deren
Angehirigen in der
UPD im Zeitverlauf
2011 bis 2015,
inklusive Beratungen
in Kompetenzstellen
sowie tlrkisch- und
russischsprachigen
Beratungskontakten

Quelle:
UPD-Kontaktdoku-
mentation 2011 - 2015

Abbildung 14: Anzahl der Beratungskontakte mit Ratsuchenden in der UPD im Zeitverlauf von 2011 bis 2015
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4.4.4. Das Dilemma mit der Warteschleife — Die Erreichbarkeit

Kennen Sie die UPD? Noch im-
mer wird diese Frage von vielen
Burgerinnen und Blrgern ver-
neint. Die UPD hat in den letzten
Jahren viel unternommen, das zu
andern —und ist dabei an ihre
Kapazitatsgrenzen geraten.

Wéhrend der zurlckliegenden For-
derphase hat sich die Prasenz der
UPD in den Medien drastisch er-
héht und die Bekanntheit des un-
abhangigen Beratungsangebots ist
spurbar gestiegen. Mit zunehmen-
dem Bekanntheitsgrad stieg aber
auch die Nachfrage immer weiter
an.

Bitte warten

Da die gesetzlich festgeschriebene
Fordersumme keine Spielrdume fiir
eine nennenswerte Ausweitung der
Personaldecke lies, wurde eine
ganze Reihe von Anstrengungen
unternommen, um Effizienzpotenti-
ale in der Beratung zu erschlief3en.
Die Einfiihrung eines neuen Wis-
sensmanagement-Systems, die
Vermeidung von Doppelrecher-
chen, aber auch eine klare Abgren-
zung des Beratungsauftrags konn-

90

ten den Anstieg der Nachfrage je-
doch nicht mehr ausgleichen.

Anrufversuche

Die telefonische Erreichbarkeit der
Beraterinnen und Berater ver-
schlechterte sich weiter und auch
die Wartezeiten auf einen Termin in
einer der regionalen Beratungsstel-
len (RBS) wurden langer. Einige
Anrufer brauchten in Spitzenzeiten
mehr als funf Anrufversuche, um
einen Beratenden zu erreichen. Der
Zufriedenheit der Ratsuchenden tat
das jedoch keinen Abbruch, wie die
Nutzerbefragungen des extern-
evaluierenden IGES-Instituts zeig-
ten.

Entscheidung

Die UPD stand vor einer schwieri-
gen Entscheidung zwischen Quali-
tat und Quantitat. Letztlich ging es
dabei auch um die Frage der Wirk-
samkeit beraterischen Handelns
und das Abwagen zwischen pro-
zessorientierter Beratung und blo-
Ber Informationsweitergabe. In die-
sem Spannungsfeld blieb die UPD
jedoch ihrem Anspruch an die Qua-

litét, vor allem aber an die Wirk-
samkeit ihres Beratungshandelns
treu. Vor diesem Hintergrund war
die mit rund 96 Prozent hohe und
sehr hohe Zufriedenheit der Nutzer
leicht nachvollziehbar.

HilfsmalRnahmen

Als Reaktion wurden zunachst die
Wartezeiten am bundesweiten Be-
ratungstelefon (BBT) geregelt und
die Anrufe so geroutet, dass zuvor
erfolglos gebliebene Anrufer bevor-
zugt durchgestellt wurden. Hinwei-
se in der Warteschleife und auf der
UPD-Website informierten Ratsu-
chende Uber die starke Auslastung
und eventuelle Wartezeiten. Zudem
wurden alle freiwerden Finanzmittel
direkt in eine Ausweitung der Per-
sonalressourcen investiert.

Die Linienbesetzung am BBT war
der Inanspruchnahme an Beratung
im Tages- und Wochenverlauf an-
gepasst. Die nachfolgende Abbil-
dung 15 beschreibt die Anrufvertei-
lung am Beispiel einer typischen
Woche im Zeitverlauf.
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Abbildung 15: Anrufverteilung einer typischen Woche am bundesweiten Beratungstelefon nach Tag und Uhrzeit (12.01.2015 bis

16.01.2015)
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Die hdchste Inanspruchnahme am
BBT gab es grundsatzlich in den
Morgenstunden. Besonders ausge-
pragt war diese jeweils zum Beginn
einer Woche. Aus diesem Grund
wurde der Hotline in dieser Zeit mit
vielen Beraterinnen und Beratern
aus den Beratungsstellen besetzt.
Zur Mittagszeit und in den Abend-
stunden war die Nachfrage deutlich
geringer, sodass weniger Beraten-
de zur Verfigung stehen mussten.
Mitunter hatten die mediale Be-
richterstattung oder Veroffentli-
chungen Dritter einen grof3en Ein-
fluss auf die Beratungsanfragen.
Diese waren nur bedingt planbar.

Politische
Aufmerksamkeit

Neben diesen Manahmen wurden
Fordermittelgeber und Politik Gber
die steigende Nachfrage in Kennt-
nis gesetzt. Bereits 2012 legte die
UPD dem Patientenbeauftragten
der Bundesregierung einen Bericht
vor, in dem sie auf die Uberlastung
hinwies. In ihrem Bericht vom

31. Méarz 2013 sprach sich die
Bundesregierung in einem Bericht
an den Deutschen Bundestag dafir
aus, diese Nachfrageentwicklung
sorgféltig zu beobachten.

Gesetzgeber handelt

Im Jahr 2014 reagierte der Gesetz-
geber mit einer Neufassung des

§ 65 b SGB V im Rahmen des
GKV-Finanzstruktur- und Qualitats-
Weiterentwicklungsgesetzes (GKV-
FQWG). Dabei wurde die gesetzli-
che Foérdersumme von rund funf auf
neun Millionen Euro ab dem Jahr
2016 erhdht. So werden nun zu-
kunftig deutlich bessere Rahmen-
bedingungen geschaffen, um der
Nachfrage gerecht werden zu kon-
nen.

Gezdhlte
Anrufer
(pro Woche)

J/ 080001177 22

Registrierte
Telefonberatungen

2200 (pro Woche)
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Abbildung 16: Gezahlte Anrufer und registrierte Telefonberatungen am regionalen Beratungstelefon von 2011 bis 2015
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4.45. Bedarfsgerechte Beratung — Das Themenspektrum

Die Intention des Gesetzgebers
war es, ein Angebot mit Beratung
und Information zu gesundheitli-
chen und gesundheitsrechtli-
chen Fragestellungen zu schaf-
fen, um die Patientenorientierung
im Gesundheitswesen zu stérken
und um die gesundheitlichen
Kompetenzen von Ratsuchenden
zu fordern. Die Leistungsbe-
schreibung konkretisierte, dass
Patientinnen und Patienten auf
ein niedrigschwelliges und the-
matisch breit aufgestelltes An-
gebot treffen sollten. Sie sollten
in ihrer Entscheidungsféahigkeit
in Gesundheitsfragen und bei
der Wahrnehmung ihrer Rechte
gegeniiber Kostentragern und
Leistungserbringern gestéarkt
werden.

Ratsuchende konnten sich bei dem
Informations- und Beratungsange-
bot der UPD zu allen Gesundheits-
fragen Rat und Unterstiitzung ho-
len. Die Themen waren nicht
vorgegeben, sondern wurden von
den Ratsuchenden bestimmt. Ne-
ben den gesundheitlichen und ge-
sundheitsrechtlichen Themen ge-
hérten auch psychosoziale
Beratungsthemen zum Leistungs-
spektrum der UPD. Diese drei
Kompetenzfelder spiegelten die Be-
raterinnen und Berater der UPD
durch ihre Qualifikationen wider.

Das UPD-Beratungsangebot bildete
so eine Briicke zwischen unter-
schiedlichen Disziplinen, Versor-
gungssektoren und Indikationen.
Innerhalb eines Beratungsge-
sprachs wurden haufig mehrere
Themen behandelt, Fragestellun-
gen geklart oder Problemkonstella-
tionen analysiert.

Letzte Instanz: UPD

Viele Anliegen drehten sich rund
um die Kommunikation und die Ko-
ordination der medizinischen Ver-
sorgung. Aufféllig war dabei die
starke Dominanz leistungsrechtli-
cher Themen. In vielen Fallen wa-
ren Patientinnen und Patienten In-
teressenkonflikten ausgesetzt oder

hatten schon einen langen Weg
durch verschiedene Instanzen und
Institutionen hinter sich. Fir diese
Ratsuchenden war die UPD oft die
letzte Instanz, der sie sich anver-
trauten. Viele hatten Angst, waren
verunsichert und misstrauisch ge-
genuber den Akteuren des Ge-
sundheitssystems. Die Tabelle auf
der nachsten Seite zeigt die 15
haufigsten Beratungsthemen seit
Beginn des Messzeitraums mit der
neuen Kontaktdokumentation vom
1. April 2012 bis zum Ende der
Forderphase 2015.

Anspriiche und
Patientenrechte

In den meisten Beratungsgespra-
chen ging es um mdgliche Anspru-
che gegenuber Kostentragern. Dies
betraf Umfang und Anspruchsvo-
raussetzungen, aber auch die Pru-
fung der Erfolgsaussichten zur
Durchsetzung solcher Anspriiche.
Ein weiterer grol3er Themenbereich
waren Patientenrechte, die vor al-
lem das rechtliche Verhaltnis zwi-
schen Behandlern und Patienten
regeln. Dabei wurde zu Patienten-
rechten des birgerlichen Gesetz-
buchs, aber auch zu Berufspflichten
und Verhaltensnormen informiert,
aufgeklart und beraten.

Finanzen

Auch finanzielle und wirtschaftliche
Aspekte spielten in der Beratung
eine wichtige Rolle. Dabei ging es
um Rechnungen, Krankenversiche-
rungsbeitrage und Eigenanteile,
aber auch um Zuzahlungen, Fragen
zur Belastungsgrenze, zum Heil-
und Kostenplan sowie zu Hartefall-
regelungen bei Zahnersatz. Patien-
tinnen und Patienten suchten Hilfe
und Unterstitzung bei der Aus-
einandersetzung mit unterschiedli-
chen Versicherungslésungen und
beitragsrechtlichen Fragestellun-
gen, bei der Beurteilung von Rech-
nungen sowie im Umgang mit fi-
nanziellen Risiken und finanzieller
Uberforderung.

Kommunikation und
Konflikte

Ein immer wiederkehrendes Quer-
schnittsthema in der Patientenbera-
tung betraf schlie3lich das Themen-
feld der Information und Aufklarung
sowie den Umgang mit Patienten.
Viele Ratsuchende berichteten in
der Beratung von einer Missach-
tung der gesetzlichen Aufklarungs-
pflichten sowie von einer sehr
knapp bemessenen und teilweise
auch konfliktbehafteten Kommuni-
kation im Arzt-Patienten-Kontakt.

Sehr haufig kamen Beraterinnen
und Berater zu der Einschéatzung,
dass Patienten falsch oder unvoll-
sténdig informiert und beraten wor-
den waren. Dies betraf die Aufkla-
rung Uber medizinische Verfahren
und MaRRnahmen ebenso wie die
Aufklarung tiber wirtschaftliche Fol-
gen bei privat abgerechneten Leis-
tungen. In engem Zusammenhang
mit der Kommunikation stand auch
die Bewaltigung von Konflikten mit
Leistungserbringern und Kostentra-
gern. Am haufigsten ging es in den
Beratungsgesprachen um Konflikte
mit Arztinnen und Arzten.
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Tabelle 2: Haufigste UPD-Beratungsthemen im Zeitraum 01.04.2012 bis Ende 2015 in Prozent

Die 15 hdufigsten Beratungsthemen der UPD

Anteil

10

11

12

13

14

15

Umfang und Anspruchsvoraussetzungen von Leistungen eines Kostentragers
Patientenrechte, Berufspflichten, Verhaltensnormen

Priifung der Rechtmafigkeit von Geldforderungen und Zuzahlungen
Mitgliedschaft sowie Versicherungs- und Kassenwechsel, Zusatzversicherungen
Pravention, Diagnostik, Therapie einer Krankheit
Krankheits-/Lebensbewdltigung

Erfolgsaussichten eines Rechtsbehelfs zur Durchsetzung von Anspriichen gegen Kostentrager
Behandlungsfehler

Vorsorgedokumente/Betreuungsrecht

Probleme im sozialen und beruflichen Umfeld

Allgemeines Sozialrecht

Verfahrensrechtliche Fragen

Gutachten und Eignung von Gutachtern

Wirtschaftliche und soziale Absicherung

Nutzen und Risiken medizinischer Verfahren und Manahmen

27,0 %

17,5 %

11,8 %

10,4 %

10,2 %

9,7 %

9,6 %

8,5 %

6,6 %

6,2 %

5,0 %

4,5 %

3,6 %

3,0 %

2,9 %
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4.5. Qualitatsentwicklung und Qualifizierung

45.1. Gute Beratung — Qualitatsmanagement in der UPD

In der Leistungsbeschreibung
war ein Biindel von Qualitatssi-
cherungs- und Qualitatsentwick-
lungsmaBnahmen gefordert, um
gute Beratung zu gewabhrleisten.
Alle im Realisierungskonzept
geplanten MaBnahmen zur Quali-
tatsentwicklung konnten umge-
setzt werden und sind in diesem
und den folgenden Kapiteln dar-
gelegt.

Waéhrend der zurlickliegenden For-
derphase war die bestmdgliche Be-
ratung stets Anspruch und Ziel der
UPD. Aber was ist eigentlich gute
Patientenberatung? Auf diese Fra-
ge gibt es vermutlich viele Antwor-
ten. Eines ist jedoch sicher: Die Be-

ratung sollte die Patientinnen und
Patienten wirksam unterstitzen.

Um Patientinnen und Patienten in
angemessener Weise helfen zu
kénnen, bedarf es mehr als nur der
Vermittlung des aktuellen Wissens.
Gute Beratung unterstitzt die Rat-
suchenden auch bei der Entwick-
lung von Handlungskompetenzen
und gibt Hilfestellung bei der
Krankheitsbewaltigung. Im Ergeb-
nis sollten die Ratsuchenden nach
Mdoglichkeit Losungen finden, die
sie bewusst und eigenverantwort-
lich in den eigenen Beziigen um-
setzen kdénnen.

Diesem hochgesteckten Anspruch
an die Wirksamkeit beraterischen

3 Fragen an ...

Prof. Dr. Hans-Jiirgen Seel

Handelns folgend, hatte die UPD
seit ihrer Grindung im Jahr 2001
ein breites Instrumentarium aus ei-
ner Vielzahl von Qualitatssiche-
rungsmafinahmen entwickelt, er-
probt und in Standards und Leit-
linien Uberfiihrt. Diese Elemente ei-
nes umfassenden Qualitatsmana-
gements wurden wahrend der zu-
rickliegenden Forderphase
genutzt, gezielt weiterentwickelt
und angepasst.

Vorstandsmitglied der Deutschen Gesellschaft fiir Beratung (DGfB)

Was ist gute Beratung?

Gute Beratung liefert reflexive Unterstiitzung bei der Bearbeitung von Problemstellungen. Sie sollte als
Kommunikationsprozess verstanden werden, in dem mit Unterstiitzung professioneller, speziell ausgebil-
deter Personen praktische Probleme und Aufgabenstellungen bearbeitet werden. Gute Beratung beinhaltet
also Lern-, Entwicklungs- oder allgemeiner: Verdnderungsprozesse.

Wie lassen sich solche Verdnderungsprozesse bewerkstelligen?

Ein wichtiger Aspekt ist hier der Anspruch an die Reflexivitdt der Beratung: Es sollte
nicht nur darum gehen, Sachinformationen weiterzugeben. Reflexive Beratungen, in
denen die Ratsuchenden sich selbst und ihre Beziehung zu anderen zum Gegenstand
machen, konnen Veranderungen bewirken und Orientierung stiften.

Was bedeutet das konkret fiir das

Beratungshandeln?

In guter Beratung diirfen keine anderen Motive und Einfliisse
wirksam werden auBer dem Interesse an einer gelingenden
Selbstgestaltung des Lebens der Ratsuchenden in den Kontex-

ten ihrer Umgebung.
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Fach- und Beratungs-
kompetenz

Ein erster Bereich des Qualitats-
managements betrifft die Qualifika-
tion und Kompetenz der Berater-
innen und Berater. Wéhrend der
zuriickliegenden Forderphase ver-
fugten sie ausnahmslos Uber einen
einschlagigen Hochschulabschluss
und wurden in einem umfassenden
Schulungsprogramm laufend fort-
und weitergebildet.

Im Rahmen von Hospitationen zur
Einarbeitung im eigenen Kompe-
tenzfeld und Hospitationen zum Er-
fahrungsaustausch in anderen Be-
ratungsstellen hatten Beraterinnen
und Berater zudem die Mdglichkeit,
voneinander zu lernen.

Interdisziplinaritat

Haufig betrafen die Anliegen der
Ratsuchenden medizinische, recht-
liche und psychosoziale Aspekte
gleichermaRen. Ein klassisches
Beispiel sind Beratungen zu chroni-
schen Schmerzen: Inhalt der Bera-
tung waren hier oft nicht nur die
Ubersetzung von Befunden und die
Beratung zu Nutzen und Risiken
diagnostischer oder therapeutischer
Verfahren, sondern auch die Ver-
ordnung von Heilmitteln und die Er-
Orterung einer psychosomatischen
Rehabilitation.

Alle Beratungsstellen (RBS) waren
deshalb mit Beraterinnen und Bera-
tern aus allen drei Kompetenzfel-
dern Gesundheitsrecht, Gesund-
heit/Medizin und Psychosoziales
interdisziplindr besetzt. Erganzt
wurde die breite Kompetenz der
RBS durch uberregionale und spe-
zialisierte Kompetenzstellen (KOS)
zu den Themen Arzneimittel, Hilfs-
mittel und Zahngesundheit.

Unterstitzung far
Beratungsteams

Eine weitere wichtige Saule des
Qualitatsmanagements lag in der
Unterstitzung der Beraterinnen und
Berater durch regelmaRige interne
Qualitatsaudits, kollegiale Bera-
tung, laufende Fall- und Team-
supervision sowie durch Hinter-
grundberatung besonderer Spezia-
listen im Beratungsverbund der

UPD (etwa bei der Recherche von
medizinischen Informationen in
englischsprachigen Quellen). Bei
diesen MaRnahmen ging es vor al-
lem um inhaltliche Richtigkeit in der
Beratung und methodische Bera-
tungskompetenz zum Beispiel bei
der verstandlichen Vermittlung der
Inhalte, aber auch um mdglichst ef-
fiziente Zusammenarbeit im Team.

Zentrales
Wissensmanagement

Beratung kann nur so gut sein, wie
die ihr zugrundeliegenden Informa-
tionen. Die Beratung in der UPD er-
folgte daher strikt auf der Grundla-
ge wissenschaftlicher Erkenntnisse,
evidenzbasierter Informationen, ge-
setzlicher Grundlagen und aktueller
Rechtsprechung. Um diese den Be-
raterinnen und Beratern moglichst
leicht verfiigbar zu machen, hatte
die UPD in der Forderphase von
2011 bis 2015 das bisherige Wis-
sensmanagement-System grundle-
gend weiterentwickelt und Uberar-
beitet.

Das System enthielt nicht nur Wis-
sensdokumente und Beratungs-
standards, sondern war auch das
Tor zu unterschiedlichen juristi-
schen und medizinischen Fachda-
tenbanken. Die Informationssuche
wurde dabei tiber Rechercheleitféa-
den und Quellenhierarchien ge-
steuert. Fur medizinische Hinter-
grundrecherchen stand den
Beraterinnen und Beratern seit
2014 ein eigens geschultes Re-
chercheteam zur Verfiigung.

Genau gepruift

Zu einem umfassenden Qualitats-
management gehdrt auch die
Uberpriifung der Standards. Die
UPD wurde zwischen 2011 und
2015 wie schon in den vorange-
gangenen Forderphasen durch eine
externe Begleitforschung im Auftrag
des GKV-Spitzenverbandes (GKV-
SV) fortlaufend evaluiert. Kernele-
mente der Untersuchungen bildeten
regelmaRige Anrufe verdeckter
Testnutzer mit einheitlichen Bera-
tungsszenarien, sogenannte ,Hid-
den-Client-Tests®, aber auch jahrli-
che Nutzerbefragungen durch das
externe IGES Institut.

Auch innerhalb des UPD-Verbun-
des wurde die Beratungsqualitat
regelmanig Uberpriift. Bei bestimm-
ten Standards kamen auch hier
verdeckte Tests zum Einsatz, um
die Datenschutzvorgaben in der
webgestitzten Beratung sicherzu-
stellen. Darliber hinaus wurden alle
Beratungskontakte detailliert und
anonym dokumentiert und unter
Qualitatsgesichtspunkten ausge-
wertet. In einem laufenden Monito-
ring der Trager wie auch im Rah-
men von Vor-Ort-Besuchen wurde
die Einhaltung struktureller Vorga-
ben etwa in Hinblick auf Beratungs-
zeiten oder barrierefreien Zugang
der Beratungsstellen Gberpriift.

Die Befolgung datenschutzrechtli-
cher Vorschriften wurde durch ei-
nen externen Datenschutzbe-
auftragten tiberwacht und begleitet.
Zudem konnten Ratsuchende mit
der Einflhrung eines systemati-
schen Beschwerdemanagements,
Kritik und Lob zur Beratung direkt
an die BUGS richten.

NN
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4.5.2. Kompetente Berater — Qualifikation und Personalentwicklung

Wesentliche Elemente der Quali-
tatsentwicklung und Qualitatssi-
cherung sind die Qualifikation
und die Qualifizierung der Bera-
tenden. Gute Beratung erfordert
gute Berater. Die institutionali-
sierte Patientenberatung ist je-
doch ein junges Praxisfeld mit
einem sich noch entwickelnden
Methodenrepertoire.

Wahrend der zuriickliegenden For-
derphase hat die UPD — wie im Re-
alisierungskonzept geplant — me-
thodische Konzepte entwickelt,
Standards definiert und das Be-
rufsprofil des Patientenberaters ge-
scharft. Dabei konnte letztlich auch
eine berufliche Identitat geschaffen
werden, die sich durch Professiona-
litdt, Unabhangigkeit und Nutzerori-
entierung auszeichnet.

Die Komplexitéat der an die UPD
herangetragenen Problemkonstella-
tionen erfordert teilweise ein hoch
spezialisiertes Wissen. Fachkom-

6% Sonstige

Pharmazie

4% Psychologie

Medizin &
Sozialmedizin

Gesundheits-
15% & Pflege-
wissenschaften

petenz allein garantiert aber noch
keine gelingende Beratung. Berate-
rinnen und Berater benétigen au-
Berdem unspezifische und feld-
Ubergreifende Kommunikations-
und Interventionskompetenzen.
Hinzu kommen die Fahigkeit und
Bereitschaft zur interdisziplindren
Zusammenarbeit, interkulturelle
Kompetenz und eine Reihe metho-
discher Fahigkeiten.

Qualifikation

Eine Grundlage fir gute Beratung
bildet die fachliche Qualifikation.
Die Beraterinnen und Berater der
UPD verfuigten wahrend der zu-
rickliegenden Férderphase aus-
nahmslos Uber einen einschlagigen
Hochschul- oder Fachhochschulab-
schluss und in vielen Fallen auch
Uber eine zusatzliche Ausbildung
im Gesundheitswesen. Dabei wa-
ren alle erforderlichen Fachkompe-
tenzen vertreten: Rechtswissen-

RN

Yo

90 Berater

schaften, Erziehungswissenschaf-
ten, Soziale Arbeit, Medizin und
Zahnmedizin, Gesundheits- und
Pflegewissenschaften sowie Phar-
mazie.

Erfahrung

Ein weiterer fur die Beratungsquali-
tat relevanter Faktor liegt in der
einschlagigen Berufserfahrung der
Beraterinnen und Berater. Seit ihrer
Griindung konnte die UPD einen
erfahrenen Personalstamm auf-
bauen und weiterentwickeln. In
Summe verfuigten die Beraterinnen
und Berater der UPD zum Ende der
Forderphase Uber mehr als 1.000
Jahre Beratungserfahrung. Die
durchschnittliche Praxiserfahrung in
der Patientenberatung lag deutlich
Uber zehn Jahren.

Erziehungs-
wissenschaften 24%
& Soziale Arbeit

Rechts-
wissenschaften

Qualifikation der
UPD-Berater zum
Stichtag 30. Juni 2015

Quelle: UPD-Monitoring

Abbildung 17: Qualifikationen der UPD-Beraterinnen und Berater zum Stichtag 30. Juni 2015
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1.00

Personalentwicklung

Patientenberatung ist kein eigen-
standig etabliertes Berufsbild. Des-
halb spielt die Fort- und Weiterbil-
dung eine entscheidende Rolle fur
die Sicherstellung der Beratungs-
qualifikation. Die Beraterinnen und
Berater der UPD wurden in der zu-
rickliegenden Forderphase in rund
60 Fortbildungen (webgestiitzt und
vor Ort) intensiv geschult und wei-
tergebildet. Die Teilnahme an den
im Folgenden aufgefiihrten Fortbil-
dungsmafnahmen war fir die Be-
raterinnen und Berater haufig ver-
pflichtend:

»  Onlineberatungskompetenz

» Datenschutz-, straf- und zivil-
rechtliche Grundlagen und
Folgen unserer Beratung, ins-
besondere der schriftlichen
und webgestiitzten Beratung

»  Auftragsklarung im interdiszip-
lindren Team

Teamarbeit optimieren

» Umgang mit schwierigen Rat-
suchenden

»  Einfhrung in die Kurzzeit- und
Lésungsorientierte Beratung

Interkulturelle Kompetenz

» Herausfordernde Beratungssi-
tuationen

Einfache Sprache in Beratung

»  Einfihrungswissen zum
Thema Zahn

»  Medientraining
>  Selbstflrsorge
Darliber hinaus gab es regelmafig

lompetenzfeldspezifische Fortbil-
dungen zu speziellen Themen.

In Summe verfligten die Beraterinnen

und Berater der UPD im Jahr 2015 iiber
mehr als 1.000 Jahre Erfahrung in der
Patientenberatung. Zum Ende der
Forderphase hatte jeder einzelne

UPD-Berater im Schnitt mehr als
10 Jahre Beratungserfahrung.

Im gesundheitsrechtlichen Kompe-
tenzfeld:

»  GBA-Richtlinien, BMW,
Budget und mehr, was wirkt
wie im Arzt-Patient-Verhéaltnis

»  Versicherungsrechtliche Fra-
gestellungen im europaischen
Kontext

»  Krankheitsbewaltigung: Mit-
wirkungspflichten und Daten-
schutz — Ein Spannungsfeld

»  Beihilfe: Beratungsinhalt
und -grenzen

Im gesundheitlich-medizinischen
Kompetenzfeld:

»  Diagnostik: Treffsicherheit -
Fallstricke - IGeL und keiner
findet was

» Recherche nach evidenzba-
sierten Informationen

»  Augenkrankheiten

»  Onlineseminar zu den Themen
Glaukom und Recherchequel-
len fUr evidenzbasierte Arz-
neimittelinformationen

»  Chronische Kreuzschmerzen:
Diagnostik, Behandlungsmdg-
lichkeiten und Versorgungs-
strukturen

»  Der Rechercheleitfaden und
das Rechercheteam in der
UPD: neue Méglichkeiten der
Suche nach evidenzbasierten
Informationen

Im psychosozialen Kompetenzfeld:

» Umgang mit Trauer und Ver-
lust in der Beratung

»  Einfuhrung in das Sozialrecht

»  Krankheitsbewaltigung — Mit-
wirkungspflichten und Daten-
schutz — ein Spannungsfeld

»  Depression: Krankheitsbild/er,
Versorgungsstrukturen
und -modelle, aktuelle Verfah-
ren der psychotherapeuti-
schen Depressionsbehand-
lung; Umgang mit depressiven
Menschen in der Beratung

Samtliche Veranstaltungen wurden
zentral Uber die Bundesgeschéfts-
stelle (BuGS) organisiert und
durchgefiuhrt, z.T. mit externen, z.T.
mit internen Referenten. Fur die
Auswahl der Themen war entschei-
dend, welche Bedarfe die Beraten-
den zuriickgemeldet haben, aber
auch welche neuen Arbeitsweisen
verankert werden sollten, z.B. die
Beratung mit evidenzbasierten In-
formationen oder die Scharfung im
Beratungskonzept zu Kurzzeit- und
Lésungsorientierung. Auch die Er-
gebnisse der externen Evaluation
durch das IGES wurden bei der
Fortbildungsplanung berticksichtigt,
insbesondere im gesundheitlich-
medizinischen Kompetenzfeld wur-
den die Berater fachlich nachge-
schult. Aber auch die Verbesserung
der Beratungskompetenzen stand
im Fokus, v.a. fir die Beratenden
aus den juristischen und medizini-
schen Kompetenzfeldern.

Neben der Schulung der Berater
wurden in den Veranstaltungen
auch der Umgang mit diesen The-
men in der Beratung festgelegt und
die Grenzen bzgl. der Beratungstie-
fe und des Umfangs der UPD Bera-
tung definiert.

Die Erfahrungen aus den ersten
funf Jahren der Regelversorgung
wurden zum Ende der Forderphase
in einem Curriculum zusammenge-
fuhrt, das vor allem die Einarbei-
tung neuer Beraterinnen und Bera-
ter regelt.

48



Strukturen, Prozesse, Ergebnisse

,Professionelle Berater miissen

wissen, wie sie Gesprdche fiihren,

wie sie eine konstruktive Vertrauensbe-
ziehung aufbauen, wann und mit welchen Kon-
sequenzen sie etwas ansprechen, wann es an-
gemessen ist, eher lenkend, leitend, emotional
stiitzend, reflexiv oder konfrontativ zu sein. Sie
missen mit Konflikten umgehen, kulturelle Viel-
falt berlicksichtigen, Ressourcen ermitteln,
Netzwerke einbeziehen und Unterstiitzungsquel-
len aktivieren konnen. Vor allem aber miissen sie
wissen, auf welchen Wegen sie Verdanderungen
initiieren konnen.“

Prof. Dr. Frank Nestmann

Ehemaliger Inhaber der Professur fiir Beratung und soziale Be-
ziehungen an der Technischen Universitdt Dresden
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4.5.3. Curriculum Patientenberatung — Die Handlungskompetenz von Beratern

Uber welche Fahigkeiten und
welches Wissen sollte ein Patien-
tenberater verfugen? Auf diese
Frage hat die UPD eine Antwort
gefunden. Im Verlauf der Forder-
phase wurde — wie im Realisie-
rungskonzept angekiindigt — ein
Curriculum entwickelt, das die
Grundlagen fir ein gemeinsames
Beratungsverstandnis schafft
und die Einarbeitung neuer Bera-
terinnen und Berater erleichtert.
Es beinhaltet Basiswissen eben-
so wie grundlegende berateri-
sche Fahigkeiten und Methoden
und baut auf den Erfahrungen
aus dem Beratungsalltag auf.

Ein grof3er Bereich der Schulungs-
module betrifft die Fachkompetenz
in den Bereichen Gesundheit und
Medizin, Recht und Psychosozia-
les.

Dabei erfordert die interdisziplinare
Zusammenarbeit auch ein Basis-
wissen in den jeweils fachfremden
Disziplinen. Zum Grundwissen aller
Beraterinnen und Berater gehdrten
in der zuriickliegenden Forderpha-
se unter anderem Kenntnisse in
den Bereichen:

»  Sozial- und Leistungsrecht

»  Patientenrechte und Berufs-
pflichten

»  Behandlungsfehler

Struktur und Funktionsweise
der gesundheitlichen Versor-

gung

»  haufig nachgefragte Krank-
heitsbilder

»  Untersuchungs- und Behand-
lungsverfahren

Curriculum | Patientenberatung

Handlungskompetenz fiir Beraterinnen und Berater

Lelstungserbrlnger

Leistungserbringer

Krankheitsbilder

Krankheitsbilder:iiuren
Sozialgesetzbuch

Patlente i "ec htesozialpolitik

Reflexionges -

Grenzen

Bc'wanolu
ﬂehandlunlshhlev Patl en tenve rfu

Praventlon

2 lmry ll tion

BehandlungsfehlerA nersuche
GesprachsfiihrungGesprdachsfiihrung
Betreuungsverfiigung

Arztpflichten

Fach-
kompetenz

Selbst- &
Sozial-
kompetenz

Methoden-
kompetenz

»  Gesundheitskonzepte und
Krankheitsmodelle

»  Pravention und Friiherken-
nung

»  Gesundheits- und Sozialpolitik

Daruiber hinaus beinhaltet das Cur-
riculum eine Reihe von Schulungs-
modulen zu den in der Patientenbe-
ratung erforderlichen Methoden-
kompetenzen:

»  Gesprachsfiihrungstechniken

»  Steuerung des Beratungspro-
zesses

»  Theorien und Konzepte psy-
chosozialer Beratung

»  sozialpsychologische Konzep-
te zur Interaktion

»  |6sungs- und ressourcenorien-
tierte Beratung

»  kommunikationswissenschaft-
liche Konzepte und Methoden
zum Einsatz der Beratungs-
formen (personlich, telefo-
nisch, online)

» Recherche und Bewertung
von Gesundheitsinformationen

» Umgang mit relevanten Da-
tenbanken und Informations-
quellen

Abgerundet wird das Curriculum
durch Schulungsangebote zur
Selbst- und Sozialkompetenz. Hier-
zu zéhlen Themen wie:

» interkulturelle Kompetenz und
Umgang mit Diversitat

» Unabhéangigkeit im Beratungs-
handeln

»  Zusammenarbeit im interdis-
ziplindren Team

» emotionale Abgrenzung und
professionelle Distanz

»  Selbstmanagement in der Be-
ratungsarbeit

Das Curriculum Patientenberatung
ist gewissermalen die Grundaus-
stattung, die Beraterinnen und Be-
rater fur ihre tagliche Arbeit von der
UPD erhalten haben.
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4.5.4. Best verfligbares Wissen — Aktuelle und evidenzbasierte Informationen

GemaR der Leistungsbeschrei-
bung, sollte die Beratung zu me-
dizinischen Fragestellungen auf
der Grundlage evidenzbasierter
Informationen erfolgen. Um die-
ses Vorgabe auch tatsachlich
halten zu kénnen, wurde in der
zuruckliegenden Forderphase
eine komplexe Methode zur Evi-
denzbasierung beraterischen
Handelns entwickelt und einge-
fahrt.

Bislang hatte die evidenzbasierte
Medizin mit ihren Methoden und
Arbeitsweisen vor allem die Erstel-
lungspraxis schriftlicher Patienten-
information gepragt und verandert.
Fir das Handlungsfeld der Bera-
tung lagen jedoch noch keine etab-
lierten Methoden und Konzepte vor.

Eine besondere Herausforderung
bestand dabei in der Tatsache,
dass Ergebnisse im Beratungsall-
tag innerhalb kirzester Zeit beno-
tigt wurden. Gleichzeitig waren die
zeitlichen Ressourcen der Berate-
rinnen und Berater unter dem zu-
nehmenden Nachfragedruck deut-
lich begrenzt.

Entwicklungs-
partnerschaft

Um die Beratung auf Basis des
besten verfligbaren Wissens si-
cherstellen zu kénnen, begann die
UPD bereits zu Beginn der Forder-
phase mit der Entwicklung einer
Methode zur fokussierten Recher-
che nach evidenzbasierten Informa-

tionen. Ein zentraler Entwicklungs-
partner war dabei das Institut fur
Qualitat und Wirtschaftlichkeit im
Gesundheitswesen (IQWiG), das
den gesamten Prozess fachlich be-
gleitete und durch seine Metho-
denkompetenz maf3geblich unter-
stutzte.

Im Verlauf der Férderphase wurden
die einzelnen Bestandteile der Me-
thodik Stuick fir Stick entwickelt,
erprobt und eingefiihrt. Im Ergebnis
durchlief eine medizinische Anfrage
in der UPD je nach Fragestellung
unterschiedliche Bearbeitungspro-
zesse in einem gestuften Verfah-
ren.

51



Strukturen, Prozesse, Ergebnisse

, »,ES kann viele Griinde geben,
um von seinem Arzt oder
seiner Krankenkasse ent-
tauscht zu sein. Um die Ursachen
sortieren zu konnen, brauchen die
Beraterinnen und Berater der UPD
auch eine solide Einschdtzung, was
medizinisch sinnvoll und realistisch
ist. Das geht nur evidenzbasiert. Fir
die UPD und uns war es eine kreative
Herausforderung, gemeinsam das
Fundament fiir ein Wissenssystem zu
legen, das Evidenzbasierung und
Tauglichkeit fiir den Beratungsalltag
miteinander verbindet. Wir haben
gesehen, dass gute Beratung mehr
ist als verlassliche Information. Aber
auch, dass es ohne verldssliche
Information keine gute Beratung
geben kann.*

Dr. Klaus Koch

Ressortleiter Gesundheitsinformation am
Institut fiir Qualitdat und Wirtschaftlichkeit im
Gesundheitswesen
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Fokussierte Recherche

In einem ersten Schritt wurden mit
Hilfe des sogenannten PICO-
Schemas im Beratungsprozess die
Fragestellungen der Ratsuchenden
definiert. Sofern im UPD-eigenen
Wissensmanagement-System hier-
zu keine Informationen vorlagen,
wurde eine fokussierte Recherche
in deutschsprachigen Quellen
durchgefuhrt. Dabei kamen 16 ver-
schiedene Datenbanken und Infor-
mationssysteme zum Einsatz.

Spezialisten fur
internationale Quellen

Waren in deutscher Sprache keine
Informationen verfugbar, wurde die
Frage an ein internes Recherche-
team weitergeleitet. Diese speziell
geschulten Beraterinnen und Bera-
ter fUhrten innerhalb kurzer Zeit ei-
ne weitergehende Suche in eng-
lischsprachigen Quellen durch.
Gesucht wurde dabei nach relevan-
ten Leitlinien, systematischen
Ubersichtsarbeiten und anderen
Evidenzsynthesen. Als Quellen
dienten in der Regel die gangigen
Point-of-Care-Systeme (zum Bei-
spiel UpToDate, DynaMed), Med-
line und die Chochrane Library.

Hintergrundberatung

Neben den vorgesehenen Recher-
chestufen hatten Beraterinnen und
Berater in der UPD die Mdglichkeit,
medizinische Hintergrundberatung
durch eine methodisch besonders
geschulte Arztin zu nutzen. Das
Angebot richtete sich an alle Bera-
terinnen und Berater, die zu einer
medizinischen Fragestellung kei-
nerlei Evidenz finden konnten oder
sich riickversichern wollten.

Kompetenzstellen

Darliber hinaus hatten Beraterinnen
und Berater die Mdglichkeit, Hinter-
grundberatung durch die Giberregio-
nalen Kompetenzstellen (KOS) zu

den Themen Arzneimittel, Hilfsmit-
tel und Zahngesundheit in An-
spruch zu nehmen. Damit war eine
weitere Anforderung des Fordermit-
telgebers erfllt. In komplexen Fal-
len konnten Ratsuchende auch di-
rekt an die KOS fur Arzneimittel
und Zahngesundheit verwiesen
werden. Neben den UPD-eigenen
KOS war auch der Krebsinformati-
onsdienst des Deutschen Krebsfor-
schungszentrums in diese Hinter-
grundberatung eingebunden und
unterstitzte die Beraterinnen und
Berater speziell bei Fragestellun-
gen zu Krebserkrankungen.

Rechercheleitfaden

Zur Vereinheitlichung der Arbeits-
weise wurden die betreffenden
Prozesse und Vorgehensweisen in
Rechercheleitfaden festgeschrie-
ben. Sie beschrieben Ubersichtlich
die Vorgehensweise zur Suche
nach evidenzbasierten Informatio-
nen flr Beraterinnen und Berater,
die methodische Vorgehensweise
des Rechercheteams und die Zu-
sammenarbeit zwischen Beraten-
den und dem Rechercheteam.

Gut geschult

Neben den schriftlichen Recherche-
leitlinien wurden alle Beraterinnen
und Berater wahrend des gesamten
Entwicklungsprozesses in den Me-
thoden und Arbeitsweisen der evi-
denzbasierten Medizin wie auch in
den konkreten Arbeitsablaufen der
Recherche umfassend geschult.
Auf einer zweiten Qualifizierungs-
schiene wurde ein Ausbildungspro-
gramm fir die Beraterinnen und
Berater des Rechercheteams ent-
wickelt.

Evidenzbasiertes
Wissen

Um zeitaufwéndige Doppelrecher-
chen zu vermeiden, wurden alle
Rechercheergebnisse des Recher-
cheteams dokumentiert und im

Wissensmanagement-System ver-
fugbar und auffindbar gemacht.
Auch die Beraterinnen und Berater
hatten die Mdglichkeit, Recher-
cheergebnisse einzustellen. Diese
wurden nach fachlicher Prufung al-
len Beraterinnen und Beratern zu-
ganglich gemacht.

IT-gestutzte Workflows

Alle beschriebenen Arbeitsprozes-
se wurden durch die IT-Anwen-
dungen der UPD optimal unter-
stiitzt. Eigens hierfur wurde das im
Wissensmanagement eingesetzte
Wiki-System angepasst und durch
Anwendungen zur Aufgabenverwal-
tung und Prozesssteuerung erwei-
tert.
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Abbildung 18: Methode zur Evidenzbasierung beraterischen Handelns in der UPD
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4.5.5. Zentraler Wissenspool — Das Informationsmanagement

Zur zentralen Steuerung der Be-
ratungsqualitat gehorte laut Leis-
tungsbeschreibung auch ein
zentrales Wissensmanagement.
Angesichts der Themenbreite
und Vielschichtigkeit vieler Pati-
entenanliegen standen die Bera-
terinnen und Berater der UPD in
vielen Gespréachen vor besonde-
ren Herausforderungen. Eine der
Ldsungen lag im Ausbau des
Wissensmanagements hin zu ei-
nem maf3geschneiderten Wiki-
System mit interdisziplinarem
Zuschnitt wie im Realisierungs-
konzept beschrieben.

Die Entwicklung eines leistungsfa-
higeren Wissensmanagement-
Systems fur die professionstber-
greifende Beratung war eines der
wichtigsten Projekte der zurticklie-
genden Foérderphase. Das Ziel:
héchstmdgliche Beratungsqualitét
fur jedes individuell gelagerte An-
liegen.

Eingefuhrt wurde das neue intra-
netbasierte Wiki im Friihjahr 2014.
Es stellte den Beraterinnen und Be-
ratern qualifiziertes Beratungswis-
sen in abgestimmten Informations-
bausteinen zur Verfiigung. Zudem
wurden dariiber Beratungsstan-
dards zuganglich gemacht, Arbeits-
hilfen bereitgestellt und Raum fur
interne Kommunikation geschaffen.
Das bisherige Wissensmanage-
ment wurde damit stark ausgebaut
und weiter professionalisiert.

Interdisziplinarer
Wissenspool

Ein erstes Merkmal des neuen
Wissensmanagements war die
Uberwindung der Professionsgren-
zen, um komplexe Anfragen noch
besser beantworten zu kénnen.
Denn selten waren die Anliegen der
Patientinnen und Patienten aus-
schlieBlich medizinischer, juristi-
scher oder psychosozialer Natur.

An dieser Stelle erforderte ein in-
terdisziplindrer Beratungsansatz
auch einen interdisziplinaren Wis-
senspool mit durchléassigen Gren-
zen zwischen den Kompetenzbe-
reichen.

menhange Ratsuchender aufgegrif-
fen und beschrieben. Jede Konstel-
lation enthielt abgestimmte Hinwei-
se auf Losungsoptionen und

Handlungswissen fir die Beratung.

Zudem miindete sie in eine Reihe
kleinteiliger Beratungsinformatio-
nen. Diese waren in Frage-Antwort-
Form abgefasst und lieferten um-
fassende, verstéandlich formulierte
und im Beratungsprozess schnell
verwertbare Antworten.

Strukturlogik der
Beratung

Das Wiki der UPD erlaubte eine
nahtlose Integration der Informatio-
nen aus den drei Kompetenzberei-
chen in eine gemeinsame Struktur.
Dabei orientierte es sich nicht an
den Logiken und Denkweisen der
einzelnen wissenschaftlichen Dis-
ziplinen. Es griff vielmehr den Bera-
tungsprozess auf, den Beraterin-
nen, Berater und Ratsuchende
gemeinsam durchlaufen.

Verweisprofile

Ergénzt wurden die Beratungsin-
formationen zu den unterschied-
lichsten Inhalten durch qualifizierte
Verweisinformationen, die im Rah-
men der Lotsenfunktion der UPD
erstellt und gepflegt wurden. Sie
enthielten die Profile von vertrau-
enswirdigen Institutionen und Ko-
operationspartnern, an die Ratsu-
chende verwiesen werden konnten.
AuRerdem konnten die Beraterin-
nen und Berater dort nachlesen, an
welchen Schnittstellen und in wel-
chen Fallen ein Verweis sinnvoll
gewesen ware.

Entlang solcher Beratungspfade
wurden die entsprechende aktuelle
Rechtsprechung, evidenzbasierte
Behandlungsinformationen und
psychosoziale Interaktionshilfen
zusammengefuhrt.

Erste Orientierung

Meist konnten Beraterinnen und
Berater im Beratungsgesprach
schon nach kurzer Zeit ausmachen,
welche Themen von den Ratsu-
chenden angesprochen wurden.
Analog zu dieser ersten Einordnung
lieferte das Wissensmanagement
auf einer thematisch entsprechen-
den Einstiegsseite eine zlgige Ori-
entierung und Hinweise auf mogli-
che beraterische Herausforde-
rungen. Vor allem enthielt die Ein-
stiegsseite eine Ubersicht tiber ty-
pische Fallkonstellationen, um ei-
nen moglichst schnellen Einstieg in
die Beratung zu gewahrleisten.

Fragen und Antworten

In den Fallkonstellationen wurden
ausgehend von haufig auftretenden
Anfragen typische Problemzusam-
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Abbildung 19: Ausschnitte des zentralen Wissensmanagements im Wiki der UPD
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STRUKTURLOGIK

Wissensmanagement

Themen-Einstiegsseite

Zum Beispiel: Krankengeld, Riickenschmerzen,
Zahnersatz, Mitgliedschaft GKV

Fallkonstellation

Zum Beispiel: Aufforderung zum Reha-Antrag durch die
Krankenkasse, Aktivierungsunterstiitzung bei
Kreuzschmerzen

Beratungsinformation

Zum Beispiel: Was kdnnen Versicherte tun, wenn sie mit
der Aufforderung zur Beantragung einer Reha nicht

einverstanden sind?

Abbildung 20: Strukturlogik des Wissensmanagements

Schwarmintelligenz

Wahrend die Beratungsinformatio-
nen der UPD zentral bereitgestellt
wurden, hatten Beraterinnen und
Berater zudem die Mdoglichkeit, ei-
gene Rechercheergebnisse einzu-
speisen. Hierzu standen ihnen im
Wissensmanagement der UPD eine
Reihe von medizinischen und juris-
tischen Fachdatenbanken zur Ver-
fugung. Die Recherchen wurden
durch ein Wissensmanagement-
Team in der UPD-Bundesge-
schaftsstelle geprift und im Wiki
zuganglich gemacht. So konnten
Doppelrecherchen vermieden und
der Wissensbestand in hohem
Tempo vergroRert werden. Gleich-
zeitig konnte das Wissensma-
nagement schnell auf aktuelle
Themen und Informationsbedarfe
reagieren.

Abgucken erwilinscht

Um zu maglichst vielen Indikatio-
nen und Fragestellungen Antworten
bereitzuhalten, wurden neben der
Erstellung eigener Beratungsinfor-
mationen auch externe Inhalte etwa
vom Arztlichen Zentrum fir Qualitat
in der Medizin (AZQ) oder der Ar-
beitsgemeinschaft der Wissen-
schaftlichen Medizinischen Fach-
gesellschaften (AWMF) im Wiki
eingebunden.

AuBerdem wurden die evidenzba-
sierten Gesundheitsinformationen
des Instituts fir Qualitat und Wirt-
schaftlichkeit im Gesundheitswesen
(IQWIG) vollstandig integriert und
fur die Beratung direkt zuganglich
gemacht.

Das Tor zum Wissen

Da der Umfang an Wissen in der
Medizin und den Rechtswissen-
schaften kaum uberschaubar ist,
konnte natirlich nur das am h&u-
figsten nachgefragte Wissen direkt
im Wissensmanagement-System
vorgehalten und aufbereitet wer-
den.

Jenseits dieses sicheren Terrains
sind Beraterinnen und Berater auf
die eigene Recherche angewiesen.
Hierzu konnten sie in den verschie-
denen medizinischen und juristi-
schen Fachdatenbanken, die im
Wissensmanagement der UPD be-
reitgehalten wurde, recherchieren.
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4.6. Ratsuchenden entgegenkommen —

Die Zielgruppenarbeit

Parallel zum Regelbetrieb der
UPD sollten innovative Zu-
gangswege zu Zielgruppen, die
fur Beratungsangebote als
schwer erreichbar gelten, erprobt
werden. Die bloRe Bereitstellung
eines Beratungsangebots allein
reichte erwartungsgeman nicht
aus, um all jene Zielgruppen zu
erreichen, die die Unterstiitzung
in besonderer Weise benétigten.
Deshalb wandte sich die UPD im
Rahmen intensiver Zielgruppen-
arbeit all jenen Menschen zu, die
mit besonderen Gesundheitsrisi-
ken behaftet und fir Unterstat-
zungsangebote schwer erreich-
bar sind.

Untersuchungen haben gezeigt,
dass grof3e Teile der deutschen
Bevoélkerung eine problematische
Gesundheitskompetenz aufweisen.
Diese Menschen haben Schwierig-
keiten, Gesundheitsinformationen
zu finden, zu verstehen und in den
eigenen Handlungskontext zu Uber-

tragen. Sie verfugen Uber eine ge-
ringe Kenntnis des Gesundheits-
systems und haben nicht selten ein
erhdhtes Krankheitsrisiko. Beson-
ders betroffen sind altere Men-
schen, Menschen mit Migrations-
hintergrund, geringem Einkommen
und geringem Bildungsgrad sowie
Menschen mit chronischen Erkran-
kungen.

Zielgruppe verfehlt?

Waéhrend der Unterstitzungsbedarf
in den benannten Zielgruppen be-
sonders grof ist, werden Informa-
tions- und Beratungsangebote vor
allem von Menschen mit mittlerem
und hohem Bildungsgrad genutzt.
In der Folge sind die gesundheitlich
hoch vulnerablen Zielgruppen in
solchen Unterstlitzungsangeboten
meist unterreprasentiert. Vor die-
sem Hintergrund wurde in Abstim-
mung mit dem Beirat des GKV-
Spitzenverbands (GKV-SV) in der
UPD eine Vielzahl von Manahmen

-

"!I
-

g

ergriffen, um schwer erreichbare
Zielgruppen direkt anzusprechen
und besser unterstitzen zu kdnnen.

Keine aufsuchende
Beratung

Zur Ansprache schwer erreichbarer
Zielgruppen werden h&ufig aufsu-
chende Unterstltzungsangebote
geschaffen, die die sogenannte
+,Komm-Struktur der Beratung”
Uberwinden und aktiv auf Betroffe-
ne zugehen. Der damit verbundene
Ressourcenaufwand ist jedoch
hoch. Zudem war das Angebot auf-
suchender Beratung im Rahmen
der Forderung explizit ausge-
schlossen worden. Um dennoch die
Erreichbarkeit der UPD fur vul-
nerable Zielgruppen zu verbessern,
wurde im Verlauf der Férderphase
eine Strategie verwirklicht, die vor
allem auf die Vernetzung mit Multi-
plikatoren setzte.

Jbhingige
entenberatung
schland | UPD
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Soziale Orte

Der Kern des Ansatzes bestand da-
rin, Mitglieder sozial schwacher Mil-
lieus anhand ihrer gemeinsamen
Verhaltensdispositionen und an-
hand sozialer Bezuge zu identifizie-
ren. Unter Einbindung externer Ko-
operationspartner wurden
Interventionsstrategien entwickelt,
zum Beispiel aktivierende Frage-
runden, durch die Mitglieder dieser
Millieugruppe in ihren Beziigen
auch tatsachlich erreicht wurden.

Die Beratung fand dabei weiterhin
in der regionalen Beratungsstelle

oder am Telefon statt. Anders als

zuvor, wurden die Ratsuchenden

aber sehr viel aktiver in ihren Le-

benswelten angesprochen.

Netzwerkarbeit

Ermdglicht wurde die gezielte An-
sprache schwer erreichbarer Ziel-
gruppen durch die Schaffung eines
Netzwerks aus Amtern und freien
Tragern aus den Bereichen Arbeit,
Bildung, Gesundheit und Soziales
wie auch aus Einrichtungen,
Dienstleistungszentren oder Treff-
punkten in sozial schwachen Nach-
barschaften.

Dariliber hinaus wurden methodi-
sche Anséatze und didaktische Kon-
zepte zur geschlechtsspezifischen
Ansprache erwerbsloser Frauen
und Mé&nner sowie zur Ansprache
von Langzeitarbeitslosen erfolg-
reich erprobt. Teilnehmer ge-
schlechtshomogener Gruppen, die
von Ménnern besucht wurden, pro-
fitierten insbesondere von didakti-

schen Angeboten, die es ihnen er-
mdglichte, einen personlichen Be-
zug zu Gesundheitsthemen herzu-
stellen. Fragerunden, die in Form
eines Wettbewerbs (Quiz) umge-
setzt wurden, erwiesen sich als be-
sonders geeignet. Ahnlich positiv
wirkte sich die heterogene Zusam-
mensetzung der Gruppe, z.B. in
Bezug auf das Alter, aus. Fir ho-
mogene Frauengruppen scheint
dieses Vorgehen weniger geeignet.
Hier standen methodisch ermuti-
gende Strategien, sich fur die Um-
setzung von Patientenrechten ein-
zusetzen, im Vordergrund.

Ein weiteres Projekt richtete sich an
chronisch Kranke, die von Aus-
steuerung aus dem Krankengeld
bedroht waren. Ein regionales
Merkblatt mit den wichtigsten In-
formationen zum Thema Kranken-
geld und Aussteuerung wurde er-
stellt.

Anstrengungen zahlten
sich aus

Flankierend zu den beschriebenen
Aktivitdten wurden die Beraterinnen
und Berater zu zielgruppenspezifi-
schen Beratungsthemen, Beduirf-
nissen und Zugangswegen ge-
schult und mit Materialien
unterstiitzt. So wurde beispielswei-
se ein bundesweites Adressver-
zeichnis mit Anlaufstellen und Ein-
richtungen fur Erwerbslose auf
Basis von online verfugbaren
Adressverteilern und Informationen
aufgebaut.

Die Strategie der regionalen Ver-
netzung mit Multiplikatoren ging auf

und hat den Zugang zu schwer er-
reichbaren Zielgruppen verbessert.
So konnte beispielsweise der Anteil
der Erwerbslosen unter den Ratsu-
chenden der UPD gesteigert wer-
den: Im Jahr 2014 lag dieser bei
9,8 Prozent (Quelle: UPD-
Kontaktdokumentation) gegenuiber
einem Bundesdurchschnitt von

6,7 Prozent (Quelle: Statistisches
Bundesamt).
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4.7. Erfassung und Rickmeldung aus dem
Beratungsgeschehen

4.7.1. Monitor Patientenberatung — Die Seismographenfunktion

Mit Eintritt in die Regelversor-
gung wurde der Auftrag der un-
abhangigen Patientenberatung
gemaR § 65 b SGB V ab dem Jahr
2011 ausgeweitet: Sie sollte von
nun an nicht nur Patientinnen
und Patienten beraten, sondern
gleichzeitig Problemlagen im
Gesundheitswesen aufzeigen.

Um der neuen sogenannten Seis-
mographenfunktion eine auflere
Form zu geben, fiihrte der damalige
Patientenbeauftragte der Bundes-
regierung, Wolfang Zéller, einen
jahrlichen Bericht der UPD uber
Problemlagen im Gesundheitssys-
tem ein. Damit wurde der Grund-
stein fur den ,Monitor Patientenbe-
ratung” gelegt. Unterstiitzt werden
sollte die UPD dabei durch die ex-
terne wissenschaftliche Begleitung,
deren Auftrag durch den Fordermit-
telgeber Zuarbeiten zu den Berich-
ten umfasste.

Von 2013 bis 2015 informierte die
UPD den Patientenbeauftragten der
Bundesregierung Uber Auffalligkei-
ten, haufige Problemkonstellationen
und besonders relevante Themen
in der Beratung. Das neue Be-
richtswesen brachte das Gesund-
heitssystem in Bewegung und ent-
faltete Wirkung. Dabei setzte die
UPD auf den direkten Dialog mit
den Akteuren.

Bedrohung der
Neutralitat?

Fir die UPD war der Aufbau dieses
neuen Berichtswesens mit vielen
Herausforderungen verbunden: Bis-
lang hatte sie nur auf der indivi-
duellen Ebene, also im direkten
Umgang mit Patientinnen und Pati-
enten gehandelt. Mit der Aus-
weitung des gesetzlichen Auftrags
sollte sie nun auch auf System-
ebene agieren. Mehr noch: Als

neutrale und unabhangige Instanz
sollte sie Problemlagen der ge-
sundheitlichen Versorgung themati-
sieren. Konnte die UPD diesem
Auftrag nachkommen, ohne ihre
gesundheitspolitische Neutralitat
aufs Spiel zu setzen?

Zur Verwirklichung ihres neuen Auf-
trags wurde ein Berichtswesen
etabliert, das die Neutralitat wahrte
und den Patientinnen und Patienten
eine zusétzliche Stimme verlieh.
Der Monitor Patientenberatung folg-
te hierzu einem explorativen und
Hypothesen generierenden Ansatz,
der aus dem Beratungsgeschehen
Anhaltspunkte zu méglichen sys-
temimmanenten Problemlagen ab-
leitete. Der Bericht beschrieb, zu
welchen Problemstellungen Patien-
tinnen und Patienten Hilfe und Un-
terstiitzung gesucht hatten. Daraus
ergaben sich wertvolle Anhalts-
punkte und Indizien fur die Politik,
die durch die UPD aber nicht inter-
pretiert oder bewertet wurden.

Handlungsempfehlungen oder gar
politische Forderungen formulierte
der Bericht nicht. Solche Bewer-
tungen wurden der Politik und nicht
zuletzt auch den Medien und den
Akteuren der gesundheitlichen Ver-
sorgung Uberlassen. Dank dieser
Aufgabenteilung konnte ein Verfah-
ren etabliert werden, das vor allem
einem Ziel diente: Die Qualitat und
Patientenorientierung der gesund-
heitlichen Versorgung zu verbes-
sern.

Neue Dokumentation

Die wichtigste Grundlage fur den
Bericht bildete die systematische
Auswertung von jahrlich rund
80.000 Beratungsgesprachen. Fir
die Erfassung der Themen und In-
halte wurde in einer fur ein Projekt
dieser GroRRenordnung sehr kurzen

Zeit ein Dokumentationssystem
entwickelt und zum April 2012 ein-
gefihrt. Darin wurde jeder Bera-
tungskontakt anonym, aber den-
noch sehr differenziert erfasst.

Jedes einzelne Beratungsgesprach
fand so seinen Weg in den Bericht.
Wie Puzzleteile fligten sich die ein-
zelnen Anliegen dabei zusammen
und lieRen ein Gesamtbild entste-
hen. Dieses verdichtete Spiegelbild
der Themen und Anliegen lieferte
vor allem Anhaltspunkte fir die Er-
fahrungen und Sichtweisen der Pa-
tientinnen und Patienten.

Multiperspektivische
Auswertung

Die bislang einzigartige Erkundung
der Nutzerperspektive beriicksich-
tigte nicht nur Haufigkeitsvertei-
lungen. Durch die Erfassung expli-
ziter Patientenbeschwerden konn-
ten auBerdem Aussagen Uber be-
sonders groRRe Unzufriedenheit auf
Seiten der Ratsuchenden getroffen
werden. Ergénzt wurde diese
Sichtweise der Patientinnen und
Patienten durch eine fachliche Be-
wertung und Einordnung der Bera-
terinnen und Berater.

Der Monitor Patientenberatung lie-
ferte nicht nur Zahlen, er erzahlte
auch Geschichten wie sie im Bera-
tungsalltag der UPD tausendfach
vorkamen. Um diesen Erfahrungs-
schatz bergen zu kénnen, reichten
die Auswertungen der Kontakt-
dokumentation haufig nicht aus.
Deshalb wurden Tiefeninterviews
und Fokusgruppen mit Berater-
innen und Beratern durchgefihrt,
die die Ergebnisse der quantitativen
Auswertung plastischer machten
und konkrete Hinweise auf Verbes-
serungspotentiale lieferten.
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Rickmeldesystem
funktioniert

Im Zusammenspiel aus Kontaktdo-
kumentation, multiperspektivischer
Auswertung und dem eigentlichen
Bericht konnte ein Ruckmeldesys-
tem entstehen, das die Patienten-
perspektive auf den Punkt brachte.
Andere Berichte wie etwa der Jah-
resbericht des Bundesversiche-
rungsamtes oder die Behandlungs-
fehlerstatistiken des Medizinischen
Dienstes der Krankenversicherung
kamen an vielen Stellen zu ver-
gleichbaren Zahlen und Ergebnis-
sen.

Gesetzliche Veranderungen wie
etwa der Erlass von Beitragsschul-
den in der gesetzlichen Kranken-
versicherung im Jahr 2013 zeichne-
ten sich in den Zahlen der UPD
deutlich ab. SchlieBlich wurden die
Befunde vielfach von Patienten-
und Birgerbeauftragten sowie von
anderen Beratungsanbietern besté-
tigt.

Presseresonanz

Nicht nur fur die Politik, auch fir die
Medien war der Monitor Patienten-
beratung eine glaubwirdige Infor-
mationsquelle, um sich tber die
Sorgen und No6te der Patientinnen

und Patienten zu informieren. In
den Jahren 2013 und 2014 wurde
der Bericht gemeinsam mit dem
Patientenbeauftragten der Bundes-
regierung auf einer Pressekonfe-
renz vorgestellt und bewirkte ein
groRes Medienecho. Allein im Jahr
2014 folgten der Veroffentlichung
des Berichts mehr als 1.500 Beitra-
ge in Printmedien, im TV, im Hor-
funk und im Internet.

Fachdialog

Um die Befunde in konstruktive
MafRnahmen zur Verbesserung der
Versorgung minden zu lassen,
suchte die UPD neben der eigentli-
chen Berichtslegung an die Politik
auch das Gesprach mit Leistungs-
erbringern und Kostentragern des
Gesundheitswesens. Im Rahmen
eines Fachdialogs wurden Spitzen-
gesprache mit den Verbanden der
Arzte- und Zahnarzteschaft, der
Psychotherapeuten und Klinken ge-
fuhrt.

Auch der Verband der privaten
Krankenversicherung hat das Ge-
sprachsangebot der UPD ange-
nommen und wurde in die Spitzen-
gesprache einbezogen. Im Bereich
der gesetzlichen Krankenversiche-
rung wurden alternativ Gespréache
mit den Verbéanden der Kranken-
kassen gefiihrt.

Der Monitor Patienten-
beratung wirkt

Im Ergebnis zeigten diese Prozes-
se Wirkung. So einigten sich Arzte-
schaft und Krankenkassen zum
Beispiel auf ein neues Verfahren
zur Bescheinigung der Arbeitsunfa-
higkeit und es wurde ein wichtiger
Beitrag zum Birokratieabbau und
zur Vereinfachung administrativer
Prozesse geleistet.

Auch der Gesetzgeber handelte:
Mit dem Versorgungsstarkungs-
gesetz wurde unter anderem auf
das Problem der ltickenlosen Ar-
beitsunfahigkeitsbescheinigung re-
agiert. Zudem wurden die Rechte
der Versicherten gegeniiber den
Krankenversicherungen gestarkt
und Fragen des Datenschutzes
klargestellt.

Auf diese Weise konnte der Monitor
Patientenberatung die Aufmerk-
samkeit auf Themen lenken, die fur
Patientinnen und Patienten auf ih-
rem Weg durch das Gesundheits-
system oftmals Hirden darstellten
—und so einen Beitrag zu einer pa-
tientenorientierten Gesundheitsver-
sorgung leisten.
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Abbildung 21: Arbeitsprozess zum Jahresbericht ,Monitor Patientenberatung*
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"Ich habe alle Jahresberichte der unabhédngigen

Patientenberatung von der ersten bis zur letzten

Seite gelesen. Sie geben wieder, wie Patienten
unser Gesundheitssystem erleben und zeigen, wo
die Probleme liegen. So hilft uns die UPD dabei, von

den Patienten zu lernen. Sie hat sich in den letzten Jahren als ob-

jektiver und glaubwiirdiger Kritiker im Gesundheitswesen einen
Namen gemacht."

Prof. Dr. Frank Ulrich Montgomery
Prasident der Bundesdrztekammer

"Die UPD liefert in ihren Berichten wichtige
Hinweise auf Problemlagen im Gesundheits-
wesen. Auch wir nutzen diese Riickmeldungen,
um die Patientenorientierung in Deutschlands Krankenhdusern
laufend zu verbessern. Deshalb wissen wir es sehr zu schatzen,
dass die UPD mit allen relevanten Akteuren den direkten Aus-
tausch sucht und die Ergebnisse aus der Patientenberatung in
einem sachlichen und fairen Verfahren prdasentiert. Das schafft
gute Voraussetzungen fiir wirksame Qualitatsverbesserungen
und zeigt uns, welche Themen fiir Patienten besonders wichtig
sind."

Georg Baum
Hauptgeschaftsfiihrer der Deutschen Krankenhausgesellschaft
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,Die UPD ist in ihrer Arbeit kritisch, dabei aber
immer sachlich — und vor allem glaubwiirdig.
Sie ist eine authentische Anwaltin fiir die Interessen

der Patienten. Sie hat uns unter anderem wichtige Hinweise zur
Vereinfachung der Bescheinigung von Arbeitsunfdahigkeit
gegeben.*

Dr. Andreas Gassen
Vorstandsvorsitzender der Kassendrztlichen Bundesvereinigung

,Die Zusammenarbeit mit der UPD haben wir als
offen und konstruktiv kritisch erlebt. Sie war von
beiden Seiten gezielt auf eine Verbesserung der
Patientenversorgung ausgerichtet. Ich denke, man
kann zusammenfassend sagen, beide Seiten - sowohl UPD als
auch Zahnarzteschaft - haben voneinander gelernt. Dabei haben
die Gesprache zum Monitor Patientenberatung auch bei uns
Verbesserungsprozesse angestof3en: Ein besonderes Anliegen
war es uns, dem von der UPD aufgezeigten Bedarf der Patienten
nach einer leicht verstandlichen Erklarung zum Heil- und
Kostenplan nachzukommen. Auch bei der patientenorientierten
Weiterentwicklung der zahndrztlichen Patientenberatung werden
wir Hinweise und Anregungen der UPD aufgreifen.“

Dr. Wolfgang Ef3er
Vorstandsvorsitzender der Kassenzahnarztlichen Bundesvereinigung
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,Wir haben uns zundchst nicht leicht damit getan,
dass von einer externen Stelle Verbesserungs-
moglichkeiten fiir die zahnmedizinische
Versorgung aufgezeigt werden. Letztlich ist aus
der kritischen Distanz eine Kooperation auf

Augenhohe geworden, von der nicht nur die BZAK, son-

dern sicherlich auch die UPD profitiert hat. So haben wir in Ab-
stimmung mit der UPD ein interaktives Formular entwickelt, mit

dem Patientinnen und Patienten ihre privaten Zahnarztrechnun-

gen liberpriifen kénnen, und damit gemeinsam mehr Transpa-
renz in die zahnmedizinische Versorgung gebracht.

Prof. Dr. Dietmar Oesterreich
Vizeprdsident der Bundeszahnadrztekammer

,Die Arbeit der UPD hat uns gezeigt: Sprach-
barrieren, kulturelle Unterschiede und Wissens-
liicken stellen grof3e Hiirden in der medizinischen
Versorgung dar. Gesundheitswissen ist ein entscheidender
Schliissel zur Teilhabe am System. Wir miissen vor allem je-
ne Menschen erreichen, die auf unsere Unterstiitzung am
dringendsten angewiesen sind. Deswegen werden wir unser
Engagement bei den Themen Gesundheitswissen und mut-
tersprachliche Patientenberatung deutlich verstarken.“

Dr. Volker Leienbach
Direktor des Verbandes der Privaten Krankenversicherung
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»,Die Ersatzkassen stehen fiir eine gute Versorgungsqualitdt und
Beratung ihrer Versicherten ein. In diesem Sinne schatzen wir die
konstruktiv kritischen Hinweise der Unabhdngigen Patienten-

‘ beratung (UPD) zu den Problemlagen der Versicherten als

wertvolles Feedback. Daher stehen wirin einem engen und
regelmafiigen Austausch mit der UPD und beschaftigen uns nachhaltig
mit den aufgezeigten Problemlagen. So haben beispielsweise die Ersatzkassen
mit der UPD zu einzelnen, besonders relevanten Themen wie Krankengeld oder

Rehabilitation intensive Fachgesprache gefiihrt, um sich im Sinne ihrer

Versicherten mit den Praxiserfahrungen auseinanderzusetzen. Auch nach vorne
blickend ist es uns wichtig, dass die Erkenntnisse aus den Beratungsgesprachen

zuriick an die Krankenkassen gespiegelt werden. Neben dem eigentlichen Ziel
derunabhdngigen Beratung kommt damit der UPD auch als ,Seismograph der

Versorgungsqualitdt’ eine wichtige Rolle zu, die sich fiir uns erst im Laufe der Ar-
beit herauskristallisiert hat.“

Oliver Blatt
Abteilungsleiter Gesundheit beim Verband der Ersatzkassen (vdek)

»ES gibt nichts, was man nicht noch besser machen kénnte.
Daher sind auch die Hinweise der unabhdngigen Patienten-
beratung hilfreich, um die Gesundheitsversorgung im Sinne

der Patienten weiter zu verbessern. Die Auswertung der Anfra-
gen zeigt auf, welche Themen die Ratsuchenden am meisten an-
sprechen. Beispielsweise wurde beim Krankengeld deutlich, dass es ge-
setzgeberischen Handlungsbedarf gab, um eine Liicke bei der Bescheini-
gung der Arbeitsunfdahigkeit zu schlief}en. Fiir die AOK war es auch wichtig,
dass Erkenntnisse direkt und kurzfristig in die Kundenberatung einflieBen
konnen. Die Moglichkeit einer direkten Kontaktaufnahme der UPD-Berater
zur AOK hat dazu beigetragen, die Information der Versicherten tiber Ablau-
fe bei der Krankengeldzahlung zu optimieren.*

Monika Schneider
Referentin fiir Politik beim AOK-Bundesverband
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4.7.2. Erfassung der Beratungsgesprache — Die Kontaktdokumentation

Um die Seismographenfunktion
erfillen zu kdnnen, sollte die
UPD ein differenziertes Doku-
mentationssystem erstellen. In
etwa einem Jahr hatte die UPD
eine neue Software zur Erfas-
sung der Beratungsgesprache
entwickelt und eingefihrt. In der
Konzeption war sie dabei durch
die durch den GKV-Spitzenver-
band (GKV-SV) beauftragte ex-
terne wissenschaftliche Beglei-
tung unterstitzt worden. Die
neue Kontaktdokumentation der
UPD brachte eine Reihe von
technischen Innovationen mit
und lieferte die Datengrundlage
fur den jahrlichen Bericht an den
Patientenbeauftragten der Bun-
desregierung.

Fir die Dokumentation der Bera-
tungsgesprache gab es viele Grin-
de: Die Beratungsleistung der UPD
sollte quantifizierbar sein. Zudem
ging es darum, zusétzliche Er-
kenntnisse fir das Qualitatsma-
nagement zu gewinnen. Die Anlie-
gen und Problemkonstellationen
der Ratsuchenden sollten aul3er-
dem systematisch erfasst und aus-
gewertet werden, um das Bera-
tungsangebot noch besser an den
Bedurfnissen und Bedarfslagen der
Ratsuchenden ausrichten zu kén-
nen.

Vor allem aber diente die Analyse
des Beratungsgeschehens der Er-
fullung des erweiterten gesetzlichen
Auftrags: der Identifikation mogli-
cher Problemlagen im Gesund-
heitssystem. Fir die Bearbeitung
dieser Aufgabenstellung brauchte
die UPD differenzierte Informatio-
nen uber die Problemkonstellatio-
nen der Ratsuchenden. Die hierfir
notwendige Informationstiefe erfor-
derte eine grundlegende Neufas-
sung des bis dato im Einsatz be-
findlichen Dokumentationssystems.

Mit der Unterstiitzung einschlagiger
Experten wurde innerhalb sehr kur-
zer Zeit eine Software entwickelt,
die den zuvor definierten Anforde-
rungen in jeder Hinsicht entsprach.
Die Kontaktdokumentation ging am
1. April 2012 in den Wirkbetrieb und
brachte eine Reihe von Innovatio-

nen mit sich, die im Hinblick auf die
Erstellung des Berichts tber Hin-
weise auf Problemlagen im Ge-
sundheitswesen erweiterte Auswer-
tungsmaoglichkeiten boten.

Detailgrad

Die Dokumentation bildete ab, zu
welchen Themen beraten wurde,
welche Akteure die Beratung zu
den verschiedenen Themen ausge-
|6st hatten und welche Beratungs-
leistungen speziell zu diesen ein-
zelnen Themen erbracht wurden.
AufRerdem wurde festgehalten, ob
den jeweiligen Anliegen des Ratsu-
chenden nach Einschatzung der
Beraterinnen und Berater eine oder
mehrere systematische Problemla-
ge zugrunde lagen.

Die Kontaktdokumentation ermég-
lichte auf der Grundlage von sys-
tematischen Listeneintragen eine
Auswertung bis zu einem hohen
Detailgrad. Mehr als 40 Listen, et-
wa zu Krankheitsbildern oder medi-
zinischen Leistungen und Verfah-
ren, ermoglichten eine spezifische
und tiefgehende Erfassung der Be-
ratungsinhalte. Die Erfassungssys-
tematik erlaubte dabei die Auswer-
tung von Verknupfungen und
Assoziationen zwischen den ein-
zelnen Angaben.

Mehrdimensionale
Dokumentation

Der Tatsache, dass wéhrend eines
einzigen Beratungsgesprachs hau-
fig unterschiedliche Beratungspfade
zu unterschiedlichen Themen und
Akteuren beschritten werden, wur-
de durch eine ganz neue Erfas-
sungslogik Rechnung getragen: Fir
jeden Beratungskontakt konnten
mehrere parallel auftretende Stran-
ge separat dokumentiert werden,
wie auf den nachfolgenden Abbil-
dungen beispielhaft zu erkennen
ist. Auf diese Weise entstand ein
mehrdimensionales Abbild der Be-
ratung, dass die direkten Bezie-
hungen zwischen Anliegen, Prob-
lemlagen und den beteiligten
Akteuren transparent werden lief3.

Nutzerfreundlichkeit

Trotz des begriindeten Interesses
an Informationstiefe und detailge-
treuer Abbildung der Beratungsrea-
litat konkurrierte der Wunsch nach
moglichst differenzierten Auswer-
tungen mit dem Zeitfaktor im Bera-
tungsalltag. So bildete die Nutzer-
freundlichkeit und Zeiteffizienz des
neuen Dokumentationssystems ei-
ne wichtige Anforderung, um die fur
die Ratsuchenden zur Verfiigung
stehende Beratungszeit nicht unné-
tig zu verkuirzen.

Im Erfassungssystem der UPD er-
folgte die Dokumentation vorrangig
durch Auswahl aus Listen und
durch die Erfassung von Details in
weiteren Feldern, die abhéngig von
den Eingaben dynamisch hinzuge-
fugt wurden. Mit anderen Worten:
Die Oberflache passte sich mit ih-
ren Inhalten an die vom Anwender
vorgenommen Angaben an. Auf
diese Weise wurden die potentiell
rund 1.400 ltems durch das Prinzip
der didaktischen Reduktion be-
herrschbar gemacht.

Die Eingabemaske nutzte unter-
schiedliche Funktionen (zum Bei-
spiel Vorschlagslisten), um den Be-
raterinnen und Beratern einen
maoglichst schnellen Zugriff auf die
Eingabefelder zu gewahren. Zu-
satzlich waren Suchfelder zur Ein-
grenzung von Listeneintragen vor-
handen. Daten wurden automatisch
validiert. Die Bedienung konnte
vollsténdig Uber eine Tastatursteue-
rung erfolgen.

Methodische Gite

Um Verzerrungseffekte zu minimie-
ren und eine einheitliche Dokumen-
tationspraxis sicherzustellen, wurde
ein ausflhrliches Beratungsmanual
entwickelt. Zudem wurden die rund
90 Beraterinnen und Berater ein-
heitlich geschult und eingearbeitet.
SchlieBlich wurden die Software
sowie die damit verknilpften Listen
laufend weiterentwickelt und an ge-
setzliche Anderungen, Fusionen
von Akteuren und die Anforderun-
gen der Beratung angepasst.
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000 « m @ intranet.patientenberatung.de ¢ th w)
Angemeldet als: jan.bruns ‘ Logout Hilfe
5 Unabhéngige
Beratungsstelle: Bugs Patientenberatung
Deutschland | UPD
Wiki Dokumentation Groupware  Forum  Recherche  Dokumentarchiv
mose
Ohne Titel oot
Kontakt-1D suchen Q
Beratungsstelle: Bugs
D - keine persor Daten eing
UPD gGmbH 2012
Problem meiden Bentunm.mng 1 [+ ] -+
Statistik
Beratungsthema = Umfang und Anspruchsvoraussetzungen von Leistungen eines Kostentragers +
Tastatursteuerung mit ‘CTRL
Rechtliche » fang und Ansp von L eines
Kostentrigers
L gen und Krar g
Kranken- und Verletztengeld Dauer und Aussteuerung
ICD-Code-Suche  Reaktionen auf schwere Belastungen und Anpassungsstorut
Zahngesundheit
Akteur Gesetzliche Krankenversicherung (GKV) +
b Ki g (GKV)
Gesetzliche keine Angabe
Krankenversicherer
Art der Beratung  B: Problemisung durch Wissensvermittiung und Erarbeitung von Losungs-/ Handlung:
B: Problemiésung durch Wissensvermittiung und Erarbeitung von Lésungs-/
Handlungsoptionen, ggf. weiterfiihrende Unterstiitzung
Beratungsleistung Inhaltliche Verstandnisprobleme
P gen in der g » Inhaltliche Verstindnisprobleme
Weitere Angaben zur
Beratungsleistung
Bearbeitung einer Beschwerde Ja
Problemlagen im | Die Beratung ergibt, dass der Ratsuchende falsch informiert bzw. beraten wurde +
Gesundheitswesen
" Felder leeren
Stammdaten
Ratsuchender
Rolle Betroffene/r erster Kontakt? Ja

Abbildung 22: Screenshot einer beispielhaft ausgefilliten UPD-Kontaktdokumentation
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Abbildung 23: Schematische Darstellung der Stranglogik in der UPD-Kontaktdokumentation
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4.8. AulRendarstellung und Kommunikation

4.8.1. Alles eine Frage der Kommunikation — Die Presse- und Offentlichkeits-

arbeit

Die Presse- und Offentlichkeits-
arbeit sollte dazu beitragen, die
Bekanntheit der UPD in den Re-
gionen und im Bund zu stérken
sowie das einheitliche Marken-
bild zu verfestigen. Umgesetzt
wurde dieses Ziel zusammen von
allen Organisationseinheiten im
UPD-Verbund unter der zentralen
Steuerung durch die Bundesge-
schéaftsstelle (BuGS).

Die BuGS entwickelte fur die PR
Strategien und Standards, tber-
priifte deren Umsetzung, beriet die
regionalen Beratungsstellen (RBS)
sowie deren Trager bei der PR-
Arbeit und stellte einheitliche Ar-
beitsmittel wie Pressemitteilungen,
Informationsmaterialien und Wer-
bemittel zur Verfiigung. Die BuGS
war auch fiir das Corporate Design
verantwortlich, sie entwickelte die-
ses weiter und kontrollierte die Ein-
haltung. Zudem betrieb sie die
UPD-Website, das bundesweite Di-
rektmarketing und kiimmerte sich
zusammen mit einem Presseteam
bestehend aus Beratern aller Kom-
petenzfeldern um die Uberregionale
Pressearbeit. Vor Ort erganzten die
RBS und Trager diese PR-
Aktivitaten.

450
400
350
300

200

150
100

2011

Agentur-
250 meldungen

Sie versorgten zum Beispiel die re-
gionalen Medien mit Informationen,
arbeiteten mit lokalen Multiplikato-
ren zusammen und waren durch 6f-
fentliche Auftritte wie etwa Vortrage
bei den UPD-Zielgruppen préasent.
Im Detail geregelt wurde die ge-
samte PR in einem Leitfaden, der
verbindliche MaRnahmenpakete
definierte und die dazugehorige
Aufgabenverteilung zwischen
BuGS, RBS, KOS und Tragern be-
schrieb.

Medienreichweite

Im Verlauf der letzten 5 Jahre konn-
te die offentliche Prasenz der UPD
spurbar gesteigert werden: Die Me-
dienreichweite hat sich wahrend
dieses Zeitraums nahezu verfinf-
zehnfacht. Presse- und Offentlich-
keitsarbeit in der UPD ist eine Er-
folgsgeschichte. Das belegen
neben der hohen Beratungsnach-
frage starke Zuwachse in der Medi-
enreichweite: Fuhrte die Erwah-
nung der UPD in den Medien Ende
2011 noch zu 248 Millionen Leser-
kontakten, waren es 2015 bereits
Uber 3,7 Milliarden Kontakte.

Radio

TV

Dies lag in hohem Mafe an Berich-
ten in reichweitenstarken Online-
medien wie z.B. Spiegel Online,
ARD Tagesthemen, Bild Online, T-
Online.de oder WEB.de.

Die Anzahl der Online-Berichte
Uber die UPD stieg von 314 im Jahr
2011 auf 4.500 Online-Berichte im
Jahr 2015. Die Anzahl der Print-
Berichte steigerte sich von knapp
1.400 auf bis zu 5.507 Pressebe-
richte. Die Entwicklung der Beitrage
im Horfunk, Fernsehen und der
Agenturmeldungen sowie der sons-
tigen Aktivitaten in der Presse- und
Offentlichkeitsarbeit zeigen die
nachsten Graphiken.

Die Regionalstrategie

Ein wichtiger Pfeiler der Kommuni-
kationsstrategie bestand in der re-
gionalisierten und arbeitsteiligen
Presse- und Offentlichkeitsarbeit:
Erfahrungsgeman steigt die Rele-
vanz von Kommunikationsinhalten
fur den Empféanger je néher der
Sender ist.

50 I
., mill ] N N n

2012 2013 2014

2015 =——Q

Abbildung 24: Anzahl der Presseberichte (Radio, TV, Agentur) Uber die UPD pro Jahr im Zeitverlauf 2011 bis 2015
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Waéhrend die zentrale Steuerung
der Pressearbeit wie auch die Zu-
sammenarbeit mit Uberregionalen
Medien bei der BuGS in Berlin lag,
wurden die regionalen Medien des-
halb von Tragern und RBS direkt
vor Ort angesprochen.

Neben der klassischen Presse-

arbeit waren die RBS wie auch de-
ren Trager durch offentliche Auftrit-
te, etwa im Rahmen von Vortragen

Neue Aufmerksamkeit

Der Bericht der UPD an den Patien-
tenbeauftragten der Bundesregie-
rung Uber Problemlagen im Ge-
sundheitssystem (Monitor
Patientenberatung) war ein weiterer
Grund fur die Steigerung der
Reichweite. Allein im Jahr 2014
wurde der Monitor Patientenbera-
tung in mehr als 1.500 Medienbe-
richten aufgegriffen.

In der Summe der Entwicklungen
erhielt die Presse- und Offentlich-
keitsarbeit in der UPD einen Stel-
lenwert, der weit tiber bloRes Mar-
keting hinausging. Dabei ging es
um Wissensvermittlung im Rahmen
eines Bildungsauftrags, der einen
Teil des umfassenden Angebots-
spektrums der UPD ausmachte.

und Veranstaltungen vor Ort pra-
sent. Im Verbund der UPD wurde
S0 eine aulerst wirksame Struktur
geschaffen, die eine Vielzahl unter-
schiedlicher Medien erreichen
konnte.

Kommunikations-
experten

Ein Faktor, der ebenfalls zur Stei-
gerung der Medienreichweite bei-
getragen haben durfte, liegt in der
Professionalisierung der Presse-
und Offentlichkeitsarbeit innerhalb
der UPD. Hierzu hat die BuGS eine
Reihe von PR-Standards entwickelt
und in einem verbindlichen Leitfa-
den zusammengefihrt.

Presseanfragen wurden schnellst-
maoglich und fachlich kompetent
bearbeitet. Fir die Giberregionale
Medienarbeit wurde ein Presse-
team aus Beraterinnen und Bera-
tern zusammengestellt, die Uber
langjahrige Erfahrungen im Um-
gang mit der Presse verfligten und
in Medientrainings speziell geschult
wurden. Seit seiner Einfihrung
fuhrte das Presseteam zahlreiche
Hintergrundgesprache und gab re-
gelmagig Interviews.

— :

o=

. . d
o T BT a=
A>T o
Durchschnittlich : Rund

Vortrage, _ bearbeitete
Infostande und i Presseanfragen
Veranstaitungen . prolahr

proJahr .

Gute Praxis: Fall des Monats

Der Fall des Monats brachte die Schilderung eines konkreten Be-
ratungsfalls mit allgemein verstandlichen Fachinformationen und
praktischen Tipps in Verbindung. Das machte ihn fiir Medien be-
sonders interessant und lie ihn fiir Ratsuchende zu einer Art
Turoffner werden: Die Inhalte zeigten auf, dass es Hilfe gibt und
auf welche Weise bzw. zu welchen Themen die UPD beraten hat.

Das monatlich erschienene Format lief3 sich vielseitig einsetzen
und wurde von Boulevardpresse und renommierten Tageszeitun-
gen gleichermaBen tibernommen. Thematisiert wurden Fragestel-
lungen und Aspekte, die im Beratungsalltag besonders hdufig
nachgefragt wurden. Der Erstellungsprozess wurde durch um-
fangreiche MaBnahmen zur Qualitdtssicherung der vermittelten
Inhalte bestimmt.

Versendet wurde der Fall des Monats in deutscher, tiirkischer
und russischer Sprache von der Bundesgeschéftsstelle an einen
umfangeichen, qualifizierten Presseverteiler. Erganzend wurde er
tber die regionalen Verteiler der regionalen Beratungsstellen
und ihrer Trager weitergeleitet. Bei vielen regionalen und tiberre-
gionalen Pressekontakten hat sich daraus eine gute und regel-
maflige Zusammenarbeit ergeben. In den meisten Fallen wurde
der Fall des Monats von der Deutschen Presse-Agentur (dpa) auf-
gegriffen und in bis zu 100 Medienbeitragen wiedergegeben.

Jahrlich

80

Interviewsin
Rundfunk und
Fernsehen

Versendungvon
durchschnittich

171

Pressemitteiungen
proJahr

Verteilung von

100.000

Faltbiatern
prolahr
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4.8.2. www.patientenberatung.de — Die neue Website der UPD

Die Leistungsbeschreibung sah
vor, dass ein thematisch struktu-
riertes, umfassendes und barrie-
refreies Informationsangebot im
Internet die Beratungsangebote
im Vorfeld und im Nachgang er-
ganzen sollte. Das Internetange-
bot sollte als integraler Bestand-
teil einer umfassenden
Kommunikationsstrategie ge-
fasst werden und als Vernet-
zungspunkt fir Informationen
und Beratungsangebote anderer,
seridser Anbieter dienen. Dar-
Uber hinaus sollte ein online-
gestutzter Beratungszugang Be-
standteil des Beratungsangebo-
tes sein.

Das Realisierungskonzept sah den
Ausbau der Webprasenz der Un-
abhangigen Patientenberatung
Deutschland zum "Leitmedium fir
unabhé&ngige Patienteninformation”
innerhalb von 2 Jahren vor. Das
Angebot sollte entsprechend An-
spriichen und Standards fir barrie-
refreie Internetgestaltung umge-
setzt werden. Ebenfalls sollten
umfangreiche und allgemein ver-

I
. =08 Beratung | Informationen | Uber die UPD | Gesundheitsinformationen

sténdliche Informationsangebote fur
Patienten aus dem UPD-Intranet in
das Internetangebot ibernommen
werden.

Herausforderungen

Es wurde allerdings schnell deut-
lich, dass vor der Ausschreibung
und dem Relaunch, dem Ausbau
der Internetprasenz und der dorti-
gen Informationsangebote dringen-
dere Aufgaben im Bereich Intranet
und bei der Konzeption und Umset-
zung der Kontaktdokumentation zu
erledigen waren. Angesichts der
Aufgabenfille und der wiederholten
Re-Priorisierungen in diesem Be-
reich zeichnete sich ab, dass es
mehr Ressourcen brauchte: Die
personellen Kapazitaten der BuGS
fur den Bereich Internet und Intra-
net wurden daher im Forderzeit-
raum betréchtlich aufgestockt (von
0,5 VZA auf insgesamt 2 VZA).

Im Jahr 2013 wurden dann Konzep-
tion und deutschlandweite Aus-
schreibung fur die neue Internetsei-
te abgeschlossen. Die Umsetzung
der neuen Webprasenz erfolgte

Unabhingige
Patientenberatung
Deutschland | UPD

Warum zahlt meine
Kasse nicht?

modular und nach Methoden des
agilen Projektmanagements. So
wurden nach dem Relaunch im Juli
2014 zahlreiche "Mikro-Projekte"
umgesetzt:

»  Ausbau der Angebote in Ge-
bardensprache, in Leichter
Sprache, auf Turkisch und
Russisch

» die Integration von qualifizier-
tem Drittcontent Uber eine neu
geschaffene Schnittstelle (ge-
sundheitsinformation.de des
IQWIG)

» fortlaufende Suchmaschinen-
optimierung

»  Themenschwerpunkte zu
héaufig nachgefragten Bera-
tungsanliegen

Das Content-Management-System
(Typo3) bot dabei einen guten
Rahmen fur kontinuierlichen Aus-
bau und Erweiterungen.

Abbildung 25: Internetprasenz der UPD auf verschiedenen Endgeréaten (Stand 2015)
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Startschuss fir
patientenberatung.de

Am 1. Juli 2014 fiel also der Start-
schuss fiir patientenberatung.de,
das neue Gesicht der UPD im
weltweiten Netz. Die Website un-
terstiitzte den Beratungsauftrag mit
modernen Kommunikationsmitteln,
diente als Anlaufstelle, Orientie-
rungspunkt, Informationsquelle und
schaffte die Mdglichkeit zur Infor-
mation und Beratung im virtuellen
Raum.

Um online modern und zielgrup-
penorientiert zu kommunizieren,
wurde der Internetauftritt der UPD
im Verlauf der Forderphase voll-
standig Uberarbeitet und hinsicht-
lich Design, Bildsprache, Inhalten
und Webtechnologie neu ausge-
richtet. Auf3erdem fiihrte die UPD
die neue Domain ,patientenbera-
tung.de* als Online-Marke ein — mit
Erfolg, denn die Anzahl der Seiten-
aufrufe verdoppelte sich nach dem
Relaunch.

Ubersichtlich

Das neue Angebot beinhaltete aus-
fuhrliche Informationen zur UPD
und ihrem Beratungsangebot. So
erklarte es Struktur und Hintergriin-
de der unabhangigen Patientenbe-
ratung und zeigte die unterschiedli-
chen Zugangswege zur Beratung.
Zudem bot die Website umfangrei-
che Patienteninformationen zu den
wichtigsten rechtlichen, medizini-
schen und psychosozialen The-
men.

Kinderleicht

Einfachheit und Verstandlichkeit
dienten bei der Entwicklung der
neuen Website als Leitgedanken.
Das pragte das digitale Angebot
der UPD an vielen Stellen:

>  Leicht lesbare Texte: Der
sprachliche Schwierigkeits-
grad der Website orientierte
sich am B1-Niveau des ,Ge-
meinsamen europaischen Re-
ferenzrahmens fiir Sprachen®.
Die Textinformationen wurden
weitgehend in Ubersichtlicher
Frage-Antwort-Form abge-
fasst.

» Infofilme: Da textgebundene
Informationen haufig nicht ver-
standen werden, wurden Er-
klarfilme eingesetzt, um die
wichtigsten Patientenrechte zu
erlautern. Die Filme wurden
auch in Gebéardensprache an-
geboten.

»  Mehrsprachigkeit: Ein weiteres
Vermittlungselement der
Website lag in einem mehr-
sprachigen Angebot. Beglei-
tend zum muttersprachlichen
Beratungsangebot der UPD
wurde ein groRer Teil der ver-
fugbaren Informationen auch
in tdrkischer und russischer
Sprache angeboten.

» Leichte Sprache: Menschen
mit Lese- und Lernschwierig-
keiten, aber auch Migranten,
die Schwierigkeiten mit der
deutschen Sprache haben,
profitierten von einem Inter-
netauftritt in leichter Sprache.

»  Gebéardensprache: Speziell fur
Gehorlose wurden videoge-
stiitzte Informationen in Ge-
bérdensprache produziert.
Auch die Infofilme der UPD zu
Patientenrechten konnten als
Gebardensprachen-Version
abgerufen werden.

>  Barrierearme Umsetzung: Das
Informationsangebot orientier-
te sich an den Vorschriften der
Barrierefreie Informations-
technik-Verordnung (BITV)
und wurde unter Beachtung
der BIK-Prufkriterien erstellt.

Verlassliche
Informationen

In Themenspezials informierte die
UPD auf patientenberatung.de tGber
besonders haufig nachgefragte,
insbesondere rechtliche Themen-
komplexe: Etwa zu Krankengeld,
Patientenrechten oder individuellen
Gesundheitsleistungen. In Zusam-
menarbeit mit dem Institut fir Quali-
tat und Wirtschaftlichkeit im Ge-
sundheitswesen (IQWiG) wurden
zudem die evidenzbasierten Patien-
teninformationen der Website
www.gesundheitsinformation.de bei
der UPD eingebunden.

Ein Internetwegweiser half bei der
Suche nach weiteren vertrauens-
wirdigen und hilfreichen Angebo-

ten im Netz. Abgerundet wurde der
Bestand an UPD-Patienteninforma-
tionen im Internet durch die Falle
des Monats, die ebenfalls Gber
rechtliche, medizinische und psy-
chosoziale Themen aufklarten —
evidenzbasiert und auf Basis der
aktuellsten Rechtsprechung.

Responsive Design

Da sich die Nutzung des Internets
immer weiter auf mobile Endgeréate
verlagert, wurde die Internetseite
auch fir Tablet-PCs und Smart-
phones angepasst — und zwar mit-
tels eines responsiven Webde-
signs, das die Seite immer optimal
fur jede Bildschirmgroe darstellt.
Anders als bei einer reduzierten
App standen Internetnutzern so alle
Funktionen auch mobil zur Verfu-

gung.

Gesucht, gefunden

Wer im Internet nach Patientenbe-
ratung sucht, findet die UPD. Zum
Ende der Forderphase lag die UPD
beim Suchwort ,Patientenberatung*
in allen gangigen Suchmaschinen
an erster Stelle der Trefferliste.

Auch bei haufigen Beratungsthe-
men rangierte die UPD weit vorne.
So lagen die Informationen der
UPD zum Beispiel bei einer Suche
nach ,Krankengeld“ in der am hau-
figsten genutzten Suchmaschine
auf Platz 4 der Trefferliste (Google,
Stand: 27. Oktober 2015).

Weiterentwicklungs-
perspektiven

Weitere Projekte, die fur diese For-
derperiode noch vorgesehen waren
wie z.B. die Meta-Suche fir Patien-
teninformationen auch von exter-
nen Anbietern, eine Mediathek, die
Integration von Content weiterer
ausgewahlter Kooperationspartner,
die Integration ausgewahlter Ser-
vice-Angebote wie z.B. washa-
bich.de, Diagnosen-Dolmetscher,
Weisse Liste oder die Neugestal-
tung der Online-Beratung konnten
durch die zeitliche Verzégerung in
der Projektumsetzung nicht mehr
realisiert werden. Diese sind fir ei-
nen weiteren Ausbau zu empfeh-
len.
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Abbildung 26: Screenshots der UPD-Webseite www.patientenberatung.de (Stand 2015)
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Social Web

Seit 2014 war die UPD bei Youtube
vertreten. Nutzer konnten dort die
Erklarfilme zu den Patientenrechten
ansehen. Im Jahr 2015 folgten um-
fangreiche dann Prasenzen in den
wichtigsten Sozialen Netzwerken.
Auf Facebook und Twitter wurden
mehrmals in der Woche hilfreiche
und geprufte Informationen fur Pa-
tienten veroffentlicht, die an ande-
ren Stellen im Internet als Fremd-
beitrage zu finden waren. Dazu
fuhrte die UPD ein tagliches Web-
Monitoring durch.

Vorzugsweise wurden Beitrage ge-
teilt, in denen die UPD erwahnt
war. Dies wurde erganzt um Funde
zu Patiententhemen von anderen
hochwertigen Webseiten, zum Bei-
spiel den Internetprasenzen grof3er
Zeitungen, der 6ffentlich-rechtlichen
TV- und Radio-Sender und anderer
Herausgeber wie der Stiftung Wa-
rentest, den Verbraucherzentralen
oder dem IQWIG.

Onlineberatung der UPD

Uber die Website konnten Patientinnen und Patienten
auch die datengeschiitzte Online-Beratungsplattform
der UPD erreichen. Dort konnten sie schriftlich Kon-
takt zu Beraterinnen und Beratern aufnehmen, ohne
dass Dritte mitlesen konnten.

In der zuriickliegenden Forderphase wurde die Online-
Beratung im Rahmen einer Optimierung des Daten-
schutzes zwischenzeitlich vom Netz genommen. Im
Ergebnis konnte eine technische Losung realisiert
werden, die den besonderen Anforderungen an den
Schutz personenbezogener Patientendaten noch bes-
ser gerecht wurde.

Die Kommunikation wurde tiber eine verschliisselte
SSL-Verbindung geleitet. Dabei wurden keine Informa-
tionen als E-Mail verschickt, sondern direkt in einem
speziellen Bereich auf dem UPD-Server hinterlegt. Zu
diesem Server hatten nur Patient und Berater Zugang.

° Unabhéngige °
‘1" Patientenberatu “
Deutschland | U
Heil- 7
und Koster J 2

Abbildung 27: Screenshots der UPD-Auftritte auf Facebook, YouTube und Twitter (Stand 2015)

76



Strukturen, Prozesse, Ergebnisse

4.9. Allianzen fir Patienten — Die Netzwerkarbeit

Damit Ratsuchende mit ihrem
Anliegen an kompetente bzw.
zustandige Institutionen verwie-
sen werden konnten, Synergieef-
fekte genutzt und Doppelstruktu-
ren vermieden wurden, sollte
Netzwerkarbeit sowohl auf Bun-
desebene und ganz gezielt auch
auf regionaler Ebene stattfinden.
Auch umgekehrt galt, dass ge-
eignete Kooperationspartner den
Auftrag und die Leistung der
UPD kennen mussten, um ihrer-
seits hierhin verweisen zu kén-
nen.

Kooperation und Vernetzung war
insoweit ein Erfolgsfaktor einer
neutralen und unabhéngigen Pati-
entenberatung. Die Mitarbeiter der
zentralen Steuerungseinheit als
auch die der regionalen Beratungs-
stellen (RBS) mussten dafur tiber
fundierte Kenntnisse der Strukturen
und Akteure im Gesundheitssystem
verfgen und Bereitschaft sowie
Kompetenz fiur diese Aufgabe mit-
bringen.

Die wesentlichen im Realisierungs-
konzept geplanten MaRBnahmen der
Kooperation und Vernetzung konn-
ten umgesetzt werden. Insbesonde-
re war es gelungen, tber Profile der
wesentlichen Verweispartner im In-
tranet die fachlichen Schnittstellen
zwischen der Patientenberatung
und den jeweiligen Kooperations-
partnern zu beschreiben und
dadurch Verweisroutinen zu etab-
lieren.

So lasst sich bilanzieren, dass
mehr als 500 gepflegte Netzwerk-
beziehungen bestanden haben, die
im Laufe des letzten Jahrzehnts un-
ter dem Dach der UPD zu einem
Netzwerk gewachsen sind.
Dadurch zeigte sich, dass sich Pa-
tientenberatung nicht im Alleingang
verwirklichen lasst. Im Gegenteil:
Die Schaffung einer nachhaltigen
und fur die Ratsuchenden gewinn-
bringenden Beratungsinfrastruktur
war ein Prozess, der nur gelingen
konnte, weil viele Akteure gemein-
sam daran mitwirkten.

In ihrer Lotsenfunktion war die UPD
nicht nur primérer Anbieter von Be-
ratung. Sie war auch Vermittler und
hat Ratsuchenden aufgezeigt, an
welchen Stellen sie weiterfihrende
Hilfe und Unterstiitzung erhielten.
Vor diesem Hintergrund waren bei-
spielsweise die Selbsthilfekontakt-
stellen ein wichtiger Verweis-
partner. Die Zusammenarbeit mit
indikationsspezifischen Beratungs-
angeboten wie dem Krebsinforma-
tionsdienst halfen bei der Bearbei-
tung fachgebietsspezifischer
Fragestellungen. Auch die regiona-
le Vernetzung mit Beratungseinrich-
tungen von Kommunen und freier
Wobhlfahrtspflege lieferte wichtige
Rahmenbedingungen fur eine ef-
fektive Unterstiitzung der Patientin-
nen und Patienten.

Qualifizierter Verweis

Um Ratsuchende an die richtige
Stelle verweisen zu kénnen, bedurf-
te es zum Teil weitreichender
Kenntnisse tber die Unterstit-
zungsangebote anderer Akteure —
z.B. welche Angebote, in welcher
Qualitat und unter welchen Bedin-
gungen fur die Ratsuchenden be-
reitgestellt wurden und welche Inte-
ressen mit dem Angebot verfolgt
werden. Im regelméRigen Aus-
tausch mit ihren Verweispartnern
konnten sich die Beraterinnen und
Berater selbst ein Bild davon ma-
chen, sie konnten Schnittstellen
abstimmen und Verweisroutinen
etablieren.

Zugange

Kooperation und Vernetzung dien-
ten auch dem Ziel, das Beratungs-
angebot der UPD bei wichtigen
Multiplikatoren und in Fachkreisen
bekannter zu machen. Dabei arbei-
tete die UPD besonders oft mit
Partnern zusammen, die ber einen
besonders guten Zugang zu schwer
erreichbaren Zielgruppen verfugten.
Die Netzwerkarbeit diente dariiber
hinaus dem fachlichen, methodi-
schen und organisatorischen Aus-
tausch mit anderen Beratungsan-
bietern — um voneinander zu lernen
und um das Handlungsfeld der in-
stitutionalisierten Patientenberatung
gemeinsam weiter zu entwickeln.
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Netzwerk autonomer
Partner

Vor dem Hintergrund des Unab-
hangigkeits- und Neutralitatsgebots
wurde der Netzwerkarbeit in der
UPD immer auch kritische Auf-
merksamkeit geschenkt. So wurde
sorgsam abgewagt, mit wem die
UPD in welchen inhaltlichen Kon-
texten zusammen arbeitete und vor
allem: an welchen Stellen sie ver-
tragliche Verbindlichkeiten einging,
die moglicherweise Handlungs-
spielrdume einschranken oder gar
Einfluss auf die Inhalte der Bera-
tung nehmen kénnten. Deshalb
setzte die UPD in erster Linie auf
ein breites und regional verankertes
Netzwerk aus autonomen Partnern,
die den gesetzlichen Beratungsauf-
trag der UPD unterstitzten.

Spende? Nein, danke.

Ein grundlegendes Element der unabhangigen
Patientenberatung gemdf § 65 b SGB V liegt
im Nachweis der Unabhadngigkeit. Durch die
gesetzlich gesicherte Finanzierungsgrundlage
war das fiir die UPD auch in finanzieller Hin-
sicht gegeben. Ein Einwerben von Mitteln et-
wa {iber Spendenakquise oder Sponsoring
war nicht notig, zudem hdtte dies zu Interes-
senkonflikten fiihren kénnen. Die UPD hat
sich daher entschieden, auf Spenden zu ver-
zichten, und dies zum verbindlichen Standard
fur alle Beratungsstellen festgeschrieben.
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Abbildung 28: Komplexes, regionales Netzwerk einer regionalen UPD-Beratungsstelle
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,Die UPD ist nicht nur fiir Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeiter
in den Sozialdiensten der Akut- und Reha-Kliniken sowie in
ambulanten Beratungsstellen ein kompetenter und
verldsslicher Ansprechpartner, an den Klienten verwiesen

werden kdonnen. Auch fiir die DVSG als Verband ist sie ein
wichtiger Kooperationspartner, mit dem Fragen der gesundheits-
bezogenen Beratung diskutiert werden kénnen. Die Wirkung der UPD
als unabhdngige Beratung geht weit iiber ihre konkrete Beratungs-
leistung hinaus. Ihr Beitrag zur Qualitatssicherung und der Weiterent-
wicklung der Beratungsstruktur und -methodik in Deutschland kann
nicht hoch genug eingeschatzt werden.“

Ulrich Kurlemann

1. Vorsitzender der Deutschen Vereinigung fiir Soziale Arbeit im
Gesundheitswesen (DVSG)

»In einem Gesundheitswesen, das extrem komplex aus-
gestaltet ist und in dem die Akteure massiv ihre Eigen-
interessen verfolgen, sind die Patientinnen und Patienten
auf eine Beratungsmoglichkeit angewiesen, die sich nur an

ihren Interessen und Bediirfnissen orientiert. Die Angebote der Selbst-

hilfe bieten diese Moglichkeit bezogen auf Fragen, die mit einzelnen

Erkrankungen und Behinderungen zusammenhangen. Die Unabhdngi-

ge Patientenberatung gewahrleistete dies ebenfalls. Daher ist es sehr
zu begriiRen, dass die Kooperationsbemiihungen zwischen UPD und
Selbsthilfe im vergangenen Jahr auf Bundes-, Regional- und ortlicher
Ebene intensiviert werden konnten. Nur iiber eine umfassende
Vernetzung kann die rein patientenorientierte Beratung der Aufgabe
gerecht werden, tatsdchlich eine effiziente Unterstiitzungsstruktur fiir
alle Patientinnen und Patienten im Gesundheitswesen zu werden.“

Dr. Martin Danner

Bundesgeschaftsfiihrer der Bundesarbeitsgemeinschaft Selbsthilfe von
Menschen mit Behinderung und chronischer Erkrankung und ihren
Angehorigen
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»In Fragen der gesundheitlichen Versorgung sind wir froh,
seit vielen Jahren mit der UPD einen kompetenten und un-
abhdngigen Partner in der Region zu haben. In unserer Bera-
tungsarbeit geht es unter der Uberschrift ,Armut’ fast tdglich um Ver-
kniipfungen zum Thema Gesundheit. Das fangt beim Zahnersatz an,
geht Giber die Brille und Kur bis hin zum ,Bermudadreieck’ aus Jobcen-
ter/Sozialamt, Krankenkassen und Rentenversicherung. Inshesondere
die Aufenberatung der UPD in unserer Beratungsstelle war ein
wichtiger Baustein der guten Zusammenarbeit, der von vielen
Ratsuchenden gerne wahrgenommen wurde.*

Helmut Tiirk-Berkhan
Kirchliche Allgemeine Sozialarbeit, Diakonisches Werk Rosenheim

,Die Zusammenarbeit mit der UPD-Beratungsstelle

Nirnberg war in den letzten Jahren stehst konstruktiv
und kreativ und brachte fiir die Versicherten stets eine

individuelle, fallbezogene und zielorientierte Losung.

Ein gemeinsames Tatigkeitsfeld war die Beratung von dlteren
Ratsuchenden. Hier braucht es besonders viel Geduld und
Verstandnis fiir deren Belange. Bei Streichung von medizini-
schen Leistungen oder Zuzahlungen oder bei speziellen Fragen
zu Rechnungsstellungen von Arzten oder Zahnirzten gibt es oft
einen hohen Grad an Erklarungs-, Unterstiitzungs- und
Fallbegleitungsbedarf. Die Zusammenarbeit oder der Verweis an
die Fachberatungsstelle der UPD mit ihren spezialisierten
Ansprechpartnern und deren hohen Fachkompetenz brachte fiir
die Ratsuchenden haufig eine konstruktive Hilfe.“

Veronika Spreng
Amt fiir Senioren und Generationenfragen der Stadt Niirnberg
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,Mit den Kolleginnen in unserer Rostocker UPD-
Beratungsstelle verbindet uns eine rege und sehr
konstruktive Zusammenarbeit. Unsere Fachfragen wurden
stets kurzfristig, kompetent und umfassend beantwortet.
Sehr gute Riickmeldungen bekamen wir auch von Klien-
tinnen, die wir mit ihren speziellen Anliegen an die UPD
vor Ort vermittelt haben. Wir bedauern die SchlieBung der
Beratungsstelle auBBerordentlich.*

Miriam Scharnweber
Schwangerschaftskonfliktberatung der Rostocker Stadtmission

»Mit unserem Beratungsangebot und den Entlastungs-
angeboten fiir Menschen mit Demenz erreichen wir viele
dltere Menschen und ihre Angehdrigen. Wir erfahren dabei
immer wieder, dass unser Gesundheitssystem erhebliche Versorgungs-
liicken aufweist. Sei es, dass Kranken/Pflegebediirftigen eine notwen-
dige Versorgung verweigert wird oder im Krankenhaus der Umgang mit
Patienten wenig wertschatzend ist. Bislang war es beruhigend, bei
solchen Situationen auf die regionale Beratungsstelle der UPD zuriick-
greifen und Betroffenen dieses Angebot empfehlen zu kdnnen. Ohne
gute Vernetzung vor Ort kommt gute Beratung nicht aus.*

Kirsten Arthecker
Geschadftsfiihrerin der Hamburgischen Briicke
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4.10. Ergebnisse der wissenschaftlichen Begleitforschung

4.10.1. Zufriedene Nutzer — Die Ergebnisse der Nutzerbefragung

Um die in der Leistungsbe-
schreibung geforderte einheitli-
che Beratungsqualitat auf hohem
Niveau zu gewahrleisten, beauf-
tragte der GKV-Spitzenverband
(GKV-SV) eine externe Begleit-
forschung. Diese uberprifte re-
gelmé&Rig wahrend der gesamten
Forderphase die Beratungsquali-
tat der UPD und fragte die Pati-
entinnen und Patienten in Nut-
zerbefragungen nach lhrer Mei-
Meinung.

Nutzerbefragung |

Bewertung

Schulnotenskala

66% sehr gut

30% gut

3% befriedigend

1% ausreichend

mangelhaft

ungeniigend

Die so befragten Ratsuchenden,
die eine erhaltene Beratung auf-
grund ihrer personlichen Betroffen-
heit am besten beurteilen konnten,
stellten der UPD ein sehr gutes
Zeugnis aus. Dabei wurden die
Ratsuchenden um eine zusammen-
fassende Beurteilung des Bera-
tungsgesprachs anhand einer
Schulnotenskala von ,sehr gut* bis
,2ungeniigend“ gebeten.

O

In der letzten Nutzerbefragung im
Jahr 2014 beurteilte die Mehrheit
der Befragten die Beratung mit
,sehr gut®: Insgesamt bewerten

96 Prozent der befragten Nutzer die
Beratung mit mindestens ,gut®.

99 Prozent der Ratsuchenden wir-
de sich noch einmal an die UPD
wenden und das Beratungsangebot
auch weiterempfehlen.

1.245

Ratsuchende

Abbildung 29: Beurteilung der Beratung mit einer Schulnotenskala durch Ratsuchende, Nutzerbefragung 2014, IGES Institut
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»lch wiirde die UPD weiterempfehlen...“

0% 10% 20% 30% 40% 50% 60% 70% 80% 90% 100%

. wahrscheinlich
bestimmt X
nicht
1.240 Ratsuchende
Quelle:
. Nutzerbefragung 2014,
5% wahrscheinlich bezité:tmt IGES Institut 2015

Abbildung 30: Ratsuchende, die die UPD weiterempfehlen wirden, Nutzerbefragung 2014, IGES Institut

»lch wiirde mich zukiinftig erneut an die UPD wenden...*

0% 10% 20% 30% 40% 50% 60% 70% 80% 90% 100%

. wahrscheinlich
bestimmt .
nicht
1.245 Ratsuchende
Quelle:
. Nutzerbefragung 2014,
- bestimmt 5
7% wahrscheinlich nicht IGES Institut 2015

Abbildung 31: Ratsuchende, die sich zukinftig erneut an die UPD wenden wirden, Nutzerbefragung 2014, IGES Institut
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4.10.2. Richtige Antworten — Die Ergebnisse der Hidden

Zusatzlich zu den durchgefiihr-
ten Nutzerbefragungen lag der
Fokus der vom Fordermittelge-
ber beauftragten externen Be-
gleitforschung auf der Prifung
der Ergebnisqualitat der Bera-
tung mittels verdeckter Anrufe in
den regionalen Beratungsstellen
(RBS). Die Ergebnisse dieser
Hidden Client-Anrufe mit ver-
schiedenen Prufszenarien zeig-
ten, dass das hohe Niveau der
Beratungsqualitat der UPD fur
die Mehrzahl der untersuchten
Qualitatsdimensionen auf einem
hohen bis sehr hohen Niveau
weiter gefestigt und h&aufig noch
weiter ausgebaut werden konnte.

Die UPD-Beratung wurde tber den
gesamten Forderzeitraum von der
externen wissenschaftlichen Be-
gleitforschung (IGES Institut) getes-
tet. In finf Hidden-Client-
Erhebungszyklen wurden insge-
samt 404 Testanrufe in den RBS
durchgefihrt.

Hierdurch wurde vor allem die Rich-
tigkeit und Vollstandigkeit der Bera-
tung Uberprift. Weitere Dimensio-
nen einer guten Beratungsqualitét
waren definiert durch die Erreich-
barkeit des Beratungsangebotes,
Neutralitat der Beratung, Kommuni-
kationskompetenz der Berater, An-
gemessenheit der Verweise und
Zuverlassigkeit bei zugesagtem
Handeln oder Rickruf durch die
Beraterinnen und Berater.

Die Vollstandigkeit der Beratung
hat sich durchweg in allen RBS
verbessert. Der Anteil der richtig
gegebenen Antworten an den von
der externen Begleitung erwarteten

richtigen Anworten lag bei den letz-
ten Anrufen bei 86 Prozent. Dabei
ist zu beachten, dass zu einem
wichtigen Aspekt der Beratung mit-
unter mehrere inhaltlich identische
Antworten von der Begleitforschung
erwartet wurden, die Beratung je-
doch auch mit einer Antwort vollum-
fanglich richtig gewesen ware.
Wourde jedoch nur eine der beiden
Antworten gegeben, wurden nur 50
Prozent der erwarteten Antworten
erreicht. So wurden zum Beispiel in
einem Szenario zum Thema Zahn-
ersatz auf die Frage, ob im Ausland
hergestellter Zahnersatz gleichwer-
tig mit in Deutschland hergestelltem
sei, folgende zwei Antworten erwar-
tet, die inhaltlich gleichbedeutend
sind:

»  Erste richtige Antwort: Nach
derzeitigem Wissensstand ist
die Qualitat in der Regel nicht
schlechter.

»  Zweite richtige Antwort: Aber
auch hier kann es wie im In-
land im Einzelfall eine schlech-
te Qualitat geben.

Mit unter 5 Prozent wurden falsche
Antworten im gesamten Férderzeit-
raum &ul3erst selten gegeben. Da-
bei waren diese gegebenen fal-
schen Antworten nach Bewertung
des IGES Instituts mit keinen oder
nur geringen absehbaren negativen
Folgen fur den Ratsuchenden ver-
bunden gewesen. Als falsch wurde
eine Antwort auch dann bewertet,
wenn der Testanrufer angab, eine
Empfehlung erhalten zu haben, weil
die Beratung non-direktiv erfolgen
sollte. Solche falschen Empfeh-
lungsantworten waren insbesonde-

Client-Untersuchung

re in medizinischen Testszenarien
zu verzeichnen, wo die Vermittlung
von evidenzbasierter Informationen,
beispielsweise aus Leitlinien,
schnell als Empfehlung des Bera-
ters oder der Beraterin missver-
standen werden kann.

Die Testanrufe ergaben weiterhin,
dass die Freundlichkeit und Ver-
standlichkeit der Beraterinnen und
Berater kaum noch zu steigern wa-
ren. Die Beraterinnen und Berater
waren sehr schnell und zuverléassig
bei den zugesagten Rickrufen oder
dem Versenden von Informations-
materialien. Die Neutralitat und
Ausgewogenheit der Informationen
der Beratung wurde mit guten bis
sehr guten Noten anerkannt und
Verweise wurden nachweislich
dann vorgenommen, wenn es notig
war. Ratsuchende wurden somit er-
folgreich in ihrer autonomen Ent-
scheidungsfindung unterstutzt.

Verbesserungsbedarfe am Ende
der Forderperiode bestanden laut
der externen Begleitforschung in
der schlechten telefonischen Er-
reichbarkeit der RBS und der expli-
ziten und umfanglichen Benennung
der Quellen der Beratungsinforma-
tionen. Auf die schwierige Erreich-
barkeit aufgrund einer rasant ge-
stiegenen Nachfrage hatte die UPD
mehrfach, auch &ffentlich hingewie-
sen und im Rahmen der vertragli-
chen Vereinbarungen notwendige
Schritte zur Verbesserung der Er-
reichbarkeit eingeleitet. Auch an
der Nennung der Quellen im ge-
wiinschten Umfang wurde gearbei-
tet und dabei die Vermittlungsfahig-
keit nicht au3er Acht gelassen.

86



Impressum

Impressum

Herausgeber
Unabhangige Patientenberatung Deutschland — UPD gGmbH
Bundesgeschéftsstelle | LittenstralRe 10 | 10179 Berlin

Redaktion

Patienten[projekte]

Dr. Sebastian Schmidt-Kaehler, MPH
Laerstr. 55 | 33775 Versmold

V.i.S.d.P.
Stephanie Jahn

Zitierweise
Unabhéangige Patientenberatung Deutschland — UPD gGmbH (Hrsg) (2015):
Abschlussbericht zur Férderphase 2011 - 2015. UPD, Berlin.

Mitwirkende (in alphabetischer Reihenfolge)
Jan Bruns

Elke Anna Eberhard
Thomas Hollacher
Stephanie Jahn

Kai Kirchner

Sandra Kruger

Frank Rosenbach
Danila Roth

Rainer Shzresny
Simone Schirrmacher
Stephanie Sperlich
Barbara Todte

87



Anhang

Anhang

Leistungsbeschreibung

In der nachfolgenden, sogenannten Leistungsbeschreibung wurden die fir die Férderphase 2011 bis 2015 malf3-
geblichen Aufgaben und Ziele des Vorhabens einer unabhéngigen Patientenberatung in Deutschland fiir die Aus-
schreibung vom GKV-Spitzenverband unter beratender Beteiligung des Beirats nach § 65 b SGB V festlegt.
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1 Vorbemerkung

Seit dem 1. Juli 2001 fordern die Verbande der Krankenkassen im
Rahmen des § 65b SGB V Modellvorhaben zur unabhéngigen Ver-
braucher- und Patientenberatung. Die bis zum 30. Juni 2005 ge-
wonnenen Erkenntnisse aus der ersten Férderphase waren die
Ausgangsbasis dafur, noch offen gebliebene Fragestellungen in ei-
nem weiterentwickelten Modellvorhaben zu erproben. Dazu wurde
am 10. April 2006 ein Modellverbund mit dem Namen Unabhéangige
Patientenberatung Deutschland gGmbH gegriindet. Der Modellver-
bund hat am 31. Januar 2007 die Beratung fir Verbraucher und Pa-
tienten aufgenommen. Die Férderung ist bis zum 31. Dezember
2010 befristet.

Aufgrund einer zum 1. Januar 2011 geplanten gesetzlichen Neure-
gelung des § 65b SGB V (im Folgenden: § 65b SGB V (neu)) wird
der GKV-Spitzenverband ab Inkrafttreten flr einen Zeitraum von
funf Jahren den Regelbetrieb einer Einrichtung férdern, die Ver-
braucher und Patienten in gesundheitlichen und gesundheitsrechtli-
chen Fragen bundesweit qualitatsgesichert und kostenfrei informiert
und berat. Das jahrliche Fordervolumen betragt im Jahr 2011
5.081.000 Euro und setzt sich folgendermal3en zusammen:

Verfugbare Mittel gem. § 65b SGB V (neu) 5200 000 €
Davon abziiglich Budget der externen Evaluation 119 000 €
Summe 5081 000 €

Gemal 8§ 65 b SGB V (neu) wird sich die Férdersumme in den
Folgejahren (ab 2012) entsprechend der prozentualen Veranderung
der monatlichen Bezugsgrof3e nach § 18 Abs. 1 SGB IV anpassen.

Der PKV Verband der privaten Krankenversicherung e.V. hat sich
gegenuber dem GKV-Spitzenverband verpflichtet, dem Zuwen-
dungsempfanger fir drei Jahre zusatzlich einen Betrag zur Verfi-
gung zu stellen. Dieser belauft sich im Jahr 2011 auf 364.000 € und
wird in den Jahren 2012 und 2013 analog der prozentualen Veran-
derung der monatlichen BezugsgréRe nach § 18 Abs. 1 SGB IV an-
gepasst. Er ist vom Fordermittelempfanger fir die Finanzierung ei-
nes zusatzlichen muttersprachlichen Angebots fiir Ratsuchende mit
Migrationshintergrund zu verwenden. Der PKV e.V. ist nicht Partei
der mit dem erfolgreichen Bieter abzuschlieRenden Fordervereinba-
rung. Die zusétzlichen Mittel wird der PKV e.V. dem Fdrdermittel-
empfanger vielmehr auf der Grundlage eines gesonderten Vertra-
ges gewahren.
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Die Bieter haben bei der Kalkulation ihres Angebots somit folgendes
Finanzvolumen (in Tsd. Euro) zugrunde zu legen:

2011 2012 2013 2014 2015
GKV 5081€| 5081€’| 5081€’| 5081€’| 5081€
PKV 364€| 364€™)| 364€™) . .

Gesamt 5445 € 5 445 € 5 445 € 5081 € 5081€

Die Fordermittel des GKV-Spitzenverbandes sind vollstandig fur die
Umsetzung der Information und Beratung von Verbrauchern und
Patienten einzusetzen. Der PKV Verband der privaten Krankenver-
sicherung e.V. wird mit dem in diesem Verfahren auszuwéahlenden
Fordermittelempféanger eine entsprechende Vereinbarung Uber die
Verwendung der von ihm zur Verfiigung gestellten Mittel treffen.

Ziel der zu fordernden neutralen und unabhangigen Verbraucher-
und Patientenberatung ist es, ein qualitativ hochwertiges Informa-
tions- und Beratungsangebot im Regelbetrieb bereitzustellen, das
fur Ratsuchende kostenfrei und leicht zuganglich ist, und dessen
fachliche Unabhangigkeit, insbesondere von Interessen der Leis-
tungserbringer und Kostentrager im Gesundheitswesen, nachweis-
bar ist. Die neutrale und unabhéangige Verbraucher- und Patienten-
beratung soll zur Starkung der Patientensouveranitat und zur
Erreichung der mit § 65b SGB V (neu) gesteckten Ziele beitragen.

Um ihren Auftrag zu erfiillen, muss die unabhangige Verbraucher-
und Patientenberatung mit anderen bereits bestehenden Informa-
tions- und Beratungsangeboten kooperieren, sofern diese den hier
beschriebenen Qualitatskriterien fiir Information und Beratung ge-
recht werden. Zur Vermeidung von Doppelstrukturen soll eine neut-
rale und unabhangige Verbraucher- und Patientenberatung an an-
dere qualifizierte oder auch zustandige Akteure weiter verweisen
(Lotsenfunktion). Entsprechende Verweisinformationen missen da-
her Bestandteil des Informations- und Beratungsprozesses der un-
abhangigen Verbraucher- und Patientenberatung sein. Nur in auf-
wandigen Einzelfallen und bei fehlenden Verweisoptionen kann eine
Begleitung von Ratsuchenden notwendig sein, um deren Anliegen
zu klaren.

Neben der Information und Beratung von Verbrauchern und Patien-
ten im Gesundheitswesen muss die neutrale und unabhéngige Ver-
braucher- und Patientenberatung auch dazu dienen, Erkenntnisse
aus der Beratungstatigkeit in die Organisation der Versorgungsab-
laufe zurtckflieRen zu lassen. Diese Aufgabe hat die zu férdernde
Beratungseinrichtung u.a. durch regelmafiige Berichterstattung an

*) GeméaR § 65 b SGB V (neu) wird sich die Férdersumme in den Folgejahren (ab 2012) entsprechend der prozentualen Verénderung der mo-
natlichen BezugsgréRe nach § 18 Abs. 1 SGB IV anpassen.

**) Die Fordermittel des PKV Verband der privaten Krankenversicherung e.V. erhéhen sich (ab 2012) analog der prozentualen Veréanderung der
monatlichen BezugsgroRe nach § 18 Abs. 1 SGB IV.
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den Patientenbeauftragten der Bundesregierung auf der Grundlage
einer gesicherten Datenbasis zu erfillen.

Die Beratungstatigkeit der zu férdernden neutralen und unabhéngi-
gen Verbraucher- und Patientenberatung muss einer dauerhaften
internen Qualitatssicherung und Prozessoptimierung unterliegen.
Zusatzlich wird der GKV-Spitzenverband eine aus den Fordermitteln
zu finanzierende externe Evaluation beauftragen. Er wird zudem ei-
nen Beirat einrichten, der das Regelangebot auch weiterhin in bera-
tender Funktion begleiten wird.

2 Leistungsbereiche

Die zu vergebenden Fordermittel sind fir eine kostenfreie und quali-
tatsgesicherte Information und Beratung von Verbraucherinnen und
Verbrauchern sowie Patientinnen und Patienten in gesundheitlichen
und gesundheitsrechtlichen Fragen einzusetzen mit dem Ziel, die
Patientenorientierung im Gesundheitswesen zu starken, Problemla-
gen im Gesundheitssystem aufzuzeigen und die gesundheitlichen
Kompetenzen von Ratsuchenden zu férdern.

Die Verbraucher- und Patientenberatung muss nach § 65b SGB V
(neu) unabhéngig und neutral sein. Unabhangigkeit und Neutralitat
in diesem Sinne sind wie folgt definiert:

o Einflussnahmen auf Beratungsinhalte oder auch Beratungs-
standards durch Dritte (Trager oder auch Kooperations-
partner) missen ausgeschlossen sein. Zu diesem Zweck
muss die zu férdernde Einrichtung insbesondere Uber eine
entsprechend verfasste und gestaltete Rechtsform verfligen;

o die Organisationsform der zu férdernden Einrichtung ist so
zu gestalten, dass Nutzer die eigenstandige Existenz einer
unabhangigen Patientenberatung wahrnehmen. Dies bedingt
insbesondere die Zurlickstellung eigener institutioneller Inte-
ressen hinter die Forderziele.

Die Bieter missen in dem dem Angebot beizufigenden Realisie-
rungskonzept darlegen, mit welchen rechtlichen, organisatorischen
oder institutionellen Mitteln sie Unabhangigkeit und Neutralitét in der
Verbraucher- und Patientenberatung gewéhrleisten werden.

Im Einzelnen umfasst die zu férdernde Téatigkeit die folgenden Auf-
gaben:
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2.1 Zentrale Steuerung

Die unabhangige Verbraucher- und Patientenberatung muss aus
regionalen Beratungsstellen (siehe hierzu unter 2.2) und einer zent-
ralen Steuerungseinheit bestehen. Die strategische und operative
Steuerung wird durch die zentrale Einheit wahrgenommen. Sie
muss gewabhrleisten, dass fachliche und organisatorische Vorgaben
unverziglich und in der gesamten Organisation umgesetzt werden.

Die wichtigsten Aufgabenfelder der zentralen Steuerungseinheit
sind:

e Aufbau und Weiterentwicklung eines Netzwerks von regiona-
len Beratungsstellen.

e Konzeption und Pflege eines internetgestitzten Informa-
tions- und Beratungsangebots (siehe hierzu unter 2.4)

e Betrieb eines kostenfreien, bundesweit einheitlich anzuwah-
lenden, zentralen Beratungstelefons (siehe hierzu unter 2.3)

¢ Finanzcontrolling zur Sicherstellung des zweckgebundenen
und wirtschaftlichen Ressourceneinsatzes

e Durchfiihrung der Presse- und Offentlichkeitsarbeit auf Bun-
desebene und Unterstlitzung bzw. Koordinierung der regio-
nalen Aktivitaten (siehe hierzu unter 2.10)

¢ Aufbau und Pflege eines Netzwerks zu fachlichen und politi-
schen Institutionen, Kooperationspartnern etc. auf Bundes-
ebene und Unterstlitzung der regionalen Aktivitaten (siehe
hierzu unter 2.6)

e Gewabhrleistung einer kontinuierlichen Qualitatsentwicklung
und -sicherung zur Sicherstellung eines einheitlichen Infor-
mations- und Beratungsprozesses auf hohem Niveau inkl.
Quialitats- und Wissensmanagement und Qualifizierung der
Mitarbeiter (siehe hierzu unter 2.8)

e Aggregierte thematische Auswertung von Beratungsanfra-
gen und gezielte Ruckmeldung der Ergebnisse ins System
der Gesundheitsversorgung (siehe hierzu unter 2.11)

Aus dem Realisierungskonzept muss ersichtlich werden, wie das
Zusammenwirken von zentraler Steuerungseinheit und regionalen
Beratungsstellen gestaltet wird. Es muss dargestellt werden, welche
Instrumente zur strategischen und operativen Steuerung eingesetzt
werden, welche Weisungsbefugnisse die zentrale Steuerung ggu.
den regionalen Beratungsstellen hat und wie diese durchgesetzt
werden kénnen. Weiterhin ist darzulegen, wo der Standort der zent-
ralen Steuerungseinheit sein wird und dass sie mit einer kompeten-
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ten Leitung und ebenso kompetenten Referenten in den vorgenann-
ten Aufgabenfeldern ausgestattet und organisiert wird.

2.2 Regionale Beratungsstellen

2.2.1 Regionale Prasenz

Fur die Beratung von Patienten und Verbrauchern sind bundesweit
Beratungsstellen einzurichten. Dadurch soll sichergestellt werden,
dass die unabhangige Verbraucher- und Patientenberatung Kennt-
nis der regionalen gesundheitlichen Versorgungsstrukturen hat, die-
se Kenntnisse in die Information und Beratung von Ratsuchenden
einflieBen lasst und sich in den regionalen Netzwerken im Sinne der
Ziele der unabhangigen Verbraucher- und Patientenberatung enga-
gieren kann (vgl. hierzu auch unter 2.9). Durch die Verteilung der
regionalen Standorte muss eine gute Zuganglichkeit des Angebots
im Sinne einer guten verkehrstechnischen Erreichbarkeit gewéhr-
leistet werden.

Fir die Anzahl und Auswahl der Standorte der regionalen Bera-
tungsstellen sind in dem Realisierungskonzept begrindete Vor-
schlage zu unterbreiten. Dabei ist es winschenswert, dass eine ge-
ografische Nahe zu Parallelangeboten bereits existierender, ahnlich
ausgerichteter Patientenberatungsstellen vermieden wird.

2.2.2 Beratungsschwerpunkte

Insgesamt ist die zu férdernde unabhéngige Verbraucher- und Pati-
entenberatung als ein niedrigschwelliges, thematisch breit aufge-
stelltes Angebot einzurichten.

Die Information und Beratung in den regionalen Beratungsstellen
konzentriert sich besonders auf gesundheitlich-medizinische sowie
gesundheitsrechtliche Gebiete. Im Mittelpunkt stehen dabei vor al-
lem folgende Aspekte:

e Klarung von Problemen mit Leistungserbringern und Kosten-
tragern

e Adressen und Telefonnummern von Arzten, Krankenh&ausern,
Beratungsstellen usw.

e Rechte und Anspriiche von Patienten
e Wechsel der Krankenversicherung

o Moglichkeit, zu medizinischen Fragestellungen eine zusatzli-
che, evidenzbasierte Einschatzung zu erhalten

o Wirksamkeit und Risiken von verschreibungspflichtigen Medi-
kamenten
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e Anderungen bzw. neue Bestimmungen durch Gesund-
heitsreformen oder Rechtsanderungen

e Beitragssatze, Leistungen und Zusatzversicherungen im
Rahmen der Gesetzlichen Krankenversicherung

Um Ratsuchende in ihrer Entscheidungsfahigkeit in Gesundheits-
fragen und bei der Wahrnehmung ihrer Rechte gegentiber Leis-
tungserbringern und Kostentragern zu starken, missen Informatio-
nen und Beratung dabei stets sachlich korrekt und bei
medizinischen Fragestellungen auf der Basis der hdochsten verfiig-
baren Evidenz erfolgen.

Information und Beratung sind so zu strukturieren, dass sie zu einer
Orientierung der Ratsuchenden und Klarung ihrer Anliegen fuhren,
sich jedoch von der anwaltlichen wie arztlichen Téatigkeit abgrenzen.
Daher sind klare Grenzen der Beratung und Standards fir die quali-
fizierte Weiterleitung von Ratsuchenden notwendig:

¢ Bei gesundheitlich-medizinischen Fragestellungen ist das

Angebot der unabhéngigen Verbraucher- und Patientenbera-
tung strikt von der arztlichen Tatigkeit abzugrenzen. Sie wird
bei indikationsspezifischen Anfragen informierend und bera-
tend im Sinne einer qualifizierten nicht-direktiven Erstbera-
tung mit Orientierungs- und Lotsenfunktion zur Starkung der
Patientensouveranitat tatig. Eine intensive begleitende Ein-
zelfallhilfe ist nur in Ausnahmefallen vorzusehen.

e Der Umfang der gesundheitsrechtlichen Beratung ist auf all-
gemeine rechtliche Auskinfte begrenzt. Im Rahmen dieser
Beratung sind Ratsuchende dartber aufzuklaren, welche
rechtlichen Mdglichkeiten sich ihnen bei bestimmten Frage-
stellungen erdffnen. Auch hier gilt, dass eine intensive be-
gleitende Einzelfallhilfe nur in Ausnahmeféllen vorzusehen
ist.

Die gesundheitlich-medizinische und gesundheitsrechtliche Bera-
tung wird durch eine psychosoziale Kompetenz erganzt. Diese be-
zieht sich auf allgemeine Beratungskompetenzen fir eine I6sungs-
und patientenorientierte Gesprachsfihrung, Krankheitsbewaltigung,
Starkung im Umgang mit den Akteuren des Versorgungssystems
etc..

Im Realisierungskonzept ist darzulegen, welche Qualitatsstandards
der Beratung in den relevanten Bereichen zugrunde gelegt werden
und welche Verweisregeln beachtet werden. Die Umsetzung und
Einhaltung dieser Standards im Rahmen eines zentralen Qualitats-
managements (vgl. hierzu auch unter 2.1 und 2.8) muss deutlich
werden.
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2.2.3 Qualifikation und Vergutung der Mitarbeiter

Die durch den Zuwendungsempfanger vorzunehmende Stellenbe-
setzung hat interdisziplinar zu erfolgen. Fir das &arztliche Fachper-
sonal ist eine Quote von 25 % winschenswert. Weitere Mitarbeiter
sollten Uber einen juristischen oder psychologischen Hochschulab-
schluss verfligen oder sich durch einschlagige Berufserfahrung in
der Patientenberatung und einen anderweitigen akademischen Ab-
schluss mit Bezug zum Gesundheitswesen qualifizieren.

Um bei gegebener Interdisziplinaritat in der Mitarbeiterstruktur die
Voraussetzung fiur eine einheitliche Identitat der unabhangigen Ver-
braucher- und Patientenberatung zu starken, ist ein einheitliches,
plausibles Gehaltsgeflige wiinschenswert.

Aus dem Realisierungskonzept muss hervorgehen, welche Qualifi-
kationen die bereits verfligbaren Berater besitzen bzw. wie die Be-
setzung der Stellen geplant ist, und welche Vergiitung zugrunde ge-
legt wird. Dartber hinaus ist darzulegen, welche Kriterien der
Personalauswahl angelegt werden und welche Personalentwick-
lungsstrategie verfolgt wird, um die einheitliche Beratungsqualitat
dauerhaft sicherstellen zu kénnen.

2.2.4 Erreichbarkeit und Beratungsformen

Die Information und Beratung in den regionalen Beratungsstellen er-
folgt personlich in Form von offentlichen Sprechstunden, personlich-
telefonisch, postalisch und per E-Mail. Die persénliche und telefoni-
sche Erreichbarkeit der Beratungsstellen soll verbundeinheitlich an
mindestens vier Wochentagen erfolgen. Vormittage, Nachmittage
und friihe Abendstunden sind dabei bedarfsgerecht abzudecken.

Der Zugang zu den Raumlichkeiten der regionalen Beratungsstellen
ist barrierefrei zu gestalten.

Das Realisierungskonzept muss konkrete und aufeinander abge-
stimmte Angaben zur Erreichbarkeit der unterschiedlichen Bera-
tungsformen auf regionaler Ebene unter Einbeziehung eines einzu-
richtenden kostenfreien, bundesweit einheitlich anzuwéhlenden
Beratungstelefons (siehe hierzu unter 2.3) und eines umfangrei-
chen, internetbasierten Informations- und Beratungsangebots (siehe
hierzu auch unter 2.4) enthalten.

2.2.5 Personelle Ausstattung

Bei der personellen Ausstattung der regionalen Beratungsstellen ist
zu beriicksichtigen, dass zur Gewabhrleistung nutzerfreundlicher
Offnungszeiten, einer guten Erreichbarkeit wahrend der Sprechzei-
ten sowie zur Sicherstellung des Beratungsbetriebs auch bei Ur-
laub, Krankheit, Fortbildung etc. eine Mindestausstattung pro regio-
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naler Beratungsstelle mit drei vollzeitadquivalenten Stellen wiin-
schenswert ist.

Das Realisierungskonzept muss Angaben enthalten, Gber welche
personelle Ausstattung die regionalen Beratungsstellen verfligen
sollen.

2.2.6 Beratungsunterstiutzende Aufgaben

Das Aufgabenspektrum der regionalen Beratungsstellen umfasst
neben der unmittelbaren Beratungstatigkeit die aktive Mitwirkung an
der Netzwerk- und Offentlichkeitsarbeit der unabhangigen Verbrau-
cher- und Patientenberatung und der Qualitatssicherung des Bera-
tungsangebots. Zentral hierfur ist u.a.:

e die Beteiligung an gemeinsamer Dokumentation, Evaluation
und Qualitatssicherung in der Beratung sowie die regelma-
RBige Beteiligung an Fortbildungsveranstaltungen (vgl. hierzu
auch unter 2.8)

¢ die Mitwirkung bei der Herstellung von stabilen Koope-
rationsbeziehungen und Vernetzungsstrukturen innerhalb
und auRerhalb des Verbundes (vgl. hierzu auch unter 2.9),

¢ die Beriicksichtigung des verbundweiten und -einheitlichen
Corporate Designs sowie die Mitwirkung an einer abge-
stimmten Offentlichkeitsarbeit (vgl. hierzu auch unter 2.10)

AulRerdem ist in den regionalen Beratungsstellen fur eine professio-
nelle Blroorganisation und -infrastruktur zu sorgen, die u.a. gewéahr-
leistet, dass personlich und telefonisch Ratsuchende empfangen
und weitergeleitet werden kdnnen sowie die Mittelverwendung den
Erfordernissen eines professionellen Finanzcontrollings entspre-
chend dokumentiert wird.

Im Realisierungskonzept ist darzustellen, wie diese Leistungs- und
Qualitatsmerkmale der beratungsunterstiitzenden Aufgaben organi-
siert und abgedeckt werden.

2.3 Bundesweites Beratungstelefon

Neben den persoénlichen, telefonischen, postalischen und internet-
basierten Informations- und Beratungsangeboten soll die unabhan-
gige Verbraucher- und Patientenberatung tber ein kostenfreies,
bundesweit einheitlich anzuwahlendes zentrales Beratungstelefon
erreichbar sein. Hierfur wird eine bundesweit einheitliche Telefon-
nummer (0800-Nummer) zur Verfligung gestellt.

Aus dem Realisierungskonzept muss hervorgehen, wie das bun-
desweit einheitliche Beratungstelefon in ein schlissiges Gesamt-
konzept zur unabhangigen Verbraucher- und Patientenberatung in-
tegriert wird.
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2.4 Internetangebot

Ein thematisch strukturiertes und umfassendes Informationsange-
bot, das im Vorfeld oder im Nachgang einer Beratung per Internet
zur Verfugung gestellt wird, sowie eine Online-Beratungsmaglichkeit
per E-Mail sind als eigenstéandige Gestaltungsbereiche aufzubauen.
Die existierenden Domains <www.upd-online.de>,
<www.unabhaengige-patientenberatung.de> und
<www.unabhé&ngige-patientenberatung.de> werden vom GKV-
Spitzenverband zur Verfligung gestellt. Das Internet ist als integraler
Bestandteil des Informations- und Beratungskonzepts fiir die unab-
hangige Verbraucher- und Patientenberatung zu nutzen, inhaltlich
und technisch zu pflegen und professionell weiterzuentwickeln.

Neben den Inhalten der unabhéangigen Verbrauche- und Patienten-
beratung missen auch Informationen tiber andere Anbieter qualita-
tiv hochwertiger Beratungs- und Informationsleistungen zur Verfi-
gung gestellt werden.

Der Internetauftritt liegt auf einem neutralen Server. Der Anbieter
erhalt vom GKV-Spitzenverband fir die Zeitdauer des Vertrages
den uneingeschrénkten, kostenlosen Zugang zum Server und allen
bereitgestellten Software-Komponenten.

Das Portal muss den Grundséatzen der Barrierefreiheit folgen. Hier-
bei ist das Messverfahren der "BIK - barrierefrei informieren und
kommunizieren" (www.bik-online.info) ausschlaggebend. Als Ziel-
wert im Sinne des Messverfahrens soll mindestens eine gute Zu-
ganglichkeit erreicht werden (>= 90 Punkte nach BIK).

In dem Realisierungskonzept ist darzulegen, welche Informations-
bereiche das Internetangebot der unabhangigen Verbraucher- und
Patientenberatung abdecken wird. Deutlich werden muss, wie es
sich als ein eigenstéandiges, aktuelles und qualitatsgesichertes In-
formations- und Beratungsinstrument in das Gesamtkonzept der
unabhangigen Verbraucher- und Patientenberatung einfugt.

2.5 Uberregionale Kompetenzstellen

Das Angebot der regionalen Beratungsstellen ist durch themenspe-
zifische Uberregionale Angebote zu ergdnzen. Diese sollen im Sinne
von Kompetenzstellen eine fachspezifische Hintergrundberatung
der Berater und / oder indikations- und versorgungsspezifische In-
formations- und Beratungsangebote fir Ratsuchende bereithalten.
Auswabhlkriterien fiir die Themen der Uberregionalen Kompetenzstel-
len sind z.B. eine hohe versorgungspolitische Relevanz bzw. die
Komplexitat entsprechender Anfragen bei der unabhéngigen Ver-
braucher- und Patientenberatung.

Uberregionale Kompetenzstellen kénnen entweder in Kooperation
mit externen Partnern eingerichtet werden, wenn diese bereits un-
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abhangig und qualitativ hochwertig arbeiten. Ebenso ist auch eine
Kompetenzbindelung an Standorten der unabhéngigen Verbrau-
cher- und Patientenberatung mdaglich.

Im Realisierungskonzept sind begrindete Vorschlage fur die thema-
tische Ausrichtung, das Leistungsprofil und die Organisationsform
Uberregionaler Kompetenzstellen zu unterbreiten. Zudem hat der
Bieter zu skizzieren, wie deren Einbindung in die unabhangige Ver-
braucher- und Patientenberatung und ihre bedarfsgerechte Zugang-
lichkeit fur Berater und / oder Ratsuchende sicher gestellt werden
soll.

2.6 Innovationsprojekte

Parallel zum Regelbetrieb der unabhangigen Verbraucher- und Pa-
tientenberatung sollen innovative Zugangswege zu schwer erreich-
baren Zielgruppen der Beratung oder innovative Beratungsformen
und -themen erprobt werden. Diese miissen von hoher Relevanz fir
die Weiterentwicklung einer neutralen und unabhangigen Verbrau-
cher- und Patientenberatung sein. Ein Ergebnistransfer dieser Er-
probung in das Regelangebot soll wahrend der Laufzeit geleistet
werden.

Die Erprobung soll durch eine eigenstandige fachliche Begleitung
und Wirkungsanalyse unterstitzt werden. Der Budgetrahmen fiir In-
novationsprojekte und Begleitung betragt maximal bei 1,5 % der ge-
setzlich vorgesehenen jahrlichen Férdersumme.

Im Realisierungskonzept mussen begriindete Themenvorschlage
fur Innovationsprojekte enthalten sein.

Die Auswahl eines oder mehrerer Themen und die Organisation und
Einbindung entsprechender Projekte erfolgt im Laufe des ersten
Forderjahres auf der Grundlage eines dann konkret auszuarbeiten-
den Feinkonzeptes unter Einbeziehung des vom GKV-
Spitzenverband einzurichtenden Beirats.

2.7 Angebote fur Ratsuchende mit Migrationshintergrund

Um Ratsuchenden mit Migrationshintergrund ein muttersprachliches
Angebot machen zu kdnnen (z.B. in turkischer Sprache), sind min-
destens vier qualifizierte Berater einzusetzen, die zusatzlich tber
einen nachweisbaren bilingualen, interkulturellen Ausbildungs- oder
beruflichen Erfahrungshintergrund verfiigen.

Zur Finanzierung dieses, zunachst auf drei Jahren befristeten An-
gebots, zusatzlichen muttersprachlichen Angebots stellt der Ver-
band der privaten Krankenversicherung e.V. im Jahr 2011 364.000
Euro zur Verfigung. In den Jahren 2012 und 2013 erhdht sich die-
ser Betrag analog der prozentualen Veranderung der monatlichen
BezugsgroRe nach § 18 Abs. 1 SGB IV.
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Aus dem Realisierungskonzept muss erkennbar sein, wie sich der
Bieter bei der Beratung, der Einrichtung von tberregionalen Kompe-
tenzstellen oder der Umsetzung von Innovationsprojekten der Ziel-
gruppe mit Migrationshintergrund annehmen wird. Es muss deutlich
werden, wie die Berater mit einem zusatzlichen bilingualen, interkul-
turellen Hintergrund in das Angebot einer unabh&ngigen Patienten-
beratung integriert werden.

2.8 Qualitatsmanagement

Die unabhangige Verbraucher- und Patientenberatung muss auf
Basis klarer Beratungsstandards erfolgen, um eine einheitliche Qua-
litat auf hohem Niveau sicherzustellen. Es bedarf einer klaren Defi-
nition, zu welchen Themen auf welcher Wissensgrundlage wie in-
tensiv informiert und beraten wird, und wie Abgabe- und
Verweisregeln umzusetzen sind. Definiert werden muss auch, wo
Nutzer nicht weiterverwiesen werden kénnen und eine eigene In-
formation und Beratung bis hin zur Einzelfallbetreuung erfolgt.

Um das Angebot optimal an die Bedurfnisse der Ratsuchenden
auszurichten, ist die Weiterentwicklung und Anwendung strukturie-
render und qualitatssichernder Prozessstandards notwendig. Die zu
férdernde Einrichtung muss die strategische und operative Steue-
rung der Beratungstatigkeit durch eine zentrale Steuerungseinheit
gewahrleisten, um fachliche und organisatorische Vorgaben, insbe-
sondere einheitliche Qualitatsstandards zeitnah in der Einzelbera-
tung umzusetzen. Unverzichtbare Qualitatskriterien der Beratungs-
tatigkeit sind dabei die sachliche Richtigkeit, die Evidenzbasiertheit
medizinischer Auskilnfte und die nicht-direktive, weltanschaulich
neutrale, empathische und allgemein verstandliche Beratung und
Vermittlung von Information. Diese Qualitatskriterien kennzeichnen
die Professionalitat der unabhangigen Patientenberatung und sind
von allen Organisationseinheiten verbindlich umzusetzen.

Im Realisierungskonzept ist darzulegen, wie entsprechende Bera-
tungsstandards durch zentral verantwortete Verfahren der Quali-
tatsentwicklung und -sicherung, der Personalentwicklung, des Wis-
sensmanagements, des internen Beschwerdemanagements etc.
gewahrleistet werden.

2.9 Kooperation und Vernetzung

Ein Erfolgsfaktor einer neutralen und unabhangigen Verbraucher-
und Patientenberatung besteht im Aufbau und in der Pflege eines
Kooperationsnetzwerks zu anderen unabhangigen, aber auch inte-
ressengebundenen Partnern im Gesundheitssystem, soweit diese
gualitatsgesicherte Informationen und Beratung anbieten oder eine
fachliche Zustandigkeit fir die Anliegen der Ratsuchenden haben.
Die Netzwerkarbeit soll auf Bundesebene und ganz gezielt auch auf
regionaler Ebene stattfinden, damit Ratsuchende mit ihren Anliegen
hier an kompetente bzw. zustandige Institutionen und ggf. auch an
11
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konkrete Ansprechpersonen verwiesen werden kénnen. Auch um-
gekehrt gilt, dass Kooperationspartner im Gesundheitssystem den
Auftrag und die Leistungen der unabhangigen Verbraucher- und Pa-
tientenberatung kennen missen, um ihrerseits hierhin verweisen zu
kénnen. Aus der Vernetzung und Kooperation ergibt sich somit ein
zentraler Mehrwert der regionalen Prasenz einer unabhangigen Pa-
tientenberatung.

Sowohl auf Bundes- als auch auf regionaler Ebene kooperiert die
neutrale und unabhangige Verbraucher- und Patientenberatung mit
Kostentragern, Leistungserbringern, fachlich relevanten Instituten,
Anbietern von Beratung und Information, der Selbsthilfe, Vertretern
der Politik, gesundheitspolitischen Verbanden, Gremien und Bind-
nissen, Wohlfahrtsverbanden etc.

Die Mitarbeiter in den regionalen Beratungsstellen und der zentralen
Steuerungseinheit missen Uber fundierte Kenntnisse der Strukturen
und Akteure im Gesundheitssystem verfligen. lhre Bereitschaft und
Kompetenz, mit anderen qualifizierten Anbietern und Akteuren zu-
sammenzuarbeiten und an diese in geeigneten Fallen auch zu ver-
weisen, sind unverzichtbar, um Synergieeffekte zu nutzen und Dop-
pelstrukturen zu vermeiden.

Das Realisierungskonzept muss konzeptionelle Vorstellungen ent-

halten, die erkennen lassen, auf welchen relevanten Kontakten die

Bieter auf Bundes- und regionaler Ebene aufbauen und wie sie die-
se im Kontext der unabhangigen Verbraucher- und Patientenbera-

tung einbringen und erweitern wollen.

2.10 Offentlichkeitsarbeit

Die Offentlichkeitsarbeit soll dazu beitragen, die unabhangige Ver-
braucher- und Patientenberatung bekannt zu machen und ihr ein-
heitliches Markenbild zu verfestigen. Fir die Offentlichkeitsarbeit
muss daher ein einheitliches Corporate Design verwendet werden,
so dass die eigenstandige Identitat einer unabhéngigen Verbrau-
cher- und Patientenberatung klar erkennbar ist. Die Wort-Bildmarke
der unabhangigen Verbraucher- und Patientenberatung sowie die
Domains <www.upd-online.de>, <www.unabhaenqige-
patientenberatung.de> und <www.unabh&ngige-
patientenberatung.de> werden vom Auftraggeber zur Verfigung ge-
stellt.

In dem Realisierungskonzept ist das Vorgehen fiir die regionale und
bundesweite Offentlichkeitsarbeit zu skizzieren. Es muss daraus
hervorgehen, wie die Bekanntheit der unabhangigen Verbraucher-
und Patientenberatung in den Regionen und im Bund und das ein-
heitliche Markenbild gestarkt werden.

12


http://www.upd-online.de/
http://www.unabhaengige-patientenberatung.de/
http://www.unabhaengige-patientenberatung.de/
http://www.unabhängige-patientenberatung.de/
http://www.unabhängige-patientenberatung.de/

Anhang

2.11 Ruckmeldefunktion

Die neutrale und unabhangige Verbraucher- und Patientenberatung
hat im Rahmen einer regelm&Rigen Berichterstattung an den Beauf-
tragten der Bundesregierung fur die Belange der Patientinnen und
Patienten Uber Schwerpunkte der Beratungstatigkeit und identifi-
Zierbare Problemlagen zu berichten und damit eine Seismografen-
funktion zu erfillen. Die Vorlage eines schriftlichen Berichts erfolgt
jahrlich. Zum jeweiligen Halbjahr soll ein Zwischenstand an den Pa-
tientenbeauftragten tbermittelt werden, der es erlaubt, Erkenntnisse
aus der Beratung in die Organisation der Versorgungsabléaufe zu-
riickflieRen zu lassen und der ggf. auch Hinweise zu Uber-, Unter-
und Fehlversorgung geben kann.

Eine fur die Berichterstattung notwendige differenzierte Falldoku-
mentation ist in Abstimmung mit einer vom GKV-Spitzenverband im
Rahmen der externen Evaluation zur Verfiigung gestellten gesund-
heitswissenschaftlichen Unterstiitzung einzurichten. Die Berichtsle-
gung erfolgt ebenfalls in Zusammenarbeit mit dieser gesundheits-
wissenschaftlichen Unterstiitzung. Nahere Festlegungen hierzu
enthéalt die Férdervereinbarung.
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